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A. Problem 

Mit den Ergebnissen der internationalen Vergleichsstudien wie PISA und IGLU sind auch 

die Bildungsbeteiligung und der Bildungserfolg von Schülerinnen und Schülern mit Migrati-

onshintergrund in den Fokus der bildungspolitischen Aufmerksamkeit gelangt. Die Senato-

rin für Bildung und Wissenschaft hat seit Veröffentlichung der Studien Anfang des Jahrtau-

sends eine Reihe von gezielten Maßnahmen unter erheblichen Einsatz von zusätzlichen 

Ressourcen realisiert, um die Schulerfolge von Schülerinnen und Schülern mit Migrations-

hintergrund zu verbessern. 

Diese Einzelmaßnahmen werden seit 2008 zunehmend in eine Gesamtstrategie überführt; 

u.a. mit der Einleitung der Schulreform in 2008, dem Schulkonsens und dem Schulgesetz 

erfolgten wichtige Rahmensetzungen, um die Bildungsbeteiligung und den Bildungserfolg 

von allen Schülerinnen und Schülern zu verbessern. Kernelemente sind die Einführung der 

Oberschule sowie der Inklusion. 

Der Inklusionsbegriff im Schulgesetz ist dabei von Beginn an weit gefasst: Nach § 3 Absatz 

4 haben „Bremische Schulen (…) den Auftrag sich zu inklusiven Schulen zu entwickeln. 

Sie sollen im Rahmen ihres Bildungs- und Erziehungsauftrages die Inklusion aller Schüle-

rinnen und Schüler unabhängig von ihrer ethnischen Herkunft, ihrer Staatsbürgerschaft, 

Religion oder einer Beeinträchtigung in das gesellschaftliche Leben und die schulische 

Gemeinschaft befördern und Ausgrenzungen Einzelner vermeiden.“  
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Im Schulentwicklungsplan und im Entwicklungsplan Inklusion wurden Fragen der interkultu-

rellen Öffnung von Schule und der Umgang mit Heterogenität vielfach angesprochen und 

ein Entwicklungsplan Migration und Bildung in Aussicht gestellt. 

 

B. Lösung 

Die Senatorin für Bildung und Wissenschaft hat seit 2011 eine konzeptionelle Neuausrich-

tung für den Bereich Interkulturalität begonnen, um die Bildungsbeteiligung und den Bil-

dungserfolg von Schülerinnen und Schülern mit Migrationshintergrund zu verbessern. Das 

Ergebnis dieser Arbeiten ist der hiermit vorgelegte »Entwicklungsplan Migration und Bil-

dung«. Der Entwicklungsplan ist Dokumentation eines mehrjährigen Diskussionsprozesses 

und legt gleichzeitig eine konzeptionelle Programmatik für die kommenden Jahre vor. 

Die von der Senatorin für Bildung und Wissenschaft beauftragte und im Februar 2011 vor-

gelegte Expertise von Frau Prof. Dr. Yasemin Karakaşoğlu legte die wissenschaftliche 

Grundlage und bot eine inhaltliche und konzeptionelle Ausrichtung auf eine interkulturelle 

Schulentwicklung. Das Gutachten ist zugleich kritische Bestandsaufnahme und Konzept-

papier und als umfassende Analyse in ihrer Art deutschlandweit einmalig. 

Auf Basis der darin zum Ausdruck gebrachten Empfehlungen und auf der Grundlage des 

ersten Bremer Bildungsberichts unter dem Titel »Migration – Bildung – soziale Lage«, wird 

mit dem Entwicklungsplan Migration und Bildung für die einzelnen Handlungsfelder eine 

grundlegende konzeptionelle Weiterentwicklung vorgenommen. Zielsetzung ist dabei eine 

»interkulturelle Schule«, die über die Konzentration auf die Förderung von Kindern und 

Jugendlichen mit Migrationshintergrund hinausgeht und sich an alle Beteiligten in den Bil-

dungsinstitutionen richtet. An dem intensiven Prozess der Erstellung des Entwicklungs-

plans waren viele Akteure beteiligt: 

- Ein Unterausschuss der Deputation für Bildung hat die Erstellung des Entwick-

lungsplans durch intensive Diskussionen und politische Bewertungen begleitet. 

- In öffentlichen Veranstaltungen der Senatorin für Bildung und Wissenschaft wur-

den ausgewählte Themen in den öffentlichen Diskurs gebracht. 

- In Stadtteilbeiräten wurden stadtteilbezogene Daten zum Bereich Bildung, Migrati-

on und soziale Lage vorgestellt. Rückmeldungen aus den Stadtteilen fanden Ein-

gang in den Entwicklungsplan. 

- Unter Beteiligung der Senatsressorts und in Kooperation mit der Universität Bre-

men haben Arbeitsgruppen die Entwürfe für die einzelnen Handlungsfelder er-

stellt. 
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Die gesellschaftlichen Entwicklungs- und Migrationsprozesse sind dynamische Prozesse, 

die immer wieder neue Herausforderungen mit sich bringen. Somit kann der Entwicklungs-

plan kein abgeschlossenes Werk darstellen, sondern muss als ein Strategiepapier verstan-

den werden, das regelmäßig konzeptionell an die sich verändernden Gegebenheiten an-

gepasst werden muss. 

In den folgenden Jahren wird es darum gehen, den Entwicklungsplan in den Schulen um-

zusetzen und weiterzuentwickeln. Viele Schulen haben bereits Strategien im Umgang mit 

Heterogenität entwickelt und ein hohes Qualitätsniveau erreicht. Diese Schulen werden mit 

diesem Entwicklungsplan weiter unterstützt, sie und andere Schulen sollen durch diesen 

Entwicklungsplan weitere Anregungen für ihre Schulentwicklung bekommen. 

Alle Maßnahmen des Entwicklungsplans sind darauf angelegt, die Bildungsbeteiligung und 

den Bildungserfolg von Schülerinnen und Schülern mit Migrationshintergrund zu verbes-

sern. Dabei lässt er sich von folgenden Grundsätzen leiten:  

Heterogenität: Der EMiBi verzichtet weitestgehend auf besondere Maßnahmen, die sich 

ausdrücklich und ausschließlich auf Schülerinnen und Schüler mit Migrationshinweis be-

ziehen. Zielgruppenspezifische Maßnahmen werden dort vorgehalten, wo besondere mi-

grationstypische Konstellationen vorliegen.  

Spracherwerb als Voraussetzung für gesellschaftliche Teilhabe: Eine frühe und mög-

lichst mehrjährige, alle Schulstufen einschließende Sprachbildung und Sprachförderung für 

Heranwachsende – auch für Kinder ohne Migrationshintergrund aus benachteiligten Fami-

lien – ist zu einer zentralen Aufgabe des Bildungssystems geworden. 

Chancengleichheit trotz Benachteiligungen durch soziale Lage: Für Kinder aus sozia-

len und/oder ökonomischen Risikolagen müssen Bildungseinrichtungen frühzeitig unter-

stützende Förderangebote bereitstellen, die den Schulabschluss sichern und den Über-

gang in Ausbildung, Beruf, Studium unterstützen – und die in geeigneter Weise auch die 

Familien einbeziehen.  

Kulturelle Vielfalt als Chance: Die Schule ist gefordert, Respekt und Wertschätzung der 

verschiedenen Sprachen, Traditionen und Religionen und die Entwicklung einer »Willkom-

menskultur« mit einem klaren Einstehen für die Grundprinzipien und zentralen Werte der 

demokratischen Gesellschaft, insbesondere den universellen Menschenrechten, zu verbin-

den, um damit dem schulischen Auftrag Rechnung zu tragen. 

Ausgrenzung und Diskriminierung verhindern: Es gehört auch zu den gesetzlichen 

Aufgaben der Schule, Stigmatisierungen, Ausgrenzungen, Diskriminierungen oder Frem-

denfeindlichkeit und Rassismus zu verhindern.  
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Vorhandene Potenziale erkennen und fördern: Kinder und Jugendliche mit und ohne 

Migrationshintergrund sollen in der Schule erfahren, dass ihre Herkunftskultur und  

-sprache respektiert und ihre Stärken und Potenziale erkannt und anerkannt werden. Sie 

sollen die Schule als Ort der Vielfalt und Partizipation erleben. Das schließt auch die Ein-

beziehung und Beteiligung ihrer Eltern und Familien ein. 

Leitbild Inklusion: Eine interkulturelle Schulentwicklung führt zu Schulen, in denen kultu-

relle und sprachliche Vielfalt als Normalität akzeptiert wird, in denen ein Klima des Res-

pekts und der Wertschätzung herrscht, Kinder und Jugendliche unabhängig von ihrem Ge-

schlecht oder einer Behinderung und unabhängig von ihrer Herkunft, Religion oder Erst-

sprache optimal gefördert und – bei aller Vielfalt – auch gemeinsame Werte akzeptiert und 

gelebt werden. 

 

Hervorzuheben sind folgende Maßnahmen in den Handlungsfeldern: 

 

Handlungsfeld I: Sprachbildung, Sprachförderung und Interkulturalität  

Die Beherrschung der Verkehrs- und Bildungssprache Deutsch ist für die Beteiligung an 

Bildungsangeboten, Beschäftigungsmöglichkeiten, Berufsaussichten und für die gesell-

schaftliche Teilhabe die zentrale Voraussetzung. Maßnahmen, die sich nicht nur aber in 

erster Linie an Kinder und Jugendliche mit Migrationshintergrund wenden, deren deutsche 

Sprachkenntnisse meist nicht muttersprachlich sind, sind mindestens in ihrer Gesamtheit 

geeignet, diese Voraussetzung zu schaffen. Dabei sind gestützt auf wissenschaftliche Er-

kenntnisse einige zentrale Annahmen in den Blick genommen worden: 

- Spracherwerb erfolgt in frühesten Lebensjahren, je früher die Bildungssprache er-

worben wird umso höher ist der Bildungserfolg. 

- Entscheidende Akteure beim Spracherwerb sind neben den Eltern die unterrich-

tenden und erziehenden schulischen und vorschulischen Bezugspersonen. Um 

diesen Bezug herzustellen sind interkulturelle Kompetenzen unverzichtbar. 

- Ein »Nebenbei«-Spracherwerb schafft nicht die erforderlichen Kompetenzen in der 

Bildungssprache; deswegen kommt es auf Qualität, frühzeitige und durchgängige 

Intervention an. 

- Eine defizitäre Wahrnehmung von Kindern und Jugendlichen mit Migrationshinter-

grund wird ihnen nicht gerecht, öffnet sie für den Spracherwerb nicht und ver-

schließt ihre vorhandenen (mutter-)sprachlichen Ressourcen. Der qualitativ hoch-

wertige Erwerb muttersprachlicher Kompetenz stärkt den Kompetenzerwerb auch 
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in der zweiten Muttersprache oder in der Zweitsprache. Der erfolgversprechende 

nächste Schritt in der Verzahnung des Elementar- und des Primarbereichs für die-

ses Handlungsfeld wird in den in den Blick genommenen Modellregionen getan 

werden. Hier wird es um eine enge institutionalisierte Zusammenarbeit von Kita 

und Grundschule mit Fokus auf die Sprachbildung gehen. 

Zudem ist und war die Ausweitung der Vorkursstandorte entsprechend der vorhandenen 

Bedarfe in den Regionen sinnvoll und richtig. So können die Integrationsaufgaben auf mög-

lichst viele Schulen verteilt werden. Die Einführung des Deutschen Sprachdiploms (DSD) in 

Zusammenarbeit mit der Kultusministerkonferenz und der Zentralstelle für das Auslands-

schulwesen (ZfA) war ein Schritt von hoher bildungspolitischer Bedeutung. Die Erfahrun-

gen mit dem ersten Pilotdurchgang sind ausgesprochen positiv. Mit dem DSD kann auch 

eine systematische Qualitätsentwicklung des Deutsch-als-Zweitsprache-Unterrichts durch 

die begleitenden Fortbildungen des Landesinstituts für Schule erreicht werden. 

 

Handlungsfeld II Berufs-/Studienorientierung und Übergang Schule – Beruf/Studium  

Auch die Maßnahmen dieses Handlungsfeldes sind von großer Bedeutung. Eine verbes-

serte Berufsorientierung steigert die Chancen der Jugendlichen, direkt im Anschluss an die 

allgemeinbildende Schule einen anschlussfähigen Ausbildungsplatz zu finden. Sie trägt 

dazu bei, unnötige »Warteschleifen« zu vermeiden, und verringert das Risiko, dass eine 

begonnene Ausbildung abgebrochen wird, weil sie nicht den Erwartungen entspricht. In 

diesem Zusammenhang ist auch die beabsichtigte Einrichtung einer Jugendberufsagentur 

hervorzuheben. 

 

Handlungsfeld III: Interkulturelle Qualifizierung des pädagogischen Personals  

Zentrales Ziel für das Handlungsfeld III ist die Qualifizierung des gesamten pädagogischen 

Personals für die Herausforderungen der Einwanderungsgesellschaft. Damit werden meh-

rere Ziele verfolgt: Wie bereits unter Handlungsfeld I beschrieben, müssen pädagogischen 

Bezugsperson auch über Bezüge zu ihrer vielfältige(re)n Schülerschaft verfügen. Wert-

schätzung gelingt (eher) mit entsprechenden Kenntnissen und Kompetenzen. Die Gewin-

nung und Einbindung von schulischem Personal mit Migrationshintergrund ist ebenfalls 

sehr wichtig; sie können Vorbild, Mentorin oder Mentor und Ansprechpartnerin oder An-

sprechpartner sein. Mit den Maßnahmen des EMIBI zum Handlungsfeld III werden geeig-

nete Maßnahmen für die Qualifizierung des pädagogischen Personals auf den Weg ge-

bracht. 
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Handlungsfeld IV: Interkulturelle Elternbeteiligung im Praxisfeld Schule  

Ziel aller Maßnahmen ist es, durch intensivierte Bildungs- und Erziehungspartnerschaften 

die Bildungschancen aller Kinder und Jugendlichen zu erhöhen. Unter der Federführung 

Bremens ist im September 2013 im Auftrag der Kultusministerkonferenz die »Gemeinsame 

Erklärung der Kultusministerkonferenz und der Organisationen von Menschen mit Migrati-

onshintergrund zur Bildungs- und Erziehungspartnerschaft von Schule und Eltern« verab-

schiedet worden. Im Entwicklungsplan Migration und Bildung wurden die Aussagen zur 

Elternpartizipation in einzelne Maßnahmen überführt. Dennoch muss Schule geeignete 

Bedingungen zur Verfügung zu stellen, damit Bildung auch unabhängig von den Voraus-

setzungen des Elternhauses gelingen kann. 

 

C. Finanzielle Auswirkungen 

Da der Entwicklungsplan Migration und Bildung eine Reihe von Maßnahmen aufführt, die 

ohnehin und/oder nicht ausschließlich zielgruppenspezifisch durchgeführt werden, sind mit 

ihm keine zusätzlichen finanziellen Auswirkungen verbunden. 

 

D. Genderrelevanz 

Der Entwicklungsplan gilt für Schülerinnen und Schüler gleichermaßen. Wie in vielen Bil-

dungsfragen sind tendenziell Mädchen besser für schulische Bildung ansprechbar als Jun-

gen. Dies gilt vermutlich für Schüler mit Migrationshintergrund in gleicher bzw. für manche 

aufgrund ihrer kulturellen Vorprägung in besonderer Weise. Einzelne Maßnahmen sind 

auch darauf angelegt, den Blick des pädagogischen Personals für kulturelle Diversität zu 

stärken und Handlungsalternativen zu entwickeln. 

 

E. Beschlussvorschlag 

Die staatliche Deputation für Bildung nimmt den Entwicklungsplan Migration und Bildung 

für das Land Bremen 2014 – 2018 zur Kenntnis. 
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Vorwort

Sehr geehrte Damen und Herren,

der vorliegende „Entwicklungsplan Migration und 
Bildung“ ist Dokumentation eines mehrjährigen 
Diskussionsprozesses und legt gleichzeitig eine 
konzeptionelle Programmatik für die kommenden 
Jahre vor.

Die von der Senatorin für Bildung und Wissen-
schaft beauftragte und im Februar 2011 vorgelegte 
Expertise von Prof. Dr. Yasemin Karakaşoğlu legte 
die wissenschaftliche Grundlage und bot eine in-
haltliche und konzeptionelle Ausrichtung auf in-
terkulturelle Schulentwicklung. Die Expertise ist 
zugleich kritische Bestandsaufnahme und Kon-
zeptpapier und als umfassende Analyse in ihrer Art 
deutschlandweit einmalig.

Auf Basis der darin zum Ausdruck gebrachten Emp-
fehlungen und auf der Grundlage des ersten Bre-
mer Bildungsberichts unter dem Titel „Migration 
– Bildung – soziale Lage“, wird mit dem Entwick-
lungsplan Migration und Bildung für die einzelnen 
Handlungsfelder eine grundlegende konzeptionel-
le Weiterentwicklung vorgenommen. Zielsetzung 
ist dabei eine „interkulturelle Schule“, die über die 
Konzentration auf die Förderung von Kindern und 
Jugendlichen mit Migrationshintergrund deutlich 
hinausgeht und sich an alle Beteiligten in den Bil-
dungsinstitutionen richtet.

An dem intensiven Prozess der Erstellung des Ent-
wicklungsplans waren viele Akteure beteiligt: 

•	 Ein Unterausschuss der Deputation für Bil-
dung hat die Erstellung des Entwicklungsplans 
durch intensive Diskussionen und politische 
Bewertungen begleitet.

•	 In Stadtgesprächen wurden ausgewählte The-
men in den öffentlichen Diskurs gebracht.

•	 In Stadtteilbeiräten wurden stadtteilbezogene 
Daten zum Bereich Bildung, Migration und so-
ziale Lage vorgestellt. Rückmeldungen aus den 
Stadtteilen fanden Eingang in den Entwick-
lungsplan. 

•	 Unter Beteiligung der Senatsressorts haben 
Arbeitsgruppen die Entwürfe für die einzelnen 
Handlungsfelder erstellt und mit der Universi-
tät Bremen rückgekoppelt.

Ich danke allen an der Diskussion und Entstehung 
dieses Entwicklungsplans Beteiligten. Sie haben 
sich in unterschiedlichen Funktionen intensiv in 
die Prozesse eingebracht und ihre Expertise ein-
fließen lassen. Entstanden ist so ein Handlungs-
leitfaden für den Bereich Migration und Bildung, 
der neben dem Entwicklungsplan Inklusion einen 
zentralen Baustein auf dem Weg zu einer inklusi-
ven und interkulturellen Schule darstellt. Beide 
Pläne bilden die Grundlage für die Weiterentwick-
lung der Schulen, mit dem Ziel, die Bildungsbetei-
ligung und den Bildungserfolg aller Schülerinnen 
und Schülern zu verbessern.

Der Entwicklungsplan Migration und Bildung er-
gänzt den Entwicklungsplan Partizipation und In-
tegration des Senats und leistet so einen Beitrag 
zu der Entwicklung von modernen, weltoffenenen 
Städten für alle Bürgerinnen und Bürger.

Ihre

Prof. Dr. Eva Quante-Brandt
Senatorin für Bildung und Wissenschaft



Einführung



6

Der Auftrag

Im Frühjahr 2011 erteilte die Senatorin für Bildung 
und Wissenschaft den Auftrag, einen „Entwick-
lungsplan Migration und Bildung“ für das Land 
Bremen zu erstellen – auf der Grundlage der im Fe-
bruar 2011 von Frau Prof. Dr. Yasemin Karakaşoğlu 
(Universität Bremen) im Auftrag der Senatorin vor-
gelegten „Wissenschaftlichen Expertise mit Hand-
lungsempfehlungen für einen „Entwicklungsplan 
Migration und Bildung“1. Zugleich sollte mit dem 
aus der Schweiz adapierten Modellprojekt QUIMS 
(Qualitätsentwicklung in multikulturellen Schu-
len) in Gröpelingen eine zentrale Empfehlung der 
Expertise aufgegriffen und umgesetzt werden.

Der Entwicklungsplan (in der Folge „EMiBi“ ge-
nannt) sollte über eine abteilungsübergreifende 
Projekt- bzw. Arbeitsgruppe (AG Migration und Bil-
dung) und in enger Abstimmung mit dem im Mai 
2012 eingerichteten Unterausschuss Migration und 
Bildung der Deputation für Bildung erstellt werden.

Der Auftrag geht zurück auf den 2010 vorgelegten 
„Entwicklungsplan Inklusion“ und wird dort als 
Empfehlung Nr. 5 formuliert (mehr im Abschnitt 
„Grundsätze“):

„Der durch die Senatorin für Bildung und Wissenschaft 
in Auftrag gegebene Entwicklungsplan „Migration und 
Bildung“ stellt in seinen konzeptionellen Ausführun-
gen eine Verbindung her zum Schulgesetzauftrag der 
Entwicklung inklusiver Schulen sowie zu relevanten 
Empfehlungen des Entwicklungsplans Inklusion. 

Der Entwicklungsplan „Migration und Bildung“ be-
zieht auch relevante Empfehlungen des Berichtes 
„Multikulturelle Vielfalt und sonderpädagogische För-
derung“ der Europäischen Agentur für Entwicklungen 
in der sonderpädagogischen Förderung von 2009 ein.“2

1	  Diese Expertise ist gemeint, wenn im EMiBi auf „die Expertise“ 
Bezug genommen wird. Sie ist auf der Homepage der SBW zu 
finden und inzwischen in Buchform veröffentlicht: Yasemin 
Karakaşoğlu, Mirja Gruhn, Anna Wojciechowicz: Interkulturelle 
Schulentwicklung unter der Lupe, Waxmann Münster 2011. 

2	  Senatorin für Bildung und Wissenschaft 2012: Entwicklungs-
plan Inklusion.

Er wird in der Koalitionsvereinbarung 20113 und 
im Integrationskonzept des Landes „Entwicklungs-
plan Partizipation und Integration 2012 – 2015“ 
(2012) aufgegriffen.

Ein weiterer Bezugspunkt ist der erste Bremer Bil-
dungsbericht „Bildung – Migration – soziale Lage“ 
aus dem Jahr 2012, der eine kritische Bestandsauf-
nahme präsentiert (vgl. Kapitel „Ausgangslage“).

Der Arbeitsprozess: Steuerung, 
Beratung, Beteiligung

Zur Erstellung des EMiBi sind eine Steuergrup-
pe (Zusammensetzung: vgl. Anhang 3; Sitzungen 
etwa alle vier bis sechs Wochen) und mehrere Ar-
beitsgruppen mit Fachleuten der Senatorin für Bil-
dung und Wissenschaft, der Senatorin für Soziales, 
Kinder, Jugend und Frauen, dem Landesinstitut 
für Schule und dem Bremer Team des Bundespro-
gramms „Lernen vor Ort“ eingerichtet worden. 
Vertreterinnen und Vertreter des Magistrats, des 
Lehrerfortbildungsinstitutes und von „Lernen vor 
Ort“ aus Bremerhaven waren eingebunden. An-
lassbezogen wurden weitere Fachleute sowie Ver-
treterinnen und Vertreter von Eltern- und Migran-
tenorganisationen hinzugezogen. In Orientierung 
an den Handlungsfeldern der wissenschaftlichen 
Expertise von Frau Prof. Dr. Karakaşoğlu wurden 
folgende Arbeitsgruppen gebildet:

AG A:	 Sprachbildung, Sprachförderung und Inter-
kulturalität

AG B:	 Berufsorientierung und Übergang Schule – 
Ausbildung / Studium

AG C:	 Interkulturelle Qualifizierung des pädago-
gischen Personals

AG D:	 Interkulturelle Elternbeteiligung im Praxis-
feld Schule.

Zur Steuerung des Projekts QUIMS wurde eine Len-
kungsgruppe gebildet, in der auch Vertreterinnen 

3	  Vereinbarung zur Zusammenarbeit in einer Regierungskoaliti-
on für die 18. Wahlperiode der Bremischen Bürgerschaft 2011 
– 2015, S. 74

1. Auftrag und Prozessgestaltung
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und Vertreter der Senatorin für Soziales, Kinder, 
Jugend und Frauen sowie des Senators für Kultur 
mitwirkten. Die Koordination des Projektes über-
nahm das Team „Lernen vor Ort“ (vgl. Handlungs-
feld V des EMiBi).

Alle Arbeitsgruppen haben sich zunächst mit den 
insgesamt 51 Empfehlungen der Expertise befasst. 
Während des Arbeitsprozesses am EMiBi wurde 
bereits mit der Umsetzung einiger Empfehlungen 
begonnen, beispielhaft genannt seien:
•	 der Aufbau des Kompetenzzentrum Kom.In 

im LIS und die Gründung des Netzwerks der 
Pädagoginnen und Pädagogen mit Zuwande-
rungsgeschichte (vgl. Handlungsfeld III),

•	 die Weiterentwicklung der Berufsorientierung 
(vgl. Handlungsfeld II),

•	 die Entwicklung eines Sprachbildungskonzepts 
und die konzeptionelle Weiterentwicklung der 
Sprachförderkurse („Vorkurse“ für Kinder und 
Jugendliche neu zugewanderter Familien) (vgl. 
Handlungsfeld I).

Seit Mai 2012 wurden in insgesamt neun Sitzungen 
Zwischenergebnisse aller Arbeitsgruppen im Unter-
ausschuss Migration und Bildung vorgestellt und 
ausführlich diskutiert, der Unterausschuss hat je-
weils Hinweise für die weitere Bearbeitung gegeben.

Um eine breite Beteiligung sicher zu stellen, wur-
den darüber hinaus folgende Begleitmaßnahmen 
organisiert:
•	 insgesamt fünf öffentliche „Stadtgespräche“ zu 

ausgewählten Fragestellungen, in der Regel mit 
wissenschaftlichen Expertinnen und Experten;

•	 dezentrale Veranstaltungen („Runde Tische“) 
mit Beiräten und Schulen in den Stadtteilen 
(zehn Veranstaltungen zwischen September 
2012 und April 2013).

In regelmäßigen Treffen mit Frau Prof. Dr. 
Karakaşoğlu wurden die Zwischenergebnisse rück-
gekoppelt.
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2. Ausgangslage in Bremen 

Die folgenden Ausführungen basieren auf dem er-
sten Bremer Bildungsbericht „Bildung – Migration 
– soziale Lage“ aus dem Jahr 2012. Darin werden 
wesentliche Ausgangsbedingungen für eine inter-
kulturelle Schulentwicklung im Land Bremen an-
hand verfügbarer Daten dargestellt. 

Wer als Person „mit Migrationshintergrund“ sta-
tistisch erfasst wird, ist in Deutschland nicht ein-
heitlich definiert; daher sind Daten (insbesondere 
Bevölkerungs- und Schülerdaten zur Migration) 
oft nicht direkt vergleichbar. Im Bremer Bildungs-
bericht wurde bei Analysen von Schülerdaten der 
Begriff „Migrationshinweis“4 eingeführt, um die 
Unterschiede in den statistischen Verfahren auch 
sprachlich deutlich zu machen. Entsprechend wird 
dieser Begriff auch auf den folgenden Seiten ver-
wendet, wenn Daten von Bremer Schülerinnen und 
Schüler dargestellt werden. 

An anderen Stellen im Text wird der allgemein ge-
nutzte Begriff „Migrationshintergrund“ verwendet, 
um die Situation von Menschen zu beschreiben, 
die nach dem gemeinsamen Definitionenkatalog 
des statistischen Bundesamtes und der KMK einen 
„Migrationshintergrund“ haben. Dieser liegt vor, 
wenn mindestens eines der folgenden Merkmale 
zutrifft: 
•	 Eine Person hat eine nichtdeutsche Staatsan-

gehörigkeit.
•	 Eine Person ist nicht in Deutschland geboren.
•	 Eine Person benutzt eine nichtdeutsche Ver-

kehrssprache in der Familie bzw. im häuslichen 
Umfeld. 

4	 Das Konzept „Migrationshinweis“ erfasst Schülerinnen und 
Schüler mit einer nicht-deutschen ersten oder zweiten Staats-
bürgerschaft und/oder einer nicht-deutschen Muttersprache. 
Letzteres bedeutet, dass die in der Familie in den ersten drei 
Lebensjahren dominierende Sprache nicht Deutsch war. Seit 
dem Schuljahr 2010/2011 wird die familiäre Verkehrssprache 
der Schülerinnen und Schüler an allen Schulen erfasst.

2.1	 Bevölkerungsstruktur im Land 
Bremen

Anteil der Einwohnerinnen und Einwohner 
bzw. der Schülerinnen und Schüler mit Migra-
tionshintergrund bzw. Migrationshinweis

Das Land Bremen gehört zu den Bundesländern 
mit einem im bundesweiten Vergleich sehr hohen 
Anteil an Einwohnerinnen und Einwohnern mit 
Migrationshintergrund (ca. 28 Prozent). Diese sind 
im Land Bremen zudem im Durchschnitt deutlich 
jünger als die Bevölkerung ohne Migrationshinter-
grund: Sie stellen im Land Bremen knapp die Hälf-
te, in der Stadt Bremen mittlerweile mehr als die 
Hälfte der Kinder unter 6 Jahren.

Schülerinnen und Schüler mit Migrationshinweis 
sind also keine Minderheit oder Besonderheit, son-
dern Normalität an unseren Schulen. Sie bilden 
dabei keine einheitliche Gruppe: Zu ihnen gehö-
ren sowohl Menschen, die in Deutschland geboren 
und aufgewachsen sind, als auch jüngst zugewan-
derte Menschen ohne deutsche Sprachkenntnisse. 
Zu- oder Einwanderung durch die Arbeitnehmer-
freizügigkeit in der EU, durch gezielte Anwerbung 
sowie von Flüchtlinge und Asylbewerberinnen und 
Asylbewerbern aus Krisenregionen ist zudem kein 
vorübergehendes Phänomen.

Bezüglich der Mutter- oder Erstsprachen dominie-
ren im Land Bremen Türkisch und Russisch sowie 
– mit deutlichem Abstand – Polnisch und Arabisch.

Anteil der Schülerinnen und Schüler mit Mi-
grationshinweis in den einzelnen Schulen

Die Schulen im Land Bremen (und insbesondere 
in der Stadt Bremen) unterscheiden sich bezüglich 
ihres Anteils von Migrantinnen und Migranten in 
der Schülerschaft und der Zahl der Herkunftslän-
der sehr deutlich voneinander. Bei 43 Schulen in 
der Stadt Bremen, das entspricht knapp 30 Prozent 
der Schulen, liegt er bei über 50 Prozent, davon 
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an 9 Schulen bei über 70 Prozent. In Bremerhaven 
liegt der Anteil bei 9 Schulen, das sind rund 26,5 
Prozent aller Schulen, bei über 50 Prozent, darun-
ter an einer Schule mit über 70 Prozent (Angaben 
zum Schuljahr 2012/2013).

In nur wenigen Schulen liegt der Anteil der Schü-
lerinnen und Schüler mit Zuwanderungsgeschich-
te bei unter 10 Prozent (Stadt Bremen: 6 Schulen, 
Bremerhaven: keine Schule). Für die meisten Schu-
len ist sprachliche und kulturelle Vielfalt somit be-
reits gelebte Realität.

Anzahl der in den Schulen vertretenen Mutter-
sprachen

Zugleich ist in den Schulen des Landes eine Vielfalt 
von Schülerinnen und Schülern unterschiedlicher 
Herkunft und unterschiedlicher Muttersprachen 
anzutreffen. In fast 40 Prozent der Schulen in Bre-
men und der Hälfte der Schulen in Bremerhaven 
sind zwischen 11 und 15 verschiedene Mutterspra-
chen vertreten, in 36 (Bremen) bzw. 5 Schulen (Bre-
merhaven) sogar mehr als 15 Muttersprachen. Zum 
einen dominiert also eine große Sprachenvielfalt 
im Hinblick auf Herkunfts- bzw. Muttersprachen 
der Schülerinnen und Schüler, zum anderen gibt 
es einige wenige Sprachen – insbesondere Türkisch 
und Russisch – mit einer herausgehobenen quanti-
tativen Bedeutung. 

Der Anteil der Lehrpersonen mit Migrationshinter-
grund entspricht – trotz leicht steigender Tendenz 
– noch nicht annähernd dem entsprechenden An-
teil in der Schüler- und Elternschaft.

2.2	 Soziale Lage und Migration

Migration und Armutsrisiko

Erwerbslosigkeit, Armutsrisiko und niedriger Bil-
dungsstand im Elternhaus gelten als zentrale Ri-
sikofaktoren für den Bildungserfolg von Kindern 

und Jugendlichen und ihre späteren beruflichen 
Karrieren. 2008 lebten 43 Prozent der Kinder und 
Jugendlichen im Land Bremen in einem Eltern-
haus, in dem mindestens eine dieser Risikolagen 
zutraf, 10 Prozent waren von allen drei Risikolagen 
betroffen. Bis 2010 hat sich die Situation in Bremen 
sogar noch weiter verschärft: 12 Prozent der Her-
anwachsenden waren von allen drei Risikolagen 
betroffen (Bildungsbericht für Deutschland, 2012). 
Migrantinnen und Migranten sind dabei in allen 
Bundesländern überdurchschnittlich von Armut 
und Arbeitslosigkeit betroffen.

Räumliche Konzentration von Armutsrisiko 
und Migrationshintergrund

Im Bremer Bildungsbericht (2012) wurde heraus-
gearbeitet, dass die Stadt Bremen sozialräumlich 
stark segregiert ist: In Ortsteilen, in denen ein 
besonders hoher Anteil von Personen mit Migra-
tionshintergrund lebt, ist zugleich auch der Anteil 
der SGB-II-Hilfe-Empfängerinnen und -Empfänger 
besonders hoch. Im Bildungsbericht wurden vier 
Ortsteilgruppen herausgearbeitet: 
•	 Ortsteilgruppe A: In diesen 30 Ortsteilen lie-

gen sowohl der Migrantenanteil als auch der 
Anteil der SGB II-Hilfe-Empfänger an der Be-
völkerung zwischen 6 und 18 Jahren über dem 
stadtweiten Durchschnitt. 

•	 Ortsteilgruppe B: In diesen 40 Ortsteilen lie-
gen beide Anteile unter dem stadtweiten 
Durchschnitt.

•	 Ortsteilgruppe C und D: In diesen 8 Ortsteilen 
liegt jeweils eine der beiden Kennzahlen über 
dem stadtweiten Durchschnitt, die andere dar-
unter.

Insbesondere in den Ortsteilen der Gruppe A be-
stehen Rahmenbedingungen, die für Lernprozesse 
nicht förderlich sind. Für Schule und Unterricht 
stellen sich in diesen Ortsteilen ganz besondere 
Herausforderungen.



10

Bildungsabschlüsse der Eltern bzw. Erwachsenen

Ein hoher Anteil der Migrantinnen und Migranten 
verfügt nur über einen niedrigen formalen Bil-
dungsabschluss. Der Anteil der Erwachsenen mit 
Migrationshintergrund, die keinen Schulabschluss 
haben, ist in Bremen mit knapp 13 Prozent höher 
als im bundesdeutschen Durchschnitt von 10,3 
Prozent und damit deutlich höher als bei den Er-
wachsenen ohne Migrationshintergrund – in Bre-
men rund 3,5 Prozent –, wobei der Anteil der Mi-
grantinnen ohne Abschluss mit 15,4 Prozent noch 
einmal deutlich über dem der Migranten von rund 
10,5 Prozent liegt, was auf geschlechtsspezifische 
Benachteiligungen verweist.

Auch bei den beruflichen Abschlüssen zeigen sich er-
hebliche Disparitäten: Knapp 48 Prozent – also fast 
die Hälfte aller in Bremen lebenden Personen mit 
Migrationshintergrund – hat keinen beruflichen Ab-
schluss erreicht. Bei Personen ohne Migrationshin-
tergrund liegt dieser Anteil bei nur rund 19 Prozent.5

2.3	 Bildungsbeteiligung und 
Migration

Übergänge nach Klasse 4

Die frühen Übergänge zwischen den Schulformen 
stellen für Schülerinnen und Schüler aus Familien 
mit niedrigem Bildungsniveau besonders kritische 
Selektionsschwellen dar. Im Land Bremen ist diese 
Benachteiligung durch die Einführung der Ober-
schulen und den Wegfall des hoch selektiven ge-
gliederten Schulsystems deutlich abgeschwächt, 
da nun sämtliche Schultypen im Sekundarschul-
bereich I den Weg zum Abitur ermöglichen und 
die Oberschulen zusätzliche Lernzeit einräumen. 
Grundsätzlich besteht ein Elternwahlrecht, nur bei 
überangewählten Schulen greift ein gesetzlich vor-
gegebenes Vergabeverfahren.

5	 Zahlen: Mikrozensus. – Unklar ist bei diesen Zahlen allerdings 
der Anteil derjenigen, die im Herkunftsland einen Berufsab-
schluss erlangt hatten, der im Einwanderungsland aber keine 
Anerkennung findet.

Sonderpädagogischer Förderbedarf

In der Stadt Bremen wird bei Schülerinnen und 
Schülern mit Migrationshinweis sowohl in der Pri-
marstufe als auch in der Sekundarstufe I häufiger 
ein sonderpädagogischer Förderbedarf festgestellt 
als bei Schülerinnen und Schülern ohne Migra-
tionshinweis. Im Schuljahr 2012/13 lag für 7,4 
Prozent der Schülerinnen und Schüler mit Migra
tionshinweis und für 6,0 Prozent der Schülerinnen 
und Schüler ohne Migrationshinweis ein sonder-
pädagogischer Förderbedarf vor. Dabei wird in der 
Gruppe der Schülerinnen und Schüler mit Migra-
tionshinweis häufig ein Förderbedarf im Bereich 
Lernen-Sprache-Verhalten (LSV) diagnostiziert: 
Betrachtet man die Gruppe aller Schülerinnen und 
Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf, 
so fallen in der Teilgruppe der Schülerinnen und 
Schülern mit Migrationshinweis fast 74 Prozent 
der Diagnosen auf den Bereich LSV. In der Gruppe 
der Schülerinnen und Schüler ohne Migrationshin-
weis sind es hingegen 63 Prozent. Möglicherweise 
wird bei Kindern und Jugendlichen mit Migrations-
hinweis relativ oft auch in Folge von noch vorhan-
denen Sprachdefiziten in der Unterrichtssprache 
Deutsch auf generelle Lernprobleme geschlossen 
und ein Diagnoseverfahren eingeleitet. Durch die 
Umsetzung der Inklusion an den Schulen im Land 
Bremen sollen diese stigmatisierenden Effekte 
künftig reduziert werden.

Übergang von allgemeinbildenden in berufs-
bildende Schulen 

Über die Hälfte der Jugendlichen mit Migrations-
hinweis, die direkt nach Verlassen der allgemein-
bildenden öffentlichen Schule in eine öffentliche 
berufsbildende Schule wechseln, finden sich im 
sogenannten Übergangssystem wieder – im Jahr 
2010 waren dies in Bremen 50 Prozent, in Bremer-
haven 59 Prozent. Noch nicht einmal jeder Fünfte 
Jugendliche mit Migrationshinweis wechselt direkt 
in eine Berufsausbildung (in Bremen waren dies 19 
Prozent und in Bremerhaven 18 Prozent).
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Übergang in die Gymnasiale Oberstufe

Zwar gingen Migrantinnen und Migranten ähnlich 
häufig wie ihre Mitschülerinnen und Mitschüler 
ohne Migrationshinweis in die Gymnasiale Oberstu-
fe über – eine Benachteiligung lässt sich hier beim 
Übergang also nicht nachweisen –, jedoch ist ihr An-
teil im gymnasialen Bildungsgang am Ende der Se-
kundarstufe I bereits vergleichsweise gering. So ist 
ihr Anteil in der Einführungsphase der Gymnasialen 
Oberstufe mit landesweiten 23 Prozent (Bremen: 22 
Prozent, Bremerhaven: 27 Prozent) eher niedrig.

Analog zu diesen Befunden haben vertiefende Ana-
lysen im ersten Bremer Bildungsbericht gezeigt, 
dass für Schülerinnen und Schüler, die in Ortstei-
len der Gruppe A leben, die zentralen Bildungs-
kennzahlen deutlich ungünstiger ausfallen als für 
Schülerinnen und Schüler mit Wohnsitz in einem 
Ortsteil der Gruppe B. Die Segregation in der Stadt 
Bremen hat also einen deutlichen Niederschlag im 
Bildungssystem. Dies ist zugleich – analog zu den 
bereits bekannten Forschungsergebnissen – ein 
Hinweis darauf, dass der soziale Hintergrund eine 
zentrale Rolle für den Bildungserfolg spielt. 

2.4	 Migration, Schülerleistungen 
und Bildungsabschlüsse

Nationale Schulleistungsstudien zur Überprü-
fung des Erreichens der Bildungsstandards

Kinder und Jugendliche mit Migrationshintergrund 
erreichen bei den bundesweiten Leistungsver-
gleichsuntersuchungen in den Jahrgangsstufen 4 
und 9 in zentralen Kompetenzbereichen der Fächer 
Deutsch, Mathematik und Englisch deutlich niedri-
gere Ergebnisse als ihre Mitschülerinnen und Mit-
schüler. In Bremen entspricht der Lernrückstand 
in der Schlüsselkompetenz Lesen im 4. Schuljahr 
etwa dem eines Schuljahres. Auch in der Sekun-
darstufe I sind die festgestellten Leistungsunter-
schiede beträchtlich. Vermutlich sind es vor allem 

Lernrückstände im Bereich der Sprach-, Lese- und 
Schreibkompetenz, die zu den insgesamt schlech-
teren Testergebnissen führen.

Fachbezogene Schulleistungen

Schülerinnen und Schüler mit Migrationshinweis 
bzw. Kinder und Jugendliche aus sozial benach-
teiligten Ortsteilen erhalten sowohl gegen Ende 
der Grundschulzeit („Leistungskriterium“) als 
auch beim Abitur im Durchschnitt niedrigere Lei-
stungsbewertungen als ihre Mitschülerinnen und 
Mitschüler ohne Migrationshinweis. In beiden 
Gruppen schneiden zudem Jungen im Durchschnitt 
schlechter ab als Mädchen. Ebenso sind die Unter-
schiede zwischen den Ortsteilen: Während noch 
beinahe die Hälfte aller Schülerinnen und Schüler 
mit Wohnsitz in einem Ortsteil der Gruppe B das so-
genannte „Leistungskriterium“ erfüllten – also die 
Mathematik- und Deutsch-Kompetenzen der Schü-
lerinnen und Schüler zum Ende der Grundschulzeit 
nach Einschätzung der Lehrkräfte oberhalb der 
Regelstandards lagen –, waren es bei Schülerinnen 
und Schülern aus Ortsteilgruppe A nur knapp 20 
Prozent. Auch beim Abitur schneiden Schülerinnen 
und Schüler der Ortsteilgruppe A insgesamt leicht 
schlechter ab als die aus der Ortsteilgruppe B 

Allgemeinbildende Abschlüsse

Schülerinnen und Schüler mit Migrationshinweis 
erreichen im Land Bremen tendenziell eher niedri-
gere Schulabschlüsse als ihre Mitschülerinnen und 
Mitschüler. 9 Prozent verließen die Schule ohne 
Abschluss – bei den Schülerinnen und Schüler 
ohne Migrationshinweis sind es 6 Prozent. Mäd-
chen und junge Frauen schneiden insgesamt besser 
ab als Jungen bzw. junge Männer. 
Während im Jahr des Doppelentlassjahrgangs 2012 
etwas über 50 Prozent aller Absolventinnen und 
Absolventen ohne Migrationshinweis die allge-
meine Hochschulreife (Abitur) im Land Bremen er-
reichten, schafften dies gut 27 Prozent der Schüler 
und Schülerinnen mit Migrationshinweis.
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Auch hierbei zeigen sich große Unterschiede in den 
Ortsteilgruppen: In der Ortsteilgruppe A war der 
Anteil der Schulentlassenen mit Migrationshin-
weis, die die allgemeine Hochschulreife erreichten, 
mit gut 25 Prozent deutlich kleiner als in der Orts-
teilgruppe B (über 35 Prozent).

Vorläufiges Resümee

Die zentralen Befunde des Bremer Bildungsberich-
tes 2012 zeigen, dass es bezüglich aller relevanten 
Bildungskennzahlen große Unterschiede zwischen 
Schülerinnen und Schülern mit und ohne Migrati-
onshinweis gibt. Diese Unterschiede sind mit hoher 
Wahrscheinlichkeit zu einem großen Teil darauf 
zurück zu führen, dass Schülerinnen und Schüler 
mit Migrationshinweis zumeist unter deutlich un-
günstigeren Bedingungen aufwachsen als ihre Mit-
schülerinnen und Mitschüler: Migrantinnen und 
Migranten sind im Land Bremen häufiger von Ar-
mut bedroht, sie leben häufiger in eher bildungsun-
gewohnten Familien, sie leben häufiger in Ortstei-
len, in denen soziale Risiken dominieren. Zugleich 
ist zu beachten, dass der Bericht auch Hinweise 
darauf geliefert hat, dass Bildungsbenachteiligung 
möglicherweise auch in der Migrationstatsache be-
gründet liegen kann – und dass nicht alle Migran-
tinnen und Migranten per se benachteiligt sind. 

Ein wichtiger Faktor für Bildungserfolg – nicht nur 
von Heranwachsenden mit Migrationshinweis – ist 
der Erwerb und die sichere Beherrschung der Ver-
kehrs- und Unterrichtssprache Deutsch. Sprachbil-
dung und Sprachförderung gehören zu den zen-
tralen Aufgaben des Bildungssystems (vgl. Hand-
lungsfeld I: Sprachbildung, Sprachförderung und 
Interkulturalität).

Auch unreflektierte Erwartungshaltungen der Lehr-
personen spielen eine Rolle, wenn sie sich negativ 
auf das Selbstbild und die Lernmotivation der Her-
anwachsenden auswirken. Wie alle anderen Schü-
lerinnen und Schüler auch reagieren benachteilig-
te Kinder und Jugendliche besonders empfindlich 

auf fehlende Wertschätzung, Diskriminierung oder 
Misserfolgserlebnisse. Sie brauchen (individuelle) 
Unterstützung und Begleitung, um Schulerfolge zu 
sichern und Übergänge, zum Beispiel in Ausbildung, 
Beruf und Studium, erfolgreich zu bewältigen (vgl. 
Handlungsfeld II: Berufsorientierung und Übergang 
in Ausbildung, Beruf, Studium).

Insgesamt kommt der interkulturellen Qualifizie-
rung des pädagogischen Personals eine Schlüssel-
rolle bei der Gestaltung lernförderlicher Bedin-
gungen und der Förderung und Unterstützung der 
Kinder und Jugendlichen mit Migrationshinweis 
zu (vgl. Handlungsfeld III: Interkulturelle Qualifi
zierung des pädagogischen Personals).

Mit der sozialen Lage in der Regel eng verbunden 
sind familiäre Bedingungen wie „Bildungsferne“ 
bzw. „Bildungsorientierung“ der Eltern und das so-
genannte kulturelle und soziale Kapital der Famili-
en. Diese Faktoren sind vermutlich von erheblicher 
Relevanz im Hinblick auf unterschiedliche indivi-
duelle Lernvoraussetzungen, häusliche Unterstüt-
zung und Förderung – und damit letztlich miten-
tscheidend für den Bildungserfolg sozial benach-
teiligter Kinder und Jugendlicher. Gerade diese El-
tern und Familien müssen in die Arbeit der Schule 
eingebunden werden, wenn Schule erfolgreich sein 
will (vgl. Handlungsfeld IV: Interkulturelle Eltern-
beteiligung im Praxisfeld Schule).

Mit der bestehenden sozialen Ungleichheit innerhalb 
der Stadt erhöht sich die Notwendigkeit, den Sozial-
raum zu gestalten und im Umfeld der Schulen lern-
förderliche Unterstützungsnetzwerke zu entwickeln 
(vgl. Handlungsfeld V: Bildung im Sozialraum).

Benachteiligungen aufgrund der Herkunft der Kin-
der müssen vom Bildungssystem frühzeitig und in 
der Regel über Jahre hinweg kompensiert werden. 
Darin liegen eine der großen gesellschaftlichen 
Herausforderungen und Verpflichtungen.
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Heterogenität

Kinder und Jugendlichen mit „Migrationshinter-
grund“ bzw. „Migrationshinweis“ und ihre Familien 
bilden eine sehr heterogene Gruppe. Diese umfasst 
Menschen aus vielen verschiedenen Ländern, die 
erst in den letzten Jahren aus unterschiedlichen 
Gründen zugewandert sind und aus sehr unter-
schiedlichen wirtschaftlichen, sozialen und poli-
tischen Verhältnissen stammen. Sie umfasst auch 
Menschen, deren Familien schon länger in Deutsch-
land leben; deren Kinder hier aufgewachsen sind, 
akzentfrei und altersgemäß Deutsch sprechen und 
erfolgreich das Bildungssystem durchlaufen. Weder 
haben alle, die als Menschen mit Migrationshin-
tergrund gelten, gleichermaßen einen besonderen 
Förderbedarf, noch sollten förderbedürftige Kinder 
aus Nichtmigrantenfamilien von solchen Maßnah-
men wie beispielsweise den Sprachsommercamps 
für Grundschulkinder ausgeschlossen werden.

Grundsatz: Schulische Förder- und Integrations-
maßnahmen, die pauschal auf die Zielgruppe der 
Migrantinnen und Migranten zielen, sind undiffe-
renziert, stigmatisierend und wenig hilfreich. Der 
EMiBi verzichtet daher weitestgehend auf beson-
dere Maßnahmen, die sich ausdrücklich und aus-
schließlich auf Schülerinnen und Schüler mit Mi-
grationshinweis beziehen.

Zielgruppenspezifische Maßnahmen werden dort 
vorgehalten, wo besondere migrationstypische 
Konstellationen vorliegen (zum Beispiel bei den 
Kindern aus aktuell zuwandernden Familie ohne 
deutsche Sprachkenntnisse) oder wenn Menschen 
mit Zuwanderungsgeschichte den Wunsch haben, 
ihre jeweiligen Erfahrungen gemeinsam zu reflek-
tieren (zum Beispiel im Netzwerk der Pädagogin-
nen und Pädagogen mit Zuwanderungsgeschichte).

Bei aller Unterschiedlichkeit der Migrationsbio-
graphien ist Zuwanderung jedoch in der Regel mit 
typischen Erfahrungen und Herausforderungen 
verbunden:

Spracherwerb als Voraussetzung für gesell-
schaftliche Teilhabe

Die Zugewanderten und ihre Kinder beherrschen in 
der Regel zunächst nicht oder kaum die Verkehrs- 
und Bildungssprache Deutsch. Fehlende Sprach-
kenntnisse sind aber eine erhebliche Benachteili-
gung im Hinblick auf den Schul- und Bildungserfolg 
und auf gesellschaftliche Integration und Teilhabe.

Grundsatz: Eine frühe und möglichst mehrjährige, 
alle Schulstufen einschließende Sprachbildung 
und Sprachförderung für Heranwachsende – auch 
für Kinder ohne Migrationshintergrund aus be-
nachteiligten Familien – ist zu einer zentralen Auf-
gabe des Bildungssystems geworden.

Chancengleichheit trotz Benachteiligungen 
durch soziale Lage

Viele Zuwanderinnen und Zuwanderer leben in 
sozialen und ökonomischen Risikolagen, gekenn-
zeichnet durch geringes Einkommen oder Er-
werbslosigkeit, geringe schulische und berufliche 
Qualifikationen oder Nichtanerkennung der im 
Herkunftsland erworbenen Qualifikationen. Sie le-
ben in Wohnvierteln, die stärker als andere durch 
Armut gekennzeichnet sind. Diese Umstände, von 
denen auch viele Kinder nichtmigrantischer Fami-
lien betroffen sind, bilden ungünstigere Vorausset-
zungen für eine erfolgreiche Bildungsbiographie.

Grundsatz: Für Kinder aus sozialen und/oder öko-
nomischen Risikolagen müssen Bildungseinrich-
tungen frühzeitig unterstützende Förderangebote 
bereitstellen, die den Schulabschluss sichern und 
den Übergang in Ausbildung, Beruf, Studium un-
terstützen – und die in geeigneter Weise auch die 
Familien einbeziehen.

3. Grundsätze
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Die Zuwandererfamilien kommen aus unterschied-
lichen Ländern und Kulturkreisen. Vielfach wurde 
das Leben im Herkunftsland bzw. Herkunftsmilieu 
durch andere Traditionen, Rollenerwartungen und 
Regeln als im Einwanderungsland geprägt. Das 
kann zu Verunsicherungen, Missverständnissen 
und Konflikten führen. Zuwanderung erhöht kultu-
relle Vielfalt, zudem verändern sich kulturelle Dif-
ferenzen: Individuen und Gruppen, Migrantinnen 
und Migranten und Nichtmigrantinnen und Nicht-
migranten entwickeln eigene „transkulturelle“ Le-
bensstile und Werthaltungen. 

Grundsatz: Die Schule ist gefordert, Respekt und 
Wertschätzung der verschiedenen Sprachen, Tra-
ditionen und Religionen6 und die Entwicklung ei-
ner „Willkommenskultur“ zu verbinden mit einem 
klaren Einstehen für die Grundprinzipien und zen-
tralen Werte der demokratischen Gesellschaft wie 
die universellen Menschenrechte, um damit dem 
schulischen Auftrag Rechnung zu tragen.

Ausgrenzung und Diskriminierung verhindern

Mit Zuwanderung ist vielfach die oft langjährige und 
mühsame Klärung des rechtlichen Status verbunden 
(Duldung, Aufenthaltsgenehmigung, Staatsbürger-
schaft). Auch schon lange hier lebende Zuwanderer-
familien erfahren Diskrimierungen, etwa bei der 
Ausbildungs-, Arbeitsplatz- oder Wohnungssuche. 
Sie erleben im Alltag immer wieder Ausgrenzung, 
mitunter auch offene Diskriminierung, religiöse 
oder rassistische Anfeindungen. Dies wirkt sich ne-
gativ auf Selbstwertgefühl und Lernmotivation aus 
und verstärkt Tendenzen der Separation.

Grundsatz: Es gehört auch zu den gesetzlichen 
Aufgaben der Schule, Stigmatisierungen, Ausgren-
zungen, Diskriminierungen oder Fremdenfeind-
lichkeit und Rassismus zu verhindern. Das pädago-

6	 Das komplexe Themenfeld „Religion“ bzw. „Religionsunterricht“ 
wird im EMiBi nicht aufgegriffen. Es soll im Rahmen eines Bei-
rates bei der Senatorin für Bildung und Wissenschaft gesondert 
bearbeitet werden.

gische Personal muss entsprechend sensibilisiert 
und reflektiert sein und über interkulturelle Kom-
petenzen verfügen.

Vorhandene Potenziale erkennen und fördern

Viele Zuwandererinnen und Zuwanderer und ihre 
Kinder bringen erhebliche Potentiale zum Beispiel 
im Bereich Sprachkompetenz und interkulturelle 
Kompetenz mit oder entwickeln diese in der Auf-
nahmegesellschaft oder über Kontakte zum Her-
kunftsland. Oft werden diese Potenziale nicht er-
kannt oder nicht angemessen gefördert.

Grundsatz: Kinder und Jugendliche mit und ohne 
Migrationshintergrund sollen in Schule erfahren, 
dass ihre Herkunftskultur und -sprache respektiert 
und ihre Stärken und Potenziale erkannt und aner-
kannt werden; sie sollen Schule als Ort der Vielfalt 
und Partizipation erleben. Das schließt auch die 
Einbeziehung und Beteiligung ihrer Eltern und Fa-
milien ein.

Leitbild Inklusion

Maßnahmen der Unterstützung und Förderung 
richten sich nicht auf bestimmte Zielgruppen, 
die über Geschlecht oder Behinderung, ethnisch, 
sprachlich, kulturell oder religiös definiert werden, 
sondern primär auf individuelle Bedarfslagen.

Der „Entwicklungsplan Migration und Bildung“ 
steht im Kontext mit dem schulgesetzlichen Auf-
trag der Entwicklung inklusiver Schulen.

Grundsatz: Eine interkulturelle Schulentwicklung 
führt zu Schulen, in denen kulturelle und sprach-
liche Vielfalt als Normalität akzeptiert wird, in de-
nen ein Klima des Respekts und der Wertschätzung 
herrscht, Kinder und Jugendliche unabhängig von 
ihrem Geschlecht oder einer Behinderung und un-
abhängig von ihrer Herkunft, Religion oder Erstspra-
che optimal gefördert und – bei aller Vielfalt – auch 
gemeinsame Werte akzeptiert und „gelebt“ werden.



A Interkulturelle 
Schulentwicklung
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Einführung

Für alle Schulen gilt, dass sie sich auf eine sprach-
lich, sozial und kulturell heterogene Schüler- und 
Elternschaft einstellen müssen. Es gilt daher, eine 
„Pädagogik der Vielfalt“ zu entwickeln, also Schule 
und Unterricht so zu gestalten, dass alle Schülerin-
nen und Schüler – unabhängig von ihrem ethni-
schen, sozialen und kulturellen Hintergrund – op-
timale Chancen haben, erfolgreich zu lernen und 
einen Schul- bzw. Bildungsabschluss zu erreichen, 
der ihnen gesellschaftliche Teilhabe und qualifizier-
te berufliche Perspektiven eröffnet. Ziel ist es, den 
engen Zusammenhang zwischen sozialer Lage, Mi-
grationsstatus und Bildungserfolg zu „entkoppeln“.

In diesem Sinne beschreibt „interkulturelle Schul-
entwicklung“ keinen neuen Entwicklungsauftrag 
für die Schulen, sondern akzentuiert den im Bre-
mischen Schulgesetz 2009 formulierten Auftrag 
der Entwicklung zur inklusiven Schule unter be-
sonderer Berücksichtigung der sprachlichen und 
kulturellen Vielfalt der Schülerinnen und Schüler 
und Elternschaft.

Im Folgenden werden zunächst die Rahmenbedin-
gungen der interkulturellen Schulentwicklung be-
schrieben, die zum einen durch die Bremer Schul-
reform seit 2009 und zum anderen durch die vor-
handenen Instrumente der Qualitätsentwicklung 
gegeben sind. Kurz beleuchtet wird auch, dass zur 
Sicherung des Bildungserfolgs der Schülerinnen 
und Schüler mit und ohne Migrationshintergrund 
über den regulären Unterricht hinaus zusätzliche 
Maßnahmen zur Stärkung der Persönlichkeit und 
der Kompetenzförderung in Kernfächern geplant 
und umgesetzt werden.

Im folgenden Abschnitt B. „Handlungsfelder und 
inhaltliche Schwerpunkte“ werden – in Orientie-
rung an der Expertise1 – fünf zentrale Handlungs-
felder näher dargestellt:

1	 Karakaşoğlu, Yasemin u.a., Universität Bremen (2011):  
Wissenschaftliche Expertise mit Handlungsempfehlungen für 
einen „Entwicklungsplan Migration und Bildung“ – im Auftrag 
der Senatorin für Bildung und Wissenschaft Bremen.

I	 Sprachbildung, Sprachförderung und Inter-
kulturalität

II	 Berufs- und Studienorientierung - Übergang 
in Ausbildung, Beruf, Studium

III	 Interkulturelle Qualifizierung des pädagogi-
schen Personals

IV	 Interkulturelle Elternbeteiligung im Praxis-
feld Schule

V	 Bildung im Sozialraum.

Die vorgeschlagenen Maßnahmen zu allen Hand-
lungsfeldern werden in einer tabellarischen Über-
sicht „Maßnahme- und Umsetzungsplanung“ im 
Überblick dargestellt.

Übergeordnete Ziele

•	 Zentrales Ziel ist die Entkopplung des Bildungs-
erfolgs der Kinder und Jugendlichen von ihrer 
sozialen Herkunft und/oder Zuwanderungs-
geschichte. Die strukturellen Rahmenbedin-
gungen im Bremer Schulsystem werden durch 
die weitere Umsetzung der Schulreform so ge-
staltet, dass sie vorhandene soziale Benachtei-
ligungen so weit wie möglich ausgleichen, die 
Exklusion von Schülergruppen mit Migrations-
hintergrund vermeiden und unabhängig von 
Erstsprache und sozialer Herkunft das Errei-
chen optimaler Bildungsabschlüsse fördern.

•	 Den Bremer Schulen werden Rahmenvorgaben 
und Orientierungshilfen für eine Schul- und 
Unterrichtsentwicklung zur Verfügung gestellt, 
die die sprachliche und kulturelle Heterogeni-
tät der Schülerinnen und Schüler und Eltern-
schaft berücksichtigen und Schulen unterstüt-
zen, sich als Orte der Vielfalt zu entwickeln.

•	 In den Bremer Schulen wird eine systematisch 
angelegte Schul- und Unterrichtsentwicklung 
etabliert, welche die sprachliche und kultu-
relle Heterogenität der Schüler- und Eltern-
schaft berücksichtigt und durch Maßnahmen 
zur Stärkung der Persönlichkeit, zur Förderung 
von Lernmotivation und Kernkompetenzen 
den Bildungserfolg sichert.

A: Interkulturelle Schulentwicklung
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Interkulturelle 
Schulentwicklung A

Mit der Novellierung des Schulgesetzes 2009 sind 
strukturelle Rahmenbedingungen für eine Entwick-
lung der Schulen zu „Orten der Vielfalt“ und für 
eine Verbesserung der Bildungserfolge benachtei-
ligter Schülerinnen und Schüler geschaffen worden.

Wesentliche Eckpunkte der Schulreform, durch die 
Exklusion und Stigmatisierung von Schülergrup-
pen vermieden und Fördermöglichkeiten verbes-
sert werden, sind:
•	 die Einführung der Oberschule und die damit 

verbundene Entwicklung von Jahrgangsteams 
und von schulischen Förder- und Differenzie-
rungskonzepten,

•	 der Auftrag zur Umsetzung der Inklusion (Auf-
lösung der Förderzentren für Lernen, Sprache, 
Verhalten und der Förderzentren für die Berei-
che Wahrnehmungs- und Entwicklungsförde-
rung),

•	 die Einführung des Bildungsgangs Werkschule 
und 

•	 der Ausbau der Ganztagsschulangebote.

Positive Effekte hat insbesondere das längere ge-
meinsame Lernen; es verringert sogenannte nega-
tive „Kompositionseffekte“2 und bietet neue und er-
weiterte Möglichkeiten der individuellen Förderung.

Skizziert werden im Folgenden jene Entwicklungen 
und Schwerpunkte der Bremer Schulreform seit 
2009, die für eine interkulturelle Schulentwicklung 
grundlegend sind. Sie sind im Wesentlichen bereits 
im Schulentwicklungsplan (SEP) 2008 und im Ent-
wicklungsplan Inklusion (EPI) 2010 beschrieben 
und werden im Folgenden lediglich in ausgewähl-
ten, für den Bildungserfolg von Schülerinnen und 
Schülern nicht-deutscher Erstsprache besonders 
relevanten Aspekten skizziert.

2	 „Kompositionseffekte“ sind positive oder negative Auswir-
kungen auf den Lernerfolg, die aus der Zusammensetzung der 
Schülerschaft einer Klasse resultieren. Eine Konzentration von 
Schülerinnen und Schülern mit Lern- und Verhaltensproblemen 
in einer Klasse hat nachweislich negative Effekte auf Lernmoti-
vation und -leistungen

Auftrag der Inklusion3

Ein Meilenstein der Bremer Schulreform ist der 
Auftrag zur Einführung der inklusiven Schule4 Im 
Bremischen Schulgesetz heißt es in § 3 Absatz 4: 
„Bremische Schulen haben den Auftrag, sich zu inklu-
siven Schulen zu entwickeln. Sie sollen im Rahmen ih-
res Erziehungs- und Bildungsauftrages die Inklusion 
aller Schülerinnen und Schüler unabhängig von ihrer 
ethnischen Herkunft, ihrer Staatsangehörigkeit, Reli-
gion oder einer Beeinträchtigung in das gesellschaftli-
che Leben und die schulische Gemeinschaft befördern 
und Ausgrenzungen einzelner vermeiden.“

Mit dem vom Schulgesetz (§ 35 Absatz 4) vorgese-
henen Entwicklungsplan Inklusion (EPI) aus 2010 
wurde ein Konzept für den Entwicklungsprozess 
hin zu einer inklusiven Schule beschrieben, der 
auch eine Zeit- und Maßnahmenplanung enthält.

Zentren für unterstützende Pädagogik (ZuP) 
und Regionale Beratungs- und Unterstüt-
zungszentren (ReBUZ)

Durch die Einrichtung der Zentren für unterstüt-
zende Pädagogik (ZuP) bestehen Voraussetzungen 
für eine effektive schulinterne Steuerung, Koordi-
nation und Evaluation aller Fördermaßnahmen. 
Mit den ReBUZ (Regionalen Beratungs- und Un-
terstützungszentren) besteht darüber hinaus ein 
regionales Unterstützungssystem.

Die Zentren für unterstützende Pädagogik (ZuP) 
koordinieren als multiprofessionelles Team u.a. 
die Sprach-, Lese- und Lernfördermaßnahmen der 
Schule – auf der Basis des Förderkonzepts und des 
Sprachbildungskonzepts der Schule. ZuP-Leitung 

3	 Der Begriff „Inklusion“ versucht, anders als der Terminus „Inte-
gration“, eine Zuschreibung gruppierender und pauschalierender 
Merkmale (Migrationsstatus, Behinderung) zu vermeiden und 
geht nur von individuellen Unterschieden aus. – Dem wider-
spricht im Grunde der im EPI zitierte Auftrag, einen ergänzenden 
„Entwicklungsplan Migration und Bildung“ (EMiBi) zu erstellen, 
da dieser doch wieder eine vorab bestimmte Zielgruppe definiert. 
Vgl. zu der Problematik das Kapitel „Einführung“.

4	 Beim Übergang von Klasse 4 nach Klasse 5 werden ab 2012 
grundsätzlich alle Schülerinnen und Schüler mit sonderpädago-
gischem Förderbedarf in Regelschulen aufgenommen.

1. Die Bremer Schulreform – Schaffung der strukturellen 
Rahmenbedingungen für interkulturelle Schulentwicklung
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(zugleich Mitglied der Schulleitung), Sprachbera-
terin bzw. Sprachberater und gegebenfalls schuli-
sche Beauftragte für Integration und Interkultura-
lität arbeiten mit anderen Fachkräften innerhalb 
und außerhalb der Schule (zum Beispiel Schulsozi-
alarbeit, Familienhilfe) bei der Umsetzung zusam-
men. Über die ZuP sind die Verantwortung über die 
schulischen Förder- und Unterstützungsmaßnah-
men, die auch die sonderpädagogischen Förder-
maßnahmen beinhalten, direkt an die Schulleitung 
gebunden.

Die dezentral eingerichteten Regionalen Bera-
tungs- und Unterstützungszentren (ReBUZ)5 haben 
nicht nur Aufgaben in den Bereichen Beratung, 
Krisenintervention und Diagnostik (zum Beispiel 
LRS-Screening, Hochbegabung, Sprachbeeinträch-
tigungen). Sie bieten zudem für stark verhalten-
sauffällige Schülerinnen und Schüler, durch deren 
Lern- und Sozialverhalten eine Beschulung in der 
allgemeinen Schule problembelastet ist, vorüber-
gehend (für maximal zwei Jahre) Maßnahmen zur 
Erfüllung der Schulpflicht nach Zuweisung durch 
die Fachaufsicht gemäß § 55 Abs. 4 SchulG an. Nä-
here Informationen bietet das 2013 eingerichtete 
Bremer Portal zur Inklusion www.inklusion.schule.
bremen.de.

Bildungsgang Werkschule

Der neu eingeführte Bildungsgang Werkschule bie-
tet einer begrenzten Anzahl von Jugendlichen über 
produktionsbezogene Projektarbeit und begleiten-
de sozialpädagogische Betreuung eine Chance auf 
einen qualifizierten Schulabschluss (Erweiterte Be-
rufsbildungsreife).

Der Bildungsgang hat mit Beginn des Schuljahres 
2012/13 seinen Regelbetrieb nach dem Schulgesetz 
aufgenommen. Von den rund 430 Werkschülerin-
nen und -schülern haben etwa 25 Prozent einen 
Migrationshintergrund; hiervon ist knapp ein Drit-
tel weiblich. 

5	 In Bremen sind vier ReBUZ (ReBUZ-Nord, ReBUZ-West, ReBUZ-
Ost, ReBUZ-Süd) etabliert und befinden sich im Aufbau, in Bre-
merhaven wird ein ReBUZ eingerichtet.

Ausbau von Ganztagsangeboten

Ganztagsangebote erweitern die gemeinsame 
Lernzeit. Sie bieten die Möglichkeit, für förderbe-
dürftige Kinder und Jugendliche oder für Schüle-
rinnen und Schüler mit besonderen Interessen 
und Begabungen zusätzliche oder erweiterte Bil-
dungs- und Betreuungsangebote vorzuhalten und 
diese nach dem jeweiligen Ganztagsschulkonzept, 
das Teil des Schulprogramms ist, lernförderlich 
zu rhythmisieren. Das gelingt durch verbindliche 
Teamarbeit der Lehrkräfte und Einbindung sozial-
pädagogischer Fach- und Betreuungskräfte sowie 
weiterer außerschulischer Partner.6

Das Programm „Ganztägig lernen“ zum Aufbau von 
Ganztagsschulen im Land Bremen wurde in den 
vergangenen Jahren in allen Legislaturperioden 
kontinuierlich umgesetzt. Standortentscheidungen 
für neue Ganztagsschulen setzten den Wunsch der 
Schule voraus, Ganztagsschule werden zu wollen; 
einbezogen wurden auch der Sozialindikator, die 
Stadtteilentwicklung und die Betreuungssituation 
vor Ort in Absprache mit den Planungsverantwort-
lichen der Senatorin für Soziales, Kinder, Jugend 
und Frauen sowie dem Amt für Soziale Dienste.

Inzwischen gibt es in nahezu allen Stadtteilen 
mindestens eine Ganztagsgrundschule und eine 
weiterführende Ganztagsschule in der Sekundar-
stufe I. Ganztagsschulen haben den Auftrag, einen 
wirkungsvollen Beitrag zur Abkoppelung des Bil-
dungserfolgs von der sozialen Herkunft der Kinder 
zu leisten. Beim Ausbau der Ganztagsangebote 
werden (weiterhin) Schulen mit einem hohen So-
zialindikator vorrangig zu Ganztagsschulen umge-
wandelt. Die interkulturelle Schulentwicklung, das 
heißt die Berücksichtigung der sozialen, sprach-
lichen und kulturellen Vielfalt der Schülerschaft, 
stellt eine Entwicklungsaufgabe aller Ganztags-
schulen Bremens und Bremerhavens dar.

6	  Vgl. Verordnung zur Regelung der Ganztagsschule (2013)
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Interkulturelle 
Schulentwicklung A

Der Gesetzgeber steuert die Schul- und Unterricht-
sentwicklung durch Vorgaben und Regelungen. 
Diese berücksichtigen die soziale, sprachliche und 
kulturelle Vielfalt der Schüler- und Elternschaft. 
Sie können und sollen von den Schulen für eine 
interkulturelle Ausrichtung der Schul- und Unter-
richtsentwicklung genutzt werden.

Das Bremische Schulgesetz besagt in Kapitel 1 
„Auftrag der Schule“: „Die Schule hat die Aufgabe, 
gegenseitiges Verständnis und ein friedliches Zusam-
menleben in der Begegnung und in der wechselseitigen 
Achtung der sozialen, kulturellen und religiösen Viel-
falt zu fördern und zu praktizieren. Die Schule hat im 
Rahmen ihres Erziehungs- und Bildungsauftrages die 
Integration der Schülerinnen und Schüler mit Migrati-
onshintergrund in das gesellschaftliche Leben und die 
schulische Gemeinschaft zu befördern und Ausgren-
zungen einzelner zu vermeiden.“ (§ 4 Absatz 3).

Zu den Rahmenvorgaben und Regelungen für die 
Schul- und Unterrichtsentwicklung gehören:

•	 Bremer Orientierungsrahmen Schulqualität
•	 Bildungspläne für Unterrichtsfächer der ein-

zelnen Schulformen
•	 Externe Evaluation
•	 Schulprogramm
•	 Schulinterne Evaluation
•	 Bildungsmonitoring und -berichterstattung
•	 Ressourcensteuerung
•	 Datengestützte Zielvereinbarungen 
•	 Weitere Rahmenvorgaben für interkulturelle 

Schulentwicklung

Bremer Orientierungsrahmen Schulqualität (OR)

Der Bremer Orientierungsrahmen Schulquali-
tät (2007) bildet die Grundlage für die Qualität-
sentwicklung der Schulen im Land Bremen an-
hand vereinbarter Qualitätsdimensionen und  
-kriterien. Die zentralen Standards für die neu kon-
zipierten externen Evaluationen (s.u.) sind aus dem 

Orientierungsrahmen abgeleitet. Der OR aus dem 
Jahr 2007 – er beschreibt fünf Qualitätsdimensio-
nen, 24 Qualitätsbereiche und 82 Qualitätsaspekte 
– wird überarbeitet. Die Herausforderungen durch 
sprachliche, soziale und kulturelle Heterogenität 
der Schüler- und Elternschaft werden berücksich-
tigt.

Bildungspläne

Die Bildungspläne für die Unterrichtsfächer defi-
nieren Standards für den Fachunterricht. Die neu-
en Bildungspläne für die Oberschule enthalten seit 
2010 den Auftrag der Sprachbildung als Aufgabe 
aller Fächer, aber (noch) keine Hinweise für die Ar-
beit mit Schülerinnen und Schülern mit Deutsch 
als Zweitsprache. Näheres dazu wird im Hand-
lungsfeld I beschrieben.

Vorgaben für die Externe Evaluation der Schulen

Die externe Evaluation der Schulen (nach § 13 
Bremer Schulverwaltungsgesetz) ist 2010/11 im 
Rahmen eines Pilotvorhabens neu konzipiert und 
als Fokusevaluation angelegt worden. Dies meint, 
es werden nicht alle im Orientierungsrahmen auf-
geführten Qualitätsaspekte der Schul- und Unter-
richtsqualität evaluiert, sondern ausgewählte, bil-
dungspolitisch relevante. Derzeit (2014) sind dies 
bezogen auf den Unterricht: „Klassenführung“ und 
„Umgang mit Heterogenität“ („Inklusion“ für die 
Oberschulen; „Sprachbildung“ für die Grundschu-
len).

2013 erfolgte die Erprobung der neuen Konzeption. 
Die anschließende Auswertung wird sich insbeson-
dere auf die oben genannten Aspekte der Sprach-
bildung als Aufgabe aller Fächer und die Umset-
zung der Inklusion beziehen. Die Ergebnisse der 
Evaluation fließen in die Zielvereinbarungen der 
Schulen mit der Schulaufsicht ein.

2. Qualitätsentwicklung: Rahmenvorgaben 
und Regelungen 
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Schulprogramm

Die Schulprogrammarbeit ist ein zentraler Baustein 
für die schulische Qualitätsentwicklung. Verankert 
ist der Auftrag zur kontinuierlichen Fortschrei-
bung des Schulprogramms im Bremischen Schul-
gesetz (§ 9 Abs. 1). Das Schulprogramm beschreibt 
zentrale Aspekte des Leitbildes der Schule und die 
pädagogischen Schwerpunktsetzungen und nimmt 
dabei explizit auf die Schülerschaft Bezug.

Für die Fortschreibung ihrer Schulprogramme ist 
den Grundschulen, Oberschulen und Gymnasien 
im Sommer 2012 eine verbindliche Rahmenvorga-
be zur Verfügung gestellt worden. Aussagen zum 
Sprachbildungskonzept sind bereits verbindlicher 
Bestandteil der Schulprogramme. Auch Bezüge 
zum Förder- und Differenzierungskonzept und 
zum Fortbildungsplan sind in die Vorgabe aufge-
nommen. Zur Entwicklung interkultureller Kom-
petenz, zur Elternarbeit/Elternbeteiligung oder zur 
Kooperation im Stadtteil enthält die Vorgabe der-
zeit keine verbindlichen Vorgaben.

Selbstevaluation der Schulen  
(schulinterne Evaluation)

Die Schulen in Bremen sind zur schulinternen Eva-
luation des Unterrichts und des Schullebens ver-
pflichtet (BremSchulG § 9 Abs. 1). Über das Schul-
programm und die Zielvereinbarung (s.o.) legen 
die Schulen Rechenschaft über die durchgeführten 
Selbstevaluationen ab. Die Schulen können ihre 
Selbstevaluationen unterstützt mit der webbasier-
ten Plattform IQES-online (IQES: Instrumente für 
die Qualitätsentwicklung und Evaluation in Schu-
len), durchführen. Neben den dort bereits hin-
terlegten Fragebögen zu zentralen Bereichen der 
Schul- und Unterrichtsqualität können die Schulen 
sich über die vorhandenen Itempools Fragebögen 
zusammenstellen bzw. auch mit selbst erstellten 
arbeiten. Die „Bildungsregion Bremen“ der IQES-
Plattform bündelt diese, so dass alle weiteren bre-
mischen Schulen ebenfalls darauf zurückgreifen 

können. Neben der Durchführung von Selbsteva-
luationen bietet IQES-online auch Verfahren zur 
Durchführung von Feedback sowie umfängliche 
Materialien für die Grund- und Oberschulen sowie 
Gymnasien.

Ziel ist: Die Schulen des Landes evaluieren die Um-
setzung ihrer Entwicklungsschwerpunkte (z. B. im 
Bereich Sprachbildung/-förderung, interkulturelle 
Elternarbeit/Elternbeteiligung oder Berufsorien-
tierung/Schulerfolg, Umsetzung der Inklusion) an-
hand transparenter Kriterien und bereitgestellter 
Monitoringdaten. Die Erfahrungen der Schulen mit 
den Selbstevaluationsinstrumenten werden ausge-
wertet. Bewährte Itemlisten bzw. Fragebögen wer-
den über die Plattform anderen Schulen zur Verfü-
gung gestellt.

Bildungsmonitoring und -berichterstattung

Mit dem ersten Bremer Bildungsbericht von 2011 
wurden auf Basis der amtlichen Statistik Indikato-
ren entwickelt, mit der eine kontinuierliche Beob-
achtung des Bildungssystems aus der Perspektive 
von Migration und sozialer Lage erfolgen kann. Zu-
gleich wurden aber auch einzelne Bereiche deut-
lich, in denen die Datenlage unzureichend ist, zum 
Beispiel beim Übergang von der Kita in die Grund-
schule, am Übergang von der allgemeinbildenden 
Schule in die berufliche Bildung oder das Studium, 
am Übergang ins Erwerbsleben und auch im Be-
reich der Weiterbildung und informellen Bildung.

Das entwickelte Indikatorensystem hat bereits Ein-
gang gefunden in die tägliche Arbeit des Bildungs-
monitorings für das Land Bremen, darüber hinaus 
wird das Bildungsmonitoring mit Unterstützung 
durch das Projekt Lernen vor Ort in Teilbereichen 
weiterentwickelt. Ein Beispiel ist die Entwicklung ei-
nes Verfahrens zur Durchführung einer Schulabsol-
ventenstudie und ihre erstmalige Durchführung in 
Bremen und Bremerhaven (siehe Handlungsfeld II).
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Interkulturelle 
Schulentwicklung A

Bei der Weiterentwicklung des Bildungsmoni-
torings und bei der zukünftigen Bildungsberichter-
stattung soll die Perspektive „Migration und sozi-
ale Lage“ als Analyseperspektive stets mitgedacht 
werden, hier insbesondere der Bildungserfolg der 
Schülerinnen und Schüler aus sozialen Risikolagen 
und/oder mit Migrationshinweis.7 Insbesondere 
soll ein Bildungsmonitoring, das die sprachliche 
und kulturelle Vielfalt der Schüler- und Eltern-
schaft in den Blick nimmt, im Kontext des Projekts 
QUIMS (vgl. Handlungsfeld V.) entwickelt werden.

Als weiterer Schwerpunkt soll die konsequente Ar-
beit mit den Ergebnissen des Bildungsmonitoring 
auf allen Ebenen des Bildungssystems im Lande 
Bremen weiter vorangetrieben werden.

Gezielte Ressourcensteuerung8

Derzeit werden vor allem über Zuweisungen zu-
sätzliche Ressourcen (in Abhängigkeit von der 
Schülerzahl und vom Sozialindikator) für diese 
Schulen bzw. für die Sprach- und Migrantenförde-
rung und für Herkunftssprachen-Angebote bereit-
gestellt.

So erhalten die Schülerinnen und Schüler der 
Grundschulen der Stadtgemeinde Bremen zusätz-
liche Lehrerstunden für den Inklusionsbereich LSV 
sowie über den sogenannten Sozialstrukturbedarf 
(Förderung von Kindern und Jugendlichen mit 
besonderen pädagogischen Bedarfen). Ein Grund-
schulkind an einer Schule in „schwieriger sozialer 
Lage“ erhält im Durchschnitt deutlich mehr Per-
sonalressourcen als ein Grundschulkind an einer 
Schule in stabiler sozialer Lage. 

7	 Dies erfolgt im Abgleich mit dem Konzept eines sogenannten 
„Ethnic Monitoring“ (nach M. Gomolla); gemeint ist das „sta-
tistische Erfassen und kontinuierliche Beobachten von dispro-
portionalen (Miss-)Erfolgsquoten in Schule, Berufsausbildung 
und auf dem Arbeitsmarkt, differenziert nach Kriterien ethni-
scher Herkunft, sozialer Schicht und Geschlecht“ (zit. nach Y. 
Karakaşoğlu u.a.., S. 24).

8	 Angaben für die Stadtgemeinde Bremen.

Die Oberschulen der Stadtgemeinde Bremen erhal-
ten zusätzliche Lehrerstunden für Inklusionsaufga-
ben, Sozialstrukturbedarf, Ganztagsangebote sowie 
diverse Fördermaßnahmen zugewiesen. Unter Be-
rücksichtigung dieser zusätzlichen Zuweisungen 
werden ca. 15 Prozent aller Lehrerstunden unter di-
rekter bzw. indirekter Berücksichtigung von Sozia-
lindikatoren zugewiesen. Ein weiterer Effekt wird 
durch die Reduzierung der Klassenfrequenzen bei 
Inklusionsklassen erzielt.

Zusätzlich werden weitere Ressourcen für herkunfts
sprachliche Angebote, Vorkurse (Sprachförderkurse 
für neu zugewanderte Kinder und Jugendliche), Her-
kunftssprachen als Fremdsprachen, etc. zugewiesen. 
Im Rahmen der Entwicklung der neuen Zuweisungs-
richtlinie erfolgt eine Überprüfung und Weiterent-
wicklung der Ressourcensteuerung.

Die Schulen (Schulleitung, ZuP) entwickeln Kon-
zepte für den Einsatz der Förderressourcen. Die 
Wirksamkeit wird schulintern evaluiert.

Datengestützte Zielvereinbarungen

Das Controlling der eingeleiteten Maßnahmen 
bzw. der eingesetzten Ressourcen erfolgt im Rah-
men der jährlichen bzw. zweijährlichen datenge-
stützten Zielvereinbarungsgespräche zwischen 
Schulleitung und Schulaufsicht. Über das Bil-
dungsmonitoring werden dafür – so weit vorhan-
den – Kontext-, Input-, Prozess- und Output-Daten 
bereitgestellt.

Ausgewählte Daten, Kriterien und Indikatoren zur 
interkulturellen Schulentwicklung werden in den 
regelmäßigen (jährlichen) Zielvereinbarungsge-
sprächen der Schulaufsicht mit den Schulleitungen 
thematisiert und in den Zielvereinbarungen be-
rücksichtigt.
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Weitere Rahmenvorgaben für die interkultu-
relle Schulentwicklung

In den Handlungsfeldern des EMiBi werden weitere 
behördliche Rahmenvorgaben für eine interkultu-
relle Schulentwicklung berücksichtigt und darge-
stellt:

•	 Sicherstellung einer diagnosebasierten früh-
zeitigen und durchgängigen Sprachbildung/ 
-förderung (vgl. Handlungsfeld I)

•	 Geregeltes Aufnahmesystem für neu zuwan-
dernde Kinder oder Jugendliche (vgl. Hand-
lungsfeld I)

•	 Förderung von Herkunftssprachen und Mehr-
sprachigkeit (vgl. Handlungsfeld I) 

•	 Begleitung und Unterstützung der Schülerin-
nen und Schüler beim Übergang in Ausbildung, 
Studium und Beruf (vgl. Handlungsfeld II)

•	 Verankerung der Entwicklung interkulturel-
ler Kompetenzen und der Sprachförderung 
(insbesondere Spracherwerb bei Zweitsprach-
lernenden) in der Lehrerausbildung und  
-fortbildung (vgl. Handlungsfeld III)

•	 Interkulturelle Professionalisierung der päd-
agogischen Führungskräfte (vgl. Handlungs-
feld III) )

•	 Bereitstellung eines Unterstützungssystems 
für interkulturelle Schulentwicklung und in-
terkulturelle Bildung (vgl. Handlungsfeld III)

•	 Steigerung des Anteils von Lehrpersonen, So-
zialpädagogeninnen und Sozialpädagogen so-
wie Erzieherinnen und Erzieher mit Migrati-
onshintergrund (vgl. Handlungsfeld III)

•	 Förderung von Maßnahmen zur Elternbetei-
ligung und zur Entwicklung von Erziehungs- 
und Bildungspartnerschaften Schule – Familie 
(vgl. Handlungsfeld IV) 

•	 Förderung von Maßnahmen zur Öffnung von 
Schule und zur Zusammenarbeit im Sozial-
raum (vgl. Handlungsfeld V).
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Interkulturelle 
Schulentwicklung A

Alle im folgenden Abschnitt B. in den dortigen fünf 
Handlungsfeldern beschriebenen Maßnahmen sol-
len dazu beitragen, über die bestehenden regulären 
Lehr- und Lernangebote hinaus bzw. diese ergän-
zend den Bildungserfolg von Kindern und Jugendli-
chen aus zugewanderten Familien zu sichern.

Daneben treten weitere unterstützende Maßnah-
men, die entweder schulübergreifend vorgehalten 
und entwickelt oder von einzelnen Schulen kon-
zipiert und organisiert werden. Die Schwerpunk-
te liegen auf der Stärkung der Persönlichkeit, des 
Selbstvertrauens und der Lernmotivation (im Sin-
ne von „Empowerment-Strategien), Zusatzangebo-
ten zur Förderung fachlicher Kompetenzen in den 
Kernfächern, Angeboten zur Förderung besonde-
rer Begabungen und Angeboten zur Stärkung der 
Schülerpartizipation und des sozialen Lernens. 
Sie richten sich gleichermaßen an Kinder und Ju-
gendliche mit und ohne Migrationshintergrund 
mit besonderen Förderbedarfen. Neben den bereits 
eingeleiteten Maßnahmen (s.u.) werden im Projekt 
QUIMS neue Formen der Unterstützung erprobt, 
die in Zusammenarbeit von Schulen und Kultur-, 
Sport- und Stadtteileinrichtungen umgesetzt wer-
den (vgl. Handlungsfeld V). Viele Schulen nutzen 
dazu die Förderressourcen aus den ihnen zur Ver-
fügung gestellten Mitteln für Sozialstrukturbedarf 
und sozialintegrative Maßnahmen.

Stärkung der Persönlichkeit durch Kultur und 
Sport

Viele Schulen kooperieren bereits mit Partnern aus 
Kunst, Kultur, Theater, Musik und Tanz und setzen 
sich dabei auch mit verschiedenen kulturellen Er-
fahrungswelten auseinander.

Performative Ausdrucksformen wirken sich nicht nur 
förderlich auf den Erwerb interkultureller und sozi-
aler Kompetenzen aus, sie können auch den Erwerb 
sprachlicher Kompetenzen unterstützen und insge-
samt zur Stärkung der Persönlichkeit beitragen.

3. Förderung des Bildungserfolgs und 
Sicherung der Schulabschlüsse

Die Zusammenarbeit zwischen Schulen und Künst-
lerinnen und Künstlern sowie öffentlichen Kultu-
reinrichtungen wird unterstützt und ausgeweitet 
z.B. durch Rahmenvereinbarungen der Senatorin 
für Bildung und Wissenschaft zur Kooperation.

Auch Bewegungs- und Sportaktivitäten bieten die 
Chance, Selbstbewusstsein und soziale Kompeten-
zen (wie zum Beispiel Fairness) zu fördern, sie kön-
nen darüber hinaus wesentlich zur Gesundheits- 
und Resilienzförderung beitragen. 

Förderung von Kernkompetenzen

Zur Förderung der fachlichen Kompetenzen in 
Kernfächern bieten viele Schulen zusätzlichen För-
derunterricht an.

Das im Herbst 2010 gestartete Programm „Offensi-
ve Bildungsstandards“ soll insbesondere dazu bei-
tragen, die sehr hohe Zahl der Kinder und Jugend-
lichen zu reduzieren, die bei Leistungsvergleichen 
nicht die Mindeststandards erreichen – darunter 
sind sehr viele mit Deutsch als Zweitsprache.

Im Rahmen des Programms werden Materialien 
(Aufgabensammlungen) für einen kompetenzori-
entierten Unterricht in Deutsch und Mathematik 
an Grundschulen und zusätzlich für Naturwissen-
schaften an Oberschulen und Gymnasien bereitge-
stellt. Durch Fortbildungsangebote und schulüber-
greifende fachbezogene Konferenzen wird die Um-
setzung in den Unterricht vorbereitet und begleitet.

Materialien und Angebote aus dem Programm „SI-
NUS an Grundschulen“ (2009 bis 2013) zur Weiter-
entwicklung des mathematischen und naturwissen-
schaftlichen Unterrichts stehen ergänzend bereit.

Eine zentrale Rolle für den Erfolg schulischen Ler-
nens spielt die diagnostische Kompetenz von Lehr-
kräften. Informationen und Anregungen für die 
pädagogische Diagnostik im Unterricht enthält der 
sogenannte „Diagnostik-Koffer“. Dabei handelt es 
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strumenten und Verfahren, die Auskunft über die 
Lernvoraussetzungen, den Lernprozess oder den 
Lernstand einer Schülerin bzw. eines Schülers geben 
und somit eine gezielte Förderung ermöglichen.

Förderung besonderer Begabungen

Im Projekt „Hochbegabung inklusive“ wird mit Un-
terstützung der Karg-Stiftung und wissenschaftlich 
begleitet durch die Universität Bremen (Prof. Dr. 
Simone Seitz, Prof. Dr. Lisa Pfahl) in zwei Schulen 
im Bremer Stadtteil Tenever (Grundschule Pfälzer 
Weg, ausgezeichnet mit dem deutschen Schulpreis 
2012, und Oberschule Koblenzer Straße) ein beson-
deres Profil der schulischen Begabtenförderung in 
der inklusiven Schule entwickelt und erprobt. Rund 
80 Prozent der Schülerinnen und Schüler beider 
Schulen haben einen Migrationshintergrund. Die 
Erfahrungen sollen auch auf andere Schulen über-
tragen werden.

Förderung von Schülerpartizipation

Eine interkulturelle Schulentwicklung erfordert 
und fördert die aktive Teilhabe aller Schülerinnen 
und Schüler und eine demokratische Gesprächs- 
und Diskussionskultur in allen schulischen Berei-
chen – auf der Basis klarer, in der Schulgemein-
schaft vereinbarter Regeln und Sanktionen. Nur 
so kann in einer heterogenen Schülerschaft mögli-
chen Separations- und Diskriminierungstendenzen 
begegnet werden. Schülerpartizipation schließt 
sowohl schüler-aktivierende Lernformen und das 
regelmäßige Einholen von Schülerfeedbacks zum 
Unterricht und zur Gestaltung von Schule, als auch 
die Schülermitbestimmung in den Gremien der 
Schule und die Ermutigung und Unterstützung von 
selbstorganisierten Schülerprojekten ein.



B Handlungsfeld I
 

Sprachbildung, Sprachförderung  
und Interkulturalität  
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Übergeordnete Ziele

Ausgangslage

Es gibt deutliche empirische Hinweise dafür, dass 
der Besuch einer Kindertageseinrichtung positive 
Effekte auf die Sprachentwicklung der Kinder aus 
bildungsungewohnten Familien oder aus Familien 
mit Deutsch als Zweitsprache hat.1 Im Land Bre-
men liegt die Bildungsbeteiligung von Kindern un-
ter drei Jahren mit Migrationshintergrund erheb-
lich niedriger als die der unter Dreijährigen ohne 
Migrationshintergrund. Dieses Muster findet sich 
auch im Alter von drei bis sechs Jahren wieder, je-
doch in einer geringeren Ausprägung.2

Die „Maßnahmen zur Anhebung des Betreuungs-
niveaus von Kindern ausländischer Herkunft“ sind 
seit 2003 Teil des Programms frühkindlicher Bil-
dung bei der Senatorin für Soziales, Kinder, Jugend 
und Frauen. 

1	 Vgl. PISA im Focus 1, 2011; online verfügbar unter  
www.oecd.org/pisa/pisaproducts/48468711.pdf 

2	 Vgl. Bremer Bildungsbericht „Bildung – 
Migration – soziale Lage, 2012, S. 100

Entwicklungsziele

•	 Die Bildungsbeteiligung der unter 3-jährigen 
sowie der 3- bis 6-jährigen Kinder mit Migra-
tionshintergrund in Kindertageseinrichtungen 
wird weiter erhöht und den Quoten bei Kin-
dern ohne Migrationshintergrund angenähert.

•	 Dazu werden „niedrigschwellige“ und „kultur-
sensible“ Angebote für Eltern mit nicht-deut-
scher Erstsprache vorgehalten.

•	 Erzieherinnen und Erzieher sowie Betreuerin-
nen und Betreuer in Kindertageseinrichtungen 
sind im Hinblick auf ihre interkulturelle Kom-
petenz qualifiziert worden.

1. Bildungsbeteiligung von Kindern mit 
Migrationshintergrund im Elementarbereich

•	 Für alle Kinder und Jugendlichen besteht ein 
durchgängiges Angebot einer frühzeitig ein-
setzenden Sprachbildung und Sprachförderung 
in Kindertageseinrichtungen und Schulen, das 
auch die besonderen Bedürfnisse mehrspra-
chig aufwachsender Kinder berücksichtigt.

•	 In den Schulen des Landes ist ein verbindlich 
geltendes, stufenübergreifendes Sprachbil-
dungskonzept, das sprachliche und kulturelle 
Vielfalt berücksichtigt, implementiert. Kon-
krete Hinweise zur Umsetzung der Sprachbil-
dung in allen Fächern sind in die schulinter-
nen Curricula aufgenommen.

•	 Die Zusammenarbeit Kita – Schule – Eltern-
haus bei der Sprachförderung ist konzeptionell 
und strukturell verankert. Alle Grundschulen 

arbeiten beim Übergang vom Elementar- in 
den Primarbereich mit Kitas und Eltern zu-
sammen und stimmen gegebenenfalls erfor-
derliche Sprachfördermaßnahmen ab.

•	 Datenschutzrechtliche Fragen zur Gewährlei-
stung einer durchgängigen Sprachbildung ins-
besondere an den Übergängen sind geklärt. 

•	 „Seiteneinsteigerinnen und Seiteneinsteiger“ 
ohne deutsche Sprachkenntnisse erhalten ein 
Sprachförderangebot, das ihnen eine schnelle 
Integration in den Regelunterricht ermöglicht.

•	 Der schulische Herkunftssprachenunterricht 
trägt dazu bei, dass immer mehr Heranwach-
sende eine qualifizierte Mehrsprachigkeit ent-
wickeln.
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Handlungsfeld I: Sprachbildung, 
Sprachförderung und Interkulturalität B

Eingeleitete und geplante Maßnahmen

Die Grundlage aller Maßnahmen, die Beteiligungs-
quote von Kindern mit Migrationshintergrund an 
außerfamiliären Angeboten der frühkindlichen Bil-
dung zu erhöhen, ist eine gezielte Zusammenarbeit 
mit Eltern. Neben der Stärkung von Erziehungs-
kompetenz spielt die Vermittlung von Informa-
tionen zur Bedeutung frühkindlicher Bildung und 
früher sprachlicher Bildung in Verbindung mit dem 
Besuch einer Kindertageseinrichtung eine wesent-
liche Rolle. Voraussetzung hierfür sind Strukturen 
und Rahmenbedingungen, die Eltern motivieren, 
ein Betreuungsangebot für ihre Kinder in Anspruch 
zu nehmen. 

Fortbildungsangebote für pädagogische Fach-
kräfte (vgl. Handlungsfeld III)
Im Rahmen des Programms Frühkindliche Bildung 
werden seit 2003 gemeinsam mit den Trägern der 
Kindertageseinrichtungen entwickelte Fortbil-
dungsangebote und Projekte für pädagogische 
Fachkräfte zur Stärkung der interkulturellen Kom-
petenz angeboten.

Kooperationsspielkreise
Ebenfalls seit 2003 werden erfolgreich sogenannte 
Kooperationsspielkreise für 2- bis 3-jährige Kin-
der und ihre Eltern angeboten. Ziel ist es, frühzei-
tig Kontakte zu Eltern mit Migrationshintergrund 
und ihren Kindern herzustellen und gleichzeitig 
zielgruppengruppen-spezifische Beratungs- und 
Bildungsangebote am Standort Kita zu installieren. 
Die sprachliche Bildung ist in den Alltag des Spiel-
kreises integriert.

Konzept für die verstärkte Bildungsbeteiligung 
von Kindern mit Migrationshintergrund 
Das Konzept der Senatorin für Soziales, Kinder, Ju-
gend und Frauen zur verstärkten Beteiligung dieser 
Kinder und zur Betreuung in Einrichtungen der Ta-
gespflege und der Kindertagestagesbetreuung ist 
entwickelt und wird sukzessive umgesetzt. Schwer-
punkte sind:

•	 Entwicklung und Weiterentwicklung von Netz-
werkstrukturen in Wohnquartieren, um Infor-
mationen und Unterstützungsangebote für 
Familien mit Migrationshintergrund gezielt zu 
vermitteln. 

•	 Verstärkte Zusammenarbeit mit den Akteuren 
von bereits bestehenden Familien- und Eltern-
bildungsprogrammen.

•	 Weiterentwicklung der Fortbildung des päd-
agogischen Personals (beispielsweise zur all-
tagsintegrierten Sprachbildung und zur inter-
kulturellen Kompetenz)

•	 Entwicklung von familiennahen und passge-
nauen Angeboten für die Betreuung und För-
derung von Kindern mit und ohne Migrations-
hintergrund.

•	 Verstärkte Einbindung von Fachkräften mit 
Migrationshintergrund (vgl. auch Handlungs-
feld III)

Resümee 

Die eingeleiteten und geplanten Maßnahmen 
schaffen gute Voraussetzungen für eine sukzessive 
Erhöhung der Beteiligungsquote von Kindern aus 
Familien mit Migrationshintergrund in den Ein-
richtungen der Tagespflege und der Kindertages-
betreuung.
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Ausgangslage

Sprachliche Bildung ist als Bildungsauftrag und 
Querschnittsaufgabe der Kindertagesbetreuung 
im Bremer Rahmenplan für Bildung und Erziehung 
(2004) festgeschrieben. Das bremische Konzept 
der elementarpädagogischen Sprachförderung 
verbindet die alltägliche Unterstützung der Spra-
chentwicklung aller Kinder von Anfang an mit der 
gezielten Förderung sprachlicher Fähigkeiten. All-
tagshandeln und Bildungsangebote werden mit ei-
nem besonderen Augenmerk auf sprachförderliche 
Aspekte gestaltet und mit anderen Entwicklungs-
bereichen – wie Rhythmik, Musik, Natur, Umwelt, 
Technik und Bewegung – verknüpft.

Die vorschulische Sprachstandsfeststellung wird 
flächendeckend im Land Bremen ein Jahr vor der 
Einschulung durchgeführt. Die Teilnahme ist ver-
pflichtend (Bremer Schulgesetz § 36). Sprachför-
derbedürftige Kinder haben gemäß § 36 Absatz 2 
Bremer Schulgesetz einen Anspruch auf Förde-
rung, aber auch eine Verpflichtung zur Teilnahme. 
Die Sprachförderung in Kleingruppen findet im 
Umfang von 72 Stunden (in der Regel 2 Stunden 
über 36 Wochen) ergänzend zur täglichen Sprach-
bildungsarbeit in der Kita statt und wird bei Bedarf 
– festgestellt durch eine erneute Testung – in der 
Grundschule fortgesetzt. Die Ergebnisse der vor-
schulischen Sprachstandsfeststellung zeigen deut-
lich, dass sich die sprachlichen Fähigkeiten der 
Kinder je nach sozialem Rahmen, in dem sie auf-
wachsen, voneinander unterscheiden. 

Entwicklungsziele

•	 Die Rahmenbedingungen frühkindlicher 
Sprachbildung – vorbereitende und begleiten-
de Qualifizierung der pädagogischen Fachkräf-
te, Kontinuität und Langfristigkeit der Unter-
stützungsmaßnahmen, ihre Einbindung in den 
Alltag der Kinder und die Einbindung der El-
tern – werden weiterentwickelt und ausgebaut 
(zuständig: SKJF). 

•	 Die Qualifizierung und der Einsatz des Kita-ei-
genen Personals im Bereich der Sprachbildung 
und Sprachförderung werden insbesondere mit 
Blick auf eine alltagsintegrierte Sprachbildung 
in Bremen und in Bremerhaven umgesetzt (zu-
ständig: Die Senatorin für Soziales, Kinder, Ju-
gend und Frauen - SKJF).

•	 Über die Organisation und inhaltliche Gestal-
tung zusätzlicher (additiver) Sprachförderan-
gebote besteht über die AG-Sprache der SKJF 
ein geregelter Erfahrungsaustausch (zustän-
dig: SKJF).

•	 Kinder, die keine Kita besuchen, werden regel-
haft in Sprachfördergruppen am Standort Kita 
eingebunden. 

•	 Das Gesamtverfahren der vorschulischen 
Sprachstandsfeststellung wird weiterent-
wickelt: Die durch den Fachbeirat „Sprach-
standsfeststellung“ benannten Eckpunkte 
zur Weiterentwicklung (s.u.) werden einbezo-
gen, ebenso die durch das Mercator-Institut 
für Sprachförderung und Deutsch als Zweit-
sprache formulierten Qualitätsmerkmale für 
Sprachstandsverfahren im Elementarbereich.3

•	 Die Übermittlung von Daten zur vorschuli-
schen Sprachförderung durch die Senatorin für 
Soziales, Kinder, Jugend und Frauen an die Se-
natorin für Bildung und Wissenschaft wird mit 
Blick auf eine durchgängig angelegte Sprach-
förderung im Übergang sowie aus Gründen des 
Bildungsmonitorings im Rahmen der Daten-
schutzbestimmungen angestrebt.

3	 Veröffentlicht im Mai 2013; abrufbar über:  
www.mercator-institut-sprachfoerderung.de

2. Vorschulische Sprachbildung und Sprachförderung
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Eingeleitete und geplante Maßnahmen

Stärkung der alltagsintegrierten Sprachbil-
dung und Sprachförderung in den Kitas

Mit Einführung der themen- und projektbezogen 
ausgearbeiteten Praxismaterialien „Sprachförde-
rung im Elementarbereich“ im Jahr 2008 fanden 
umfassende Neuschulungen und Nachschulungen 
für die Qualifizierung von Erzieherinnen und Erzie-
hern statt, die kontinuierlich weiterentwickelt und 
fortgeführt werden (vgl. Handlungsfeld III). Um 
eine Vernetzung und Vermittlung beispielhafter 
Konzepte und erreichter Expertise zu ermöglichen, 
wurden im Jahr 2005 zwei „Konsultations-Kitas“ 
eingeführt, die über Hospitation und Beratung einen 
wesentlichen Beitrag zur Qualitätsentwicklung und  
-sicherung leisten. 

Darüber hinaus beteiligt sich das Land Bremen im 
Rahmen einer Bundesoffensive zur Stärkung alltag-
sintegrierter sprachlicher Bildung von Kindern unter 
drei Jahren an dem Programm „Offensive frühe Chan-
ce: Schwerpunkt-Kitas Sprache und Integration“.

Weiterentwicklung der vorschulischen Sprach-
standsfeststellung

Im Jahr 2010 wurde die regelhafte Evaluation der 
vorschulischen Sprachstandsfeststellung einge-
führt. Hierüber wird jährlich in der Deputation für 
Bildung berichtet. Die Evaluation beinhaltet sowohl 
quantitative Daten zum Testverlauf (Dokumentati-
on des Testverlaufs) als auch qualitative Daten in 
Form von Befragungsergebnissen der beteiligten 
pädagogischen Fachkräfte aus Kita und Schule.

Der seit 2009 in Bremen (in Bremerhaven seit 2005) 
eingesetzte computergestützte Cito-Sprachtest wur-
de auf der Grundlage von Erfahrungen und Anregun-
gen der pädagogischen Fachkräfte aus Bremer Kitas 
und Schulen durch das Testentwicklungsinstitut in 
Zusammenarbeit mit der Senatorin für Bildung und 
Wissenschaft im Jahr 2012 umfassend überarbeitet.

Eltern, die eine Testdurchführung am Computer 
für ihr Kind ablehnen, können die Teilnahme am 
Cito-Sprachtest durch einen sogenannten sprach-
diagnostischen Befund ersetzen.4 Die Rahmen-
bedingungen der Befundausstellung sind in der 
Verordnung über die Feststellung der Kenntnisse 
der deutschen Sprache und die Sprachförderung 
geregelt (2011).

Im Jahr 2012 ist der Fachbeirat „Sprachstandsfest-
stellung“ eingerichtet worden. Vertreten sind u. a. 
Kita-Träger, die ZentralElternVertretung (ZEV) und 
der ZentralElternBeirat (ZEB), das Sozialressort, 
die Universität Bremen und das Gesundheitsamt. 
In seiner Funktion als beratendes Gremium hat der 
Fachbeirat auf folgende Eckpunkte für eine Weiter-
entwicklung der vorschulischen Sprachstandsfest-
stellung hingewiesen:
•	 Berücksichtigung von Mehrsprachigkeit 
•	 Abgrenzung zwischen Sprachförder- und The-

rapiebedarf 
•	 Einbettung der Sprachdiagnostik in den Ent-

wicklungskontext des Kindes.

Resümee 

Entscheidend für ein erfolgreiches Sprachenlernen 
sind die Qualität des sprachlichen Austauschs so-
wie die Dauer des Kontakts mit einer Sprache. Aus 
diesem Grund ist – neben einem frühen Eintritt in 
die Kita – die Qualifizierung des pädagogischen 
Personals ein wesentlicher Baustein. 

Der Cito-Sprachtest hat durch die eingeführten 
Veränderungen an Zuverlässigkeit und Akzeptanz 
gewonnen. Die Orientierung an aktueller For-
schung zu Qualitätsmerkmalen der Sprachstands-
feststellung wird das Verfahren weiter verbessern.

4	 Seit seiner Einführung im Jahr 2011 liegt der 
Anteil der Eltern, die den Befund in Anspruch 
nehmen, konstant bei rund 1 Prozent.
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Ausgangslage

Die Expertise empfiehlt eine institutionalisierte 
Zusammenarbeit von Kitas und Schulen zur Vor-
bereitung und Gestaltung des Übergangs – unter 
Einbindung der Eltern bzw. Familien. Sie verweist 
auf die Bremer Projekte „Frühes Lernen – Kinder-
garten und Schule kooperieren“ (2003-2005) und 
„TransKiGs – Stärkung der Bildungs- und Erzie-
hungsqualität in Kindertageseinrichtungen und 
Grundschulen“ (BLK-Modellversuch von 2005-
2009), in denen in Kooperationsverbünden die 
Übergangsgestaltung im Mittelpunkt stand. 

Entwicklungsziele

•	 Alle Grundschulen treffen feste Regelungen 
mit benachbarten Kitas bzw. Kitas aus dem 
Einzugsbereich der Schule zum Informati-
onsaustausch, zu wechselseitigen Hospitatio-
nen und zu gemeinsamen Praxisprojekten. Im 
Stadtteil vorhandene Quartiersbildungs- und 
Familienbildungszentren werden einbezogen. 

•	 Erfahrungen zur Kooperation Kita – Grund-
schule – Eltern unter Bedingungen der Mehr-
sprachigkeit von Kindern und Eltern werden 
ausgewertet und Einrichtungen in anderen 
Stadtteilen zur Verfügung gestellt (vgl. Hand-
lungsfeld V: Projekt QUIMS).

•	 Es bestehen inhaltlich-konzeptionelle Ver-
einbarungen für eine Weiterführung der Lern- 
und Entwicklungsdokumentation (LED) im 
Primarbereich.

•	 Die Klärung datenschutzrechtlicher Fragen zur 
regelhaften Übergabe und Fortführung der LED 
bzw. individueller Förderpläne (ggf. auch ohne 
direkte Zustimmung der Eltern) ist erfolgt.

Eingeleitete und geplante 
Maßnahmen5

Regelungen zur Zusammenarbeit bei 
der Gestaltung des Übergangs

Im Elementarbereich werden durch das BremKTG 
(§14) und durch die Qualitätsvereinbarungen zur 
Bildungs- und Erziehungsarbeit mit den Trägern 
Regelungen zur Zusammenarbeit getroffen, im Pri-
marbereich erfolgt dies durch die Grundschulver-
ordnung (§ 12).

Entwicklung von Kooperationsstrukturen  
in den Stadtteilen  
(vgl. Handlungsfeld V)

Im Programm QUIMS (Pilotprojekt seit 2011/12 
in Gröpelingen, seit 2013 auch in Blumenthal und 
Huchting) werden Verbundstrukturen zwischen 
Elementar- und Primarbereich entwickelt. Inter-
kulturalität ist als gemeinsamer Bezugsrahmen für 
die Zusammenarbeit Kita – Grundschule – Familie 
definiert. 

Übergangsgespräche  
(vgl. auch Handlungsfeld IV)

Alle Grundschulen organisieren vor der Einschu-
lung Informationsveranstaltungen für Eltern. 
Übergabegespräche zwischen den Einrichtungen 
(Kitas – Grundschulen) und unter Einbeziehung 
der Eltern sind Standard, jedoch lassen sich qua-
litative Unterschiede in der Organisation und in-
haltlichen Gestaltung der Gespräche konstatieren. 
Die Erstellung und verbindliche Einführung eines 
Gesprächsleitfadens wird weiterentwickelt.

5	 Gemeinsame Fortbildungen (Kita-, Grundschul-
Mitarbeiter/innen): siehe Handlungsfeld III

3. Entwicklung verbindlicher Kooperationsstrukturen  
beim Übergang Kita – Grundschule
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Lern- und Entwicklungsdokumentation (LED) 

Die LED wird seit 2005 in der Stadtgemeinde Bre-
men trägerübergreifend eingesetzt. Die Einführung 
und Umsetzung wurde wissenschaftlich begleitet, 
eine daraus resultierende überarbeitete Fassung 
ist 2010 veröffentlicht worden. Der regelhafte und 
flächendeckende Einsatz wurde durch umfassen-
de Qualifizierungsmaßnahmen erreicht. Einher-
gehend mit der Individualisierung und Differen-
zierung im Unterricht sind entsprechende Rege-
lungen zur Leistungsdokumentation auch in der 
Grundschulverordnung aufgenommen (§ 11).

Resümee 

Grundsätzliche Regelungen zur Kooperation Kita – 
Grundschule unter Einbeziehung der Eltern sind 
eingeführt. Entwicklungsbedarf besteht insbeson-
dere bei der Gestaltung der Übergangsgespräche 
zwischen Kita, Schule und Eltern sowie bei der 
Nutzung der LED als Instrument der Übergangsge-
staltung. 
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4.1	 Konzeptionelle Ausrichtung 
der Sprachbildung und 
Sprachförderung

Ausgangslage

Die kontinuierliche Entwicklung der Bildungs-
sprache6 setzt voraus, dass die Sprachbildung und 
Sprachförderung auf die besonderen sprachlichen 
und kulturellen Lernvoraussetzungen der Schüler-
schaft (zum Beispiel der Anteil mit nichtdeutscher 
Erstsprache) Bezug nimmt, langfristig angelegt ist 
und systematisch mit den steigenden Anforderun-
gen im Bildungsverlauf weitergeführt wird. Die Ex-
pertise empfiehlt daher ein verbindlich geltendes, 
die Schularten und Schulstufen übergreifendes 
Sprachbildungskonzept als Rahmenvorgabe.

Entwicklungsziele

•	 Sprachbildung und -förderung werden in der 
Schule systematisch und stufenübergreifend 
konzipiert, umgesetzt und evaluiert. 

•	 Den Schulen stehen Unterstützungsangebo-
te für die Entwicklung, Umsetzung und Fort-
schreibung schulischer Sprachbildungskon-
zepte zur Verfügung.

Eingeleitete und geplante Maßnahmen

Sprachbildungskonzept als Rahmenvorgabe
Das in breiter Beteiligung erstellte schularten- und 
schulstufenübergreifende Sprachbildungskonzept 
der SBW beschreibt die künftige Schwerpunktset-
zung und Systematik der Sprachbildung und -för-
derung an Bremer Schulen und dient den Schulen 
als Orientierungshilfe und Rahmenvorgabe für die 
Entwicklung schulspezifischer Sprachbildungskon-
zepte. Die Belange von Schülerinnen und Schülern 

6	 Bei der Bildungssprache handelt es sich um eine spezielle Aus-
prägung des Deutschen, die die unmittelbare Gegenwartsebene 
verlässt und sich nicht mehr auf das gemeinsam Erlebte bezieht. 
Zudem zeigt die Bildungssprache Merkmale der „konzeptio-
nellen Schriftlichkeit“, worunter die Verwendung komplexer 
grammatikalischer und textlicher Strukturen verstanden wird. 
Ein weiteres Merkmal ist die Verwendung unpersönlicher Aus-
drucksweisen (wie Passivkonstruktionen), die das Verständnis 
erschweren.

nicht deutscher Herkunftssprache bzw. familiärer 
Verkehrssprache sind berücksichtigt. Die Veröf-
fentlichung und verbindliche Einführung ist zum 
Schuljahr 2013/14 erfolgt.

Entwicklung und Umsetzung schulischer 
Sprachbildungskonzepte
Alle allgemeinbildenden Schulen sind aufgefordert, 
ein auf die Schülerinnen- und Schülerschaft zuge-
schnittenes, fächerübergreifendes Sprachbildungs-
konzept zu entwickeln und umzusetzen. Schulische 
Maßnahmen zur Sprachbildung / Sprachförderung 
sollen im Rahmen von schulinternen Evaluationen 
(ggf. auch externen Evaluationen) begleitet wer-
den. Sich daraus ergebende Hinweise auf konkre-
te Verbesserungen sind Grundlage der jährlichen 
Zielvereinbarungen mit der Schulaufsicht und 
schulintern Vereinbarungen zwischen Schulleitung 
und Fachkonferenzen.

Verankerung der Sprachbildung als Aufgabe 
aller Fächer
Die Entwicklung von Sprach- und Lesekompetenz 
sowie ihre Förderung und Stärkung ist als verbind-
liche Aufgabe aller Fächer in den Bildungsplänen 
festgeschrieben. Als Umsetzungshilfe ist das vom 
LIS entwickelte Handbuch für Fachkonferenzen 
„Vom Bildungsplan zum schulinternen Curricu-
lum“ entwickelt und in den Schulen eingeführt 
worden. Auch in der neuen Grundschulverordnung 
(2012) ist die Sprachbildung als Aufgabe aller Fä-
cher verankert. Die Entwicklung von Sprach- und 
Lesekompetenz sowie ihre Förderung und Stär-
kung wird im Rahmen der Weiterqualifizierung 
umfassend abgedeckt und ist auch in der Lehrer-
ausbildung berücksichtigt (vgl. Handlungsfeld III).

Ein wichtiges Instrument zur Verankerung der 
Sprachbildung als Aufgabe aller Fächer ist die 
schulische Umsetzung des Sprachbildungskon-
zeptes. Begleitend werden im LIS fachbezogene 
Unterstützungsangebote (Materialien, Workshops, 
Tagungen) bereitgestellt bzw. vorgehalten. 

4. Durchgängige schulische Sprachbildung und Sprach-
förderung – von der Primarstufe bis zur Sekundarstufe II
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Bildungsplan Deutsch als Zweitsprache (DaZ)
Im Zuge der Implementation des Sprachbildungs-
konzepts soll geprüft werden, inwiefern die Ein-
führung eines „querliegenden“ fachübergreifenden 
Bildungsplans DaZ / Interkulturelle Bildung diesen 
Prozess unterstützen kann. Dafür werden auch die 
DaZ-Bildungspläne anderer Länder gesichtet und 
ausgewertet.

Teilnahme am Bund-Länder-Programm 
„Bildung durch Sprache und Schrift“ (BISS)
Durch das Programm werden seit 2014 Fördermaß-
nahmen in ausgewählten Modulen weiterentwic-
kelt, durchgeführt und evaluiert. Zentrale Organi-
sationseinheiten sind Verbünde von drei bis zehn 
Einrichtungen einer Bildungsetappe (Elementar-, 
Primar- und Sekundarstufenbereich), die sich zu 
Kooperation und Erfahrungsaustausch und zur ab-
gestimmten Umsetzung von Maßnahmen und Pro-
grammen zusammenschließen. Das Programm soll 
genutzt werden, um Elemente alltagsintegrierter 
Sprachförderung zu erproben und zu verankern so-
wie begleitende Qualifizierungsbausteine zu ent-
wickeln. 

4.2	 Unterstützungsangebote für 
Schulen 

Einsatz qualifizierter Sprachberaterinnen und 
Sprachberater (zur Qualifizierung vgl. Hand-
lungsfeld III)
Die Sprachberaterinnen und Sprachberater7 ko-
ordinieren in den Schulen des Landes die Sprach-
bildung und Sprachförderung, insbesondere die 
Entwicklung und Fortschreibung des schulischen 
Sprachbildungskonzepts. Sie sind Mitglied des 
Zentrums für unterstützende Pädagogik (ZUP). 

Bereitstellung und Einsatz von Förderstunden
Den Schulen werden in Abhängigkeit von Schüler-
zahlen und sozialen Belastungsfaktoren Förderres-
sourcen bereitgestellt. Der Einsatz wird durch das 

7	 In den Berufsbildenden Schulen werden sog. 
Sprachförderbeauftragte eingesetzt.

ZUP unter Einbeziehung der Sprachberaterinnen 
und Sprachberater systematisch geplant. Die Fach-
aufsicht wird den zweck- und zielgerichteten Ein-
satz der zugewiesenen Ressourcen in die Zielver-
einbarungen mit den Schulen (nach § 12 Absatz 2 
Bremisches Schulverwaltungsgesetz) aufnehmen. 
Berücksichtigung finden auch die Erstellung indi-
vidueller Förderpläne in Fallkonferenzen sowie die 
Erfolgskontrolle ergriffener Maßnahmen.

Handreichung zur Entwicklung schulischer 
Sprachbildungskonzepte
Ergänzend zum Sprachbildungskonzept der Bil-
dungsbehörde ist durch das LIS eine Handreichung 
erstellt worden. Sie bietet konkrete Hinweise zur 
methodisch-didaktischen Umsetzung der Sprach-
bildung und -förderung im Unterricht sowie Infor-
mationen zu Projekten und Maßnahmen. 

Fortbildungsmodule
LIS und LFI werden neben den Unterstützungsan-
geboten für Sprachberaterinnen und Sprachberater 
(s.o.) auch Module für schulinterne Fortbildungen 
(Schwerpunkt: Sprachbildung als Aufgabe aller Fä-
cher) entwickeln und umsetzen (vgl. Handlungs-
feld III).

Zusätzliche Maßnahmen der Sprach- und 
Leseförderung 
In Bremen sind – zumeist in Folge der PISA-Ergeb-
nisse – eine Reihe von Maßnahmen entwickelt und 
eingeführt worden, die für Schülerinnen und Schü-
ler mit Sprach- und Leseförderbedarfen konzipiert 
wurden. Diese Maßnahmen (u.a. Bremer Lese
intensivkurse (BLIK), LRS-Förderung, Sprachsom-
mercamps, Förderangebote in Kooperation mit der 
Universität Bremen8) werden in Form zusätzlicher 
Lernzeiten organisiert. Sie richten sich inzwischen 
in der Regel an alle Kinder, die eine besondere Un-
terstützung benötigen - nicht nur an Kinder mit 
Deutsch als Zweitsprache. 

8	  Vgl. Maßnahmen- und Umsetzungsplanung
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Resümee 

Die Voraussetzungen für eine systematische Ver-
ankerung und evaluationsgestützte Weiterent-
wicklung schulischer Sprachbildung und Sprach-
förderung sind geschaffen. In diesem Zusammen-
hang bietet die Teilnahme an der Bund-Länder-
Initiative BISS die Möglichkeit, die konzeptionelle 
Ausrichtung der Sprachbildung und Sprachförde-
rung in Beziehung zu aktuellen wissenschaftlichen 
Erkenntnissen zu setzen und weiterzuentwickeln. 

4.3	 Dokumentation der 
individuellen Sprachentwicklung 
(Sprachenportfolio)

Ausgangslage

Die Dokumentation der individuellen sprachli-
chen Fähigkeiten stellt ein wichtiges Element ei-
ner durchgängig angelegten Sprachbildung dar. Die 
Expertise empfiehlt die Einführung eines Sprach-
lernportfolios für die deutsche Sprache in Anleh-
nung an das Europäische Portfolio für Sprachen. 

Für das Land Bremen liegen bereits zwei systema-
tisch aufeinander aufbauende Europäische Spra-
chenportfolios für alle Fremdsprachen sowie für 
Deutsch als Zweitsprache vor. Beide Portfolios sind 
vom Europarat akkreditiert. Im Grundschulbereich 
gibt es seit 2007 das „Grundportfolio der Sprachen“ 
und in der Sekundarstufe I das „Aufbauportfo-
lio der Sprachen“. An einzelnen Schulen wird das 
Portfolio genutzt; es ist aber (noch) nicht syste-
matisch in das Schulprogramm oder schulinterne 
Curriculum eingebunden. 

Die im Sprachenportfolio enthaltenen Kompetenz-
beschreibungen beziehen sich auf den Gemein-
samen europäischen Referenzrahmen (GeR) und 
ermöglichen den Schülerinnen und Schülern, ihr 
Sprachniveau einzuschätzen und Lernfortschritte 
zu planen, zu bewerten und zu dokumentieren. Es 

bezieht auch die interkulturellen Erfahrungen der 
Schülerinnen und Schüler ein.

Entwicklungsziele

•	 Das Sprachenportfolio steht den Schulen auch 
in elektronischer Form zur Verfügung. Die Be-
reitstellung dieser Version erfolgt nach ent-
sprechender Erprobungsphase in Kooperation 
mit der Universität (Fremdsprachenzentrum) 
und dem Bremer Sprachenrat.

•	 Konkrete Unterrichtsmodule zum Umgang mit 
einem elektronischen Sprachenportfolio sind 
eng verknüpft mit den Anforderungen des Bil-
dungsplans Medienerziehung (Entwurf 2012) 
und des Sprachenportfolios.

•	 Kompetenzraster, die die Niveaustufen des Eu-
ropäischen Sprachenportfolios aufgreifen und 
die kumulativen Anforderungen der Bildungs-
pläne mit einbeziehen, werden den Schulen 
zur Verfügung gestellt und in das schulinterne 
Curriculum eingebunden.

•	 Das Grundportfolio der Sprachen und die Lern- 
und Entwicklungsdokumentation im Elemen-
tarbereich weisen gemeinsame Elemente auf, 
die eine Anschlussfähigkeit ermöglichen.

Eingeleitete und geplante Maßnahmen

Bereitstellung und Umsetzung von 
Sprachenportfolios
Das Grund und Aufbauportfolio für Fremdsprachen 
ist über das LIS abrufbar. Hierzu liegen eine kurze 
Lehrerhandreichung und Materialien vor. Fortbil-
dungsmaßnahmen wurden im Rahmen des Länder-
Verbundprojekts der KMK „Sprachen Lehren und 
Lernen als Kontinuum“ durchgeführt. Die begon-
nene Vertiefung der Fortbildungsreihe für Sprach-
berater/innen wird um Module zur Konzeption und 
praktischen Umsetzung eines Sprachenportfolios 
in der Grund- und Sekundarstufe I ergänzt.
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Resümee

Über die Nutzung und den Einsatz der Portfolios 
liegen keine systematisch erhobenen Erkenntnisse 
vor. Maßnahmen, die darauf abzielen, das Instru-
ment – auch in elektronischer Form – bekannter zu 
machen und den Einsatz anzuleiten, sollten ver-
stärkt werden. 

4.4	 Sprachförderkurse („Vorkurse“) 
für Seiteneinsteigerinnen und 
Seiteneinsteiger ohne aus
reichende Deutschkenntnisse 

Ausgangslage

Nach Deutschland zugezogene Schülerinnen und 
Schüler, die ohne oder mit sehr geringen Deutsch-
kenntnissen erstmals eine deutsche Schule besu-
chen sollen („Seiteneinsteigerinnen und Seiten-
einsteiger“), erhalten zu Beginn ihrer Schullauf-
bahn in sog. Vorkursen eine intensive Förderung in 
der deutschen Sprache, um grundlegende Sprach-
kenntnisse zu erwerben. 

Sprachförderkurse (Vorkurse) im Primarbereich
Im Land Bremen ist im Primarbereich ein klein-
räumiges System an Vorkursen für zugewanderte 
Schülerinnen und Schüler ohne deutsche Sprach-
kenntnisse etabliert. In diesen Vorkursen erhalten 
die Schülerinnen und Schüler erste systematische 
Kenntnisse über die deutsche Sprache und nehmen 
neben den Vorkursen an Unterrichtsangeboten ih-
rer späteren Regelklassen teil. 

Sprachförderkurse (Vorkurse) in der 
Sekundarstufe I 
In der Sekundarstufe I ist ebenfalls ein kleinräumi-
ges System an Vorkursen an Oberschulen und Gym-
nasien etabliert. Innerhalb eines Jahres soll das für 
die Teilnahme am Unterricht notwendige Sprachni-
veau erreicht werden. Das im Rahmen des Vorkur-
ses zu erreichende Sprachniveau sollte in den re-

zeptiven Kompetenzen auf der Niveaustufe B1 des 
gemeinsamen europäischen Referenzrahmens für 
Sprachen (GeR) und in den produktiven Kompeten-
zen mindestens auf der Niveaustufe A2 liegen.9 

Neben dem Besuch der Vorkurse nehmen die zu-
gewanderten Schülerinnen und Schüler auch an 
geeigneten Unterrichtsangeboten ihrer späteren 
Regelklassen teil. 

Seiteneinsteigerinnen und Seiteneinsteiger ha-
ben meist auch nach dem Vorkurs-Besuch einen 
Sprachbildungsbedarf, der sich über Jahre er-
strecken kann. Das Konzept einer durchgängi-
gen Sprachbildung in allen Fächern hat für diese 
Schülerinnen und Schüler eine besondere Bedeu-
tung. Die Bildungsbehörde hat in ihrem Sprachbil-
dungskonzept die Grundsätze einer durchgängigen 
Sprachbildung in allen Fächern formuliert. 

Sprachförderkurse (Vorkurse) in der 
Sekundarstufe II 
Sprachförderkurse für ältere zugewanderte Ju-
gendliche werden in Bremen an Berufsschulen vor-
gehalten. Jugendliche mit geeigneter Bildungsbio-
grafie und dem entsprechenden Potenzial werden 
an einer gymnasialen Oberstufe zur Allgemeinen 
Hochschulreife geführt. 

Entwicklungsziele

•	 Es bestehen genügend Vorkurs-Kapazitäten, 
um Kinder und Jugendliche aus aktuell zuge-
wanderten Familien, die über keine oder nur 
sehr geringe deutsche Sprachkenntnisse verfü-
gen, ohne lange Wartezeiten zu beschulen und 
zu fördern. Das Kursangebot besteht in allen 
Regionen bzw. in beiden Stadtgemeinden.

9	 Der Gemeinsame Europäsische Referenzrahmen befasst sich 
mit der Beurteilung von Fortschritten in den Lernerfolgen be-
züglich einer Fremdsprache. Ziel ist, die verschiedenen europä-
ischen Sprachzertifikate untereinander vergleichbar zu machen 
und einen Maßstab für den Erwerb von Sprachkenntnissen zu 
schaffen.
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•	 Es wird eine einheitliche Datenerfassung auf-
gebaut, die eine tagesaktuelle Erfassung und 
Steuerung der Kurszuweisungen ermöglicht. 
Dies ermöglicht sowohl organisatorische als 
auch inhaltlich-konzeptionelle Optimierun-
gen der Sprachförderkurse.

•	 Die Vorkurs-Angebote ermöglichen einen fle-
xiblen Wechsel in eine reguläre Beschulung – 
möglichst am gleichen Standort. Es bestehen 
schulische Konzepte für den individuellen 
Übergang in den Regelunterricht.

Eingeleitete und geplante Maßnahmen

Ausweitung der Vorkurse in der Sek I und Sek II
Um die Integrationsaufgaben auf viele Schulen 
gleichmäßig zu verteilen, werden weitere Ober-
schulen als Kursstandorte einbezogen. Außerdem 
wird das Angebot in der Sekundarstufe II erweitert.

Es ist geplant, weitere Sprachförderklassen in der 
Verantwortung der Allgemeinen Berufsschule ein-
zurichten. 

Alphabetisierungsangebote
Die steigende Zahl von nicht alphabetisierten 
Kindern und Jugendlichen unter den Seitenein-
steigerinnen und Seiteneinsteigern erfordert eine 
Erweiterung der Angebote. In Zusammenarbeit mit 
Freien Trägern, insbesondere der Volkshochschule 
und dem Paritätischen Bildungswerk, soll von der 
Bildungsbehörde ein geeignetes Beschulungskon-
zept für Kinder und Jugendliche entwickelt werden. 
Hierbei kann auf die Erfahrungen mit den Alphabe-
tisierungsangeboten für Erwachsene zurückgegrif-
fen werden.

Sprachdiplom
Mit Abschluss der Vorkurse wird seit 2014 ein Zer-
tifizierungsangebot (Deutsches Sprachdiplom der 
Kultusministerkonferenz) ausgegeben. 

Aufbau eines Bildungsmonitorings zur 
Steuerung und Erfolgskontrolle
Die Steuerung der Aufnahme von Schülerinnen 
und Schülern in die Vorkurse erfolgt zentral und 
über eine einheitliche Datenerfassung. In der Stadt 
Bremen wird ein Bildungsmonitoring aufgebaut, 
um den Bildungserfolg der zugewanderten Schüle-
rinnen und Schüler zu verfolgen. 

Erstellung einer Richtlinie für die 
Organisation der Vorkurse.
Schulen mit Vorkursen erhalten eine Orientie-
rungshilfe für die Organisation und Durchführung 
der Kurse, die zugleich bestimmte Standards als 
Rahmensetzung formuliert. 

Resümee 

Das Vorkursangebot wird gezielt weiterentwickelt 
und laufend an die aktuellen Bedarfe angepasst. 
Über die Einführung des Deutschen Sprachdiploms 
wird die Qualitätsentwicklung der Vorkurse unter-
stützt.



37

Handlungsfeld I: Sprachbildung, 
Sprachförderung und Interkulturalität B

Eingeleitete und geplante Maßnahmen

Stabilisierung und Ausweitung der Angebote 
zum herkunftssprachlichen Unterricht
Das Angebot an herkunftssprachlichem Unterricht 
wird kontinuierlich überprüft und an die Bedarfsla-
ge angepasst Es wird dafür gesorgt, dass Unterricht 
in den zahlenmäßig wichtigsten Herkunftsspra-
chen in allen Stadtregionen vorgehalten wird. 

Qualitätssicherung und -verbesserung des 
Herkunftssprachenunterrichts
Für den türkischen Konsulatsunterricht, der derzeit 
insbesondere in den Grundschulen durchgeführt 
wird, ist eine Qualitätssicherung und -verbesserung 
über eine gemeinsame Vereinbarung mit dem Ge-
neralkonsulat der Republik der Türkei eingeleitet 
worden (2012). In der gemeinsamen Vereinbarung 
wurden alle Grundsätze der Qualitätssicherung und  
-verbesserung mit einer Festlegung der Verant-
wortlichkeiten formuliert. Ähnliche Vereinbarun-
gen mit anderen Konsulaten werden angestrebt. 

Weitere qualitätssichernde und -verbessernde 
Maßnahmen sind eingeleitet oder geplant:

•	 Der Erwerb von Zertifikaten bzw. Sprach
diplomen – orientiert am Gemeinsamen euro
päischen Referenzrahmen für Sprachen – ist 
ermöglicht.

•	 Für den herkunftssprachlichen Unterricht im 
Primarbereich werden Rahmenpläne erstellt.

•	 Türkisch ist in der gymnasialen Oberstufe ab 
dem Schuljahr 2013/14 als Leistungskurs an 
einer Schule im Land eingeführt. 

•	 Ebenso wie Spanisch und Französisch sollen 
mittelfristig auch die zweiten Fremdsprachen 
Türkisch, Russisch und Polnisch für deutsch-
muttersprachige Schülerinnen und Schüler 
„geöffnet“ und bei Bedarf entsprechend bin-
nendifferenziert unterrichtet werden.

•	 Die Freie Hansestadt Bremen wird Schülerin-
nen und Schülern mit türkischsprachigem Hin-
tergrund die Möglichkeit geben, im Rahmen 

5. Herkunftssprachenunterricht und 
Förderung der Mehrsprachigkeit

Ausgangslage

Bremen hält seit vielen Jahren ein breites Angebot 
an herkunftssprachlichem Unterricht in mehreren 
Herkunftssprachen über Lehrkräfte der Bildungs-
behörde vor; zusätzlich werden diese Angebote 
durch herkunftssprachlichen Unterricht der jewei-
ligen Konsulate flankiert.

In vielen Grundschulen in Bremen und Bremerha-
ven gibt es Wahlunterricht in Herkunftssprachen 
(Türkisch, Russisch, Polnisch, Kurdisch, Persisch, 
Griechisch, Dari u.a.). 

In den Sekundarstufen werden an mehreren Ober-
schulen und Gymnasien Türkisch, Russisch oder 
Polnisch als zweite oder dritte Fremdsprachen an-
geboten. Diese Herkunftssprachen sind regulären 
Fremdsprachen gleichgestellt. Für diese Fremd- 
bzw. Herkunftssprachenangebote liegen Bildungs-
pläne vor. Seit dem Schuljahr 2013/14 wird Tür-
kisch als Leistungskurs angeboten. 

Türkisch wird zudem seit 2011 in der Zweiten Phase 
der Lehrerausbildung angeboten, um durch Lehr-
kräfte mit entsprechender Fakultas die Unterrichts-
qualität des Türkischunterrichts zu verbessern. 

Die Unterrichtsangebote für die Herkunftssprachen 
und Fremdsprachen der Stadtgemeinde Bremen 
werden im Bremer Sprachenatlas10 veröffentlicht.

Entwicklungsziele

•	 Es gibt ein flächendeckendes und stufenüber-
greifendes Unterrichtsangebot zu wichtigen 
Herkunftssprachen, das sich an Bildungsplä-
nen orientiert.

•	 Es werden Maßnahmen durchgeführt, um die 
Akzeptanz und die Qualität des herkunfts-
sprachlichen Unterrichts zu verbessern und 
um eine bessere Einbindung in die Schul- und 
Unterrichtsentwicklung zu erreichen

10	 Siehe: www.sprachenatlas.schule.bremen.de
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fizierte Sprachprüfung auf dem B1 Niveau des 
Europäischen Referenzrahmen für Sprachen 
abzulegen. Dies ist bereits erstmalig erfolgt.

•	 In Zusammenarbeit mit den Konsulaten sind 
Zertifizierungsmöglichkeiten für Kenntnisse 
in den Herkunftssprachen auf Basis des Ge-
meinsamen europäischen Referenzrahmens 
für Sprachen (GeR) geplant.

•	 Der Herkunftssprachenunterricht wird – wie 
der traditionelle Fremdsprachenunterricht – 
an Bildungsstandards und am GeR orientiert 
und zunehmend durch Lehrkräfte mit entspre-
chender Fakultas erteilt. 

Resümee 

Das Land Bremen hält ein besonders umfangrei-
ches Angebot an herkunftssprachlichen Angeboten 
vor. Über die eingeleitete Qualitätsentwicklung des 
Unterrichts wird die Akzeptanz dieser Angebote 
gesteigert.



B Handlungsfeld II  
Berufs-/Studienorientierung und  

Übergang Schule – Beruf/Studium
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Ausgangslage

Unter Bezugnahme auf die Expertise ist die beste-
hende „Richtlinie zur Arbeits- und Berufsorientie-
rung in der Sekundarstufe I“ überarbeitet und zu 
einer „Richtlinie zur Berufsorientierung an allge-
meinbildenden Schulen“ (BO-Richtlinie) weiter-
entwickelt worden. Die Richtlinie ist zum Schuljahr 
2012/13 in Kraft getreten. Insgesamt wird dabei 
stärker auf die soziale, kulturelle und sprachliche 
Diversität Bezug genommen.

In der BO-Richtlinie werden wichtige Instrumen-
te zur verbesserten Berufsorientierung besonders 
herausgestellt, in die jeweils interkulturelle Aspek-
te integriert worden sind bzw. werden sollen. Sie 
zielen zum einen auf eine Optimierung und Syste-
matisierung der schulischen Angebote (schulisches 
Berufsorientierungskonzept, Qualitätssiegel) und 
dienen zum anderen direkt einer verbesserten Be-
rufsorientierung der einzelnen Jugendlichen (Be-
rufswahlpass, Potenzialanalysen).

1. Berufs- und Studienorientierung in 
Oberschulen und Gymnasien

Übergeordnete Ziele 

Die Partner der „Bremer Vereinbarungen für Aus-
bildung und Fachkräftesicherung“ arbeiten seit 
Jahren daran, Hemmnisse am Übergang Schule – 
Beruf abzubauen. 

•	 Zentrales Ziel ist es, die bisherigen Maßnah-
men um den Aspekt der Interkulturalität zu er-
weitern und stärker aufeinander abzustimmen, 
so dass ein Gesamtkonzept für den Übergang 
Schule – Beruf entsteht. 

•	 Zentrale Bausteine sind die Weiterentwicklung 
der Berufsorientierung in den allgemeinbilden-

den Schulen, die Optimierung der Übergangs-
beratung und -begleitung und die Verbesse-
rung der Datenlage am Übergang.

•	 Ziel ist es, dass mehr Jugendlichen der direk-
te Übergang von der Schule in die Ausbildung 
(bzw. in ein Studium) gelingt. Für die jugend-
lichen Schulabgängerinnen und -abgänger am 
Ende der Sekundarstufe I hat die Aufnahme 
einer Ausbildung im dualen System Priorität. 

Entwicklungsziele

•	 Alle Oberschulen und Gymnasien entwickeln 
Konzepte zur Berufsorientierung. Umsetzung 
und Ergebnisse werden regelmäßig überprüft, 
die Konzepte entsprechend fortgeschrieben. Da-
bei werden insbesondere die Erfolge der benach-
teiligten Jugendlichen in den Blick genommen.

•	 Die Anzahl der Schulen, die das um interkul-
turelle Indikatoren erweiterte Bremer Quali-
tätssiegel „Schule mit vorbildlicher Berufsori-
entierung“ erlangen, erhöht sich in den kom-
menden Ausschreibungsphasen.

•	 Jugendliche sollen realistische Vorstellungen 
über ihre Kompetenzen, Potenziale und beruf-
lichen Chancen entwickeln. Dazu werden so-
genannte Potenzialanalysen in die schulische 
Berufsorientierung integriert.

•	 Im Rahmen der Berufsorientierung sollen sich 
junge Männer und Frauen stärker mit ihrer 
Geschlechterrolle bei der Berufswahl ausein-
andersetzen; sie werden ermutigt, auch für 
ihr Geschlecht „ungewöhnliche“ Berufe in Be-
tracht zu ziehen.

•	 Die individuelle Dokumentation der berufli-
chen Orientierung erfolgt durch den flächen-
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deckend eingeführten Berufswahlpass, der um 
interkulturelle Aspekte erweitert wird.

Eingeleitete und geplante Maßnahmen

Berufsorientierungskonzepte der Oberschulen 
und Gymnasien 
Die BO-Richtlinie sieht vor (Ziffer 2.3), dass alle 
Oberschulen und Gymnasien über ein Konzept zur 
Berufsorientierung verfügen, das bildungsgangbe-
zogen verbindliche Maßnahmen und ihre Organi-
sationsformen über die Jahrgangsstufen hinweg 
ausweist und auf der Homepage der Schule veröf-
fentlicht wird. Das Controlling erfolgt über Zielver-
einbarungen mit der Schulaufsicht.
Beispiele guter Praxis werden über Fortbildungen 
des LIS und des LFI - Bremerhaven - vermittelt; das 
LIS hat eine Handreichung für die Konzeptentwick-
lung erarbeitet und begleitend zur neuen Richtli-
nie an die Schulen gegeben.
Die wissenschaftliche Begleitung und Evaluation 
der Implementierung der Richtlinie ist an das „In-
stitut Arbeit und Wirtschaft“ (IAW) für den Zeit-
raum Sommer 2012 bis Herbst 2013 vergeben wor-
den. Die Auswertung erfolgt gegenwärtig.

Das Bremer Qualitätssiegel „Schule mit 
vorbildlicher Berufsorientierung“
Das Qualitätssiegel ist eine Gemeinschaftsinitiati-
ve von Senatorin für Bildung und Wissenschaft, LIS, 
Schulamt Bremerhaven, Handelskammer Bremen 
und Industrie- und Handelskammer Bremerhaven. 
Es zeichnet exzellente schulische Konzepte und 
Umsetzungsmaßnahmen aus. Das Zertifikat wird 
für drei Jahre vergeben. Seit Juni 2012 schließt das 
Qualitätssiegel auch Indikatoren zum Aspekt In-
terkulturalität ein. Seit 2006 wurden 30 Oberschu-
len zertifiziert und in ihrer Mehrheit rezertifiziert.

Berufswahlpass 
Der Berufswahlpass als Portfolio dokumentiert ab 
der 7. Jahrgangsstufe den Prozess der individuellen 
Berufsorientierung, fördert die selbstständige Aus-
einandersetzung der Schülerinnen und Schüler mit 
ihrem individuellen Berufsorientierungsprozess und 

ist Grundlage für Beratungen und Bewerbungen. Be-
gleitend zur Arbeit mit dem Berufswahlpass werden 
im LIS seit Ende 2011 Fortbildungen angeboten. 

Interkulturelle Aspekte waren bis Ende Januar 
2012 nicht im Berufswahlpass integriert. Seitdem 
können Schulen auf das Portfolio „Interkulturelle 
Kompetenzen“ auf der Homepage des LIS und des 
Berufswahlpasses zugreifen und Elemente daraus 
in den Berufswahlpass integrieren. Seit 2012 wer-
den Vorschläge zur Weiterentwicklung der Einla-
gen des Berufswahlpasses in Richtung interkultu-
reller Kompetenz erarbeitet. Die Umsetzung ist mit 
der Bundesarbeitsgemeinschaft Berufswahlpass 
abzustimmen. Darüber hinaus sind ergänzende Ar-
beitsblätter erarbeitet worden, die den Schulen im 
Herbst 2014 vorgestellt werden sollen.

Potenzialanalysen
Durch diese Verfahren werden soziale, persona-
le, methodische und fachliche Kompetenzen der 
Schülerinnen und Schüler offen gelegt, die im 
schulischen Unterricht häufig nicht in ihrer ganzen 
Bandbreite aufgedeckt werden können. So rücken 
„versteckte“ außerschulische Kompetenzen im 
Kontext der Berufsorientierung stärker in den Blick 
(vgl. Ziffern 3.1.a. und 3.3. der BO-Richtlinie).
Bundesprogramme, die Potenzialanalysen in Ver-
bindung mit einer individuellen Begleitung oder 
praktischen Werkstatttagen anbieten, werden auch 
an einigen Schulen in Bremen und Bremerhaven 
durchgeführt. 
Darüber hinaus wurden Module entwickelt („Bre-
mer Stärken-Check“), die Elemente von Potenzial-
analysen/Kompetenzfeststellungsverfahren so auf-
bereiten, dass sie in den Schulunterricht integriert 
werden können. Der „Bremer Stärken-Check“ wur-
de in einer landesweiten Fortbildungsveranstal-
tung im Oktober 2013 eingeführt. 

Resümee

Die Richtlinie setzt die zentralen Empfehlungen 
der Expertise zur Berufsorientierung um. 
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Ausgangslage

Jugendliche, die nach dem Erwerb der Berufsbil-
dungsreife oder des Mittleren Schulabschlusses 
keine allgemeinbildende weiterführende Schule 
besuchen, keine Ausbildung beginnen bzw. keiner 
Tätigkeit nachgehen, gelangen in das sogenannte 
„Übergangssystem“ berufsvorbereitender Maß-
nahmen des Bundes und der Länder. In Bremen 
sind besonders viele Schulabgängerinnen und 
Schulabgänger mit Migrationshinweis nach der 
Sekundarstufe I im Übergangssystem, noch nicht 
einmal jeder Fünfte wechselt direkt in eine Berufs-
ausbildung (vgl. Kapitel „Ausgangslage“).

Das Land strebt eine umfassende Reform des be-
stehenden Systems an. Die berufsvorbereitenden 
Maßnahmen sollen – sofern ausreichend Ausbil-
dungsstellen zur Verfügung stehen – sukzessive 
nur noch den Jugendlichen offen stehen, die den 
Anforderungen einer Ausbildung (noch) nicht ge-
wachsen sind bzw. die einen allgemeinbildenden 
Schulabschluss nachholen wollen. Für alle ande-
ren Jugendlichen sollen mehr direkte Übergänge 
in eine duale Berufsausbildung ermöglicht werden. 
Künftig soll das schulische Übergangssystem nur 
noch zwei Bildungswege umfassen:

(1) Jugendliche mit unterdurchschnittlicher 
Schulleistung, gekoppelt mit fehlender Berufsori-
entierung, werden Klassen der Ausbildungsvorbe-
reitung (Ausbildungsvorbereitende Bildungsgän-
ge – AVBG) zugeteilt, um über sozialpädagogisch 
orientierten Unterricht und betriebliche Praktika 
in unterschiedlichen Berufsbereichen fehlende Ba-
siskompetenzen zu erlangen (Praktikumsklassen).

(2) Jugendliche mit Berufsbildungsreife, die 
wegen schlechter Zeugnisnoten, mangelndem Ar-
beits- und Sozialverhalten oder wegen allgemeiner 
Benachteiligung auf dem Ausbildungsmarkt nicht 
oder sehr schwer in eine duale Ausbildung vermit-
telbar sind, sollen einer Berufsfachschulklasse mit 
Praktikumsanteilen („Dualisierte Berufsfachschu-
le“) oder Ausbildungsvorbereitenden Bildungs-

gängen in Voll- oder Teilzeit zugewiesen werden. 
Damit sollen ihre Chancen auf den Erhalt eines be-
trieblichen Ausbildungsplatzes verbessert werden. 
Auch das Nachholen eines höheren allgemeinbil-
denden Abschlusses kann diesem Ziel dienen.

In den Praktikumsklassen ist es üblich, dass der Be-
trieb eine Absichtserklärung unterschreibt, sobald 
er die Verlängerung des mehrwöchigen Praktikums 
wünscht. Bezüglich der Anrechnungsmöglichkei-
ten der in den Praktika erworbenen Kompetenzen 
verweisen die Betriebe unisono auf die individuelle 
Verkürzungsmöglichkeit im Rahmen der Ausbil-
dung. Die Umsetzung der Reform hat mit Beginn 
des Schuljahres 2012/13 eingesetzt. 

Um die Reform des Übergangssystems wirksam 
werden zu lassen, sind vorhandene Beratungs- und 
Begleitungsangebote für Jugendliche optimiert 
und erweitert worden.

Entwicklungsziele

•	 Die Reform des Übergangssystems soll mehr 
Jugendliche direkt in duale Ausbildung und 
schulische Berufsausbildung (zum Beispiel in 
den Gesundheitsberufen) vermitteln. Sie ist 
ein zentrales Vorhaben aller Akteure am Aus-
bildungsmarkt. Anhand von Zahlenreihen über 
die Anzahl der Schülerinnen und Schüler im 
Übergangssystem bei annähernd gleichblei-
bender Schülerzahl lassen sich Rückschlüsse 
auf den Erfolg der Umstrukturierung des schu-
lischen Übergangssystems ziehen.

•	 Jugendliche mit Migrationshinweis oder aus 
sozio-ökonomischen Risikolagen werden beim 
Übergang in Ausbildung und Beruf durch Be-
ratung und gegebenenfalls Begleitung effektiv 
unterstützt. Der Anteil der Ausbildungsabbrü-
che sollte sinken; die Quote erfolgreicher Aus-
bildungen soll steigen.

•	 Die Bündelung und Verzahnung der Maßnah-
men am und im Übergang von der Schule in den 
Beruf ist ein zentrales Anliegen der Partner der 

2. Beratung und Begleitung im Übergang 
Schule – Ausbildung/Beruf



43

Handlungsfeld II: Berufs- / Studienorientierung 
und Übergang Schule – Beruf/Studium B

„Bremer Vereinbarungen“. Beratungs- und Un-
terstützungsleistungen großer Akteure wie der 
Agentur für Arbeit, der Jobcenter, der Jugend-
hilfe und schulischer Einrichtungen an ver-
schiedenen Standorten in der Stadt sollen mög-
lichst gebündelt und konzeptionell abgestimmt 
werden (Modell der „Jugendberufsagentur“). 

•	 Der Ausbau der vorhandenen individuellen 
Beratungs- und Begleitungsangebote zu einem 
umfassenden Mentoring-System zur Berufso-
rientierung ist eine zentrale Empfehlung der 
Expertise. Ein solches System soll im Rahmen 
der Möglichkeiten realisiert werden.

Eingeleitete und geplante Maßnahmen

Verbindliche berufspädagogische Beratung 
und Steuerung 
Im Rahmen der Schulpflichterfüllung müssen sich 
alle Jugendlichen beraten lassen, denen der direkte 
Übergang von der Schule in die Ausbildung nicht 
gelungen ist, die keine weitergehende Schule besu-
chen wollen oder eine Ausbildung bzw. die Schule 
vorzeitig beendet haben. Die Beratungen werden 
von acht Kolleginnen und Kollegen der Berufspäd-
agogischen Beratungsstelle an der Allgemeinen 
Berufsschule das ganze Jahr über durchgeführt.

Zentrale Beratungs- und Bewerbungsstelle 
(ZBB) an der Allgemeinen Berufsschule 
Im Rahmen eines ESF-Pilotprojekts ist eine zen-
trale Beratungs- und Bewerbungsstelle in den Räu-
men der Allgemeinen Berufsschule für alle Bewer-
berinnen und Bewerber eingerichtet worden, um 
mit den Bewerberinnen und Bewerbern um einen 
Schulplatz in einer einjährigen berufsvorbereiten-
den Berufsfachschule vorab zu klären, inwieweit 
(duale) Ausbildung der für sie geeignetere weitere 
Weg ist. Den Schülerinnen und Schülern werden 
die unterschiedlichen beruflichen Möglichkeiten 
aufgezeigt. Ziel ist, ausbildungsreife Schülerin-
nen und Schüler in eine Ausbildung zu beraten. 
Die Rückmeldungen der Beraterinnen und Berater 
zeigen, dass offenbar ein großes Bedürfnis der Ju-

gendlichen und ihrer Eltern vorliegt, sich über die 
Möglichkeiten im berufsbildenden System fach-
kompetent beraten zu lassen. Nach Beendigung der 
ESF-Förderung wird die Zentrale Beratungs- und 
Bewerbungsstelle in das Regelangebot überführt. 
Offen sind derzeit noch die Sachbearbeiterressour-
ce sowie die sozialpädagogische Begleitung.

Übergangsbegleitung
Es hat sich gezeigt, dass eine individuelle Beglei-
tung der Jugendlichen ab Jahrgangsstufe 9 oder 10 
bei der Suche nach einem Ausbildungsplatz häufig 
erfolgreicher ist als „Pauschalangebote“, die sich 
an alle Jugendlichen richten (Messen, Vorstellung 
der Berufsberatung, usw.). Im Land Bremen wurden 
und werden parallel verschiedene Modelle angebo-
ten, die hauptberufliche oder ehrenamtliche Be-
gleiterinnen und Begleiter umfassen. 

Koordinierungs- und Servicestelle in Bremen-Nord:  
Das Projekt, das im Juli 2013 begann und voraus-
sichtlich im Dezember 2014 endet, ist beim Re-
gionalen Beratungs- und Unterstützungszentrum 
Nord angesiedelt und umfasst eine Koordinie-
rungs- und Servicestelle in Bremen-Nord sowie 
zwei hauptberufliche Übergangsbegleiterinnen mit 
folgenden Aufgaben:
•	 Die Koordinierungs- und Servicestelle soll für 

eine bessere Abstimmung der verschiedenen 
Akteure vor Ort sorgen (Schule, Berufsberatung, 
Betriebe, hauptberufliche Übergangsbegleite-
rinnen und Übergangsbegleiter, ehrenamtliche 
Initiativen usw.). Es sollen Qualitätsstandards, 
Fortbildungsmodule (insbesondere in Hin-
blick auf Gendersensibilität und interkulturelle 
Kompetenz) und Netzwerke entwickelt werden, 
die die Zusammenarbeit der verschiedenen 
Stellen und Institutionen verbessern.

•	 Ein Schwerpunkt- und Querschnittsthema der 
Arbeit der Servicestelle, das sie an die Träger 
herantragen soll, wird die Begleitung von Ju-
gendlichen mit Migrationshintergrund und die 
Werbung von ehrenamtlichen Patinnen und 
Paten mit Migrationshintergrund sein.

•	 Außerdem soll ausgelotet werden, wie die Auf-
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gabenprofile für Übergangsbegleiterinnen und 
Übergangsbegleiter optimiert werden können. 
Besonderer Wert wird auf die interkulturelle Kom-
petenz der Begleiterinnen und Begleiter gelegt. 

•	 Die modellhafte Begleitung setzte zu Beginn 
des zehnten Jahrgangs ein. Die Begleiterinnen 
und Begleiter arbeiten eng mit der Koordinie-
rungs- und Servicestelle zusammen, um insbe-
sondere den Aspekt der Vernetzung auszuloten. 

Die Bundesregierung plant, die laufende Berufsein-
stiegsbegleitung fortzusetzen und mit ESF-Mitteln 
kozufinanzieren. Die Ausschreibungen für dieses 
Jahr laufen.

„Bremer Jugendberufsagentur“ 
Um die Orientierung für Jugendliche am und im 
Übergang von der Schule in den Beruf zu erleich-
tern, hat Hamburg damit begonnen, Beratungs- und 
Unterstützungsleistungen großer Akteure wie der 
Agentur für Arbeit, der Jobcenter, der Jugendhilfe 
und schulischer Einrichtungen an verschiedenen 
Standorten in der Stadt unter einem Dach zu bün-
deln. Neben dieser örtlichen Zusammenführung 
findet auch eine stärkere Abstimmung der verschie-

Ausgangslage

Insbesondere begabte bzw. leistungsstärkere Schü-
lerinnen und Schüler aus „bildungsungewohnten“ 
und/oder zugewanderten Familien sind oft unsicher 
in Hinblick auf eine Studienaufnahme, Studien
möglichkeiten und -voraussetzungen. Nicht wenige 
brechen ein begonnenes Studium wieder ab. Die 
Handlungsempfehlungen der Expertise betonen 
daher den Nutzen von Coaching- und Mentoring-
Projekten bei der Modellierung des Übergangs von 
der Schule in das Studium.

Entwicklungsziele

•	 Auf der Grundlage der BO-Richtlinie entwic-
keln alle Schulen mit Gymnasialer Oberstufe 
ein Konzept der Berufs- und Studienorientie-
rung, das die besonderen Informations-, Be-
ratungs- und Unterstützungsbedarfe junger 
Menschen aus nicht-akademischen, zugewan-
derten oder bildungsfernen Familien berück-
sichtigt (vgl. Handlungsbereich I).

•	 Der Berufswahlpass wird in der Gymnasialen 
Oberstufe unter Nutzung eines Zusatzmoduls 
weitergeführt.

3. Beratung und Begleitung im Übergang Schule – Studium

denen Maßnahmen unter den Akteuren statt.

Im Oktober 2013 wurde eine Projektgruppe ge-
gründet, die prüft, inwieweit dieses Modell, das als 
„Jugendberufsagentur“ bezeichnet wird, auf Bre-
men übertragbar ist. Mitglieder der Projektgruppe 
sind die Senatorin für Bildung und Wissenschaft, 
der Senator für Wirtschaft, Arbeit und Häfen, die 
Senatorin für Soziales, Kinder, Jugend und Frau-
en, die Agentur für Arbeit Bremen-Bremerhaven, 
die Jobcenter Bremen und Bremerhaven sowie die 
Dezernate III und IV des Magistrats Bremerhaven. 
Eine beschlussfähige Vorlage soll für die Sitzungen 
der Deputationen der beteiligten Ressorts vor der 
Sommerpause 2014 erstellt werden. 

Resümee

Das Ziel, mehr Jugendliche direkt in (duale) Ausbil-
dung zu vermitteln, ist eine zentrale Bestrebung al-
ler Akteure am Ausbildungsmarkt. Die zahlreichen 
Beratungs- und Unterstützungsangebote sollen 
stärker miteinander verzahnt, Zugangshemmnisse 
abgebaut werden.
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Handlungsfeld II: Berufs- / Studienorientierung 
und Übergang Schule – Beruf/Studium B

•	 „START“ (Programm der START-Stiftung 
bzw. Hertie-Stiftung): START ist ein Schüler
stipendienprogramm für besonders engagierte 
Jugendliche mit Migrationshintergrund. Aus 
Bremen nehmen seit Jahren im Bundesvergleich 
überdurchschnittlich viele Jugendliche teil.

•	 „Studienkompass“ (Stiftung der Deutschen 
Wirtschaft u.a.): Das Förderprogramm ver
sucht, Schülerinnen und Schülern der Gym-
nasialen Oberstufe aus nicht-akademischen 
Familien den Weg ins Studium zu erleichtern.

•	 Das Programm „grips gewinnt“ (Joachim Herz 
Stiftung, Robert Bosch Stiftung) unterstützt 
begabte und engagierte Schülerinnen und 
Schüler ab Klasse 8, die aufgrund finanzieller, 
sozialer oder kultureller Probleme ihr Poten-
zial nicht entfalten können, auf dem Weg zum 
Abitur oder zur Fachhochschulreife.

•	 Das Deutsche Schülerstipendium (Roland Berger 
Stiftung): Gefördert werden engagierte, lern
willige Kinder (ab Grundschule) aus sozial be-
nachteiligten Familien.

Coaching-Angebote für Schülerinnen und Schü-
ler der Gymnasialen Oberstufe: Projekt „Mi-
Coach“ (vgl. auch Handlungsfeld III, Abschnitt 3)
„MiCoach“ ist ein Coaching-Angebot an der Uni-
versität Bremen für Schülerinnen und Schüler mit 
Migrationshintergrund der gymnasialen Oberstufe. 
Das Programm zur Studienorientierung (unter be-
sonderer Berücksichtigung des Lehramtstudiums), 
Übergangsberatung und -begleitung besteht seit 
2008.1 Als Coaches fungieren Lehramtsstudierende 
in höherem Semester mit und ohne Migrations-
hintergrund. Die studentischen Coaches erhalten 
für ihre Coaching-Tätigkeit, der ein verpflichtendes 
Vorbereitungsseminar zur Interkulturellen Bildung 
vorgeschaltet ist, Credit Points im Rahmen des 
Wahlpflichtbereichs „Schlüsselqualifikationen“ bzw. 
im Rahmen eines Vertiefungsseminars zum Pflicht-
modul „Umgang mit Heterogenität in der Schule“. 
Geregelt durch einen „Coaching-Vertrag“, erhalten 
die Schülerinnen und Schüler (Coachees) über einen 

1	 Von 2008 bis 2012 haben rund 110 Schülerinnen und Schüler 
aus Gymnasialen Oberstufen das Coachingangebot wahrge-
nommen; beteiligt waren 46 Studierende als Coaches.

•	 Im Verlauf der Einführungs- oder Qualifikati-
onsphase nehmen Schülerinnen und Schüler 
an einem Verfahren der Kompetenzfeststel-
lung teil, das Aufschluss über ihre Eignung für 
Studiengänge gibt.

•	 In Zusammenarbeit mit der Universität Bre-
men und den Hochschulen des Landes werden 
bedarfsorientiert zusätzliche Beratungs-, Be-
gleitungs- und Förderangebote für Studieren-
de oder am Studium interessierte Jugendliche 
mit Deutsch als Zweitsprache vorgehalten.

Eingeleitete und geplante Maßnahmen

Entwicklung und Umsetzung schulischer 
Maßnahmen der Studienorientierung
Die vielfältigen Maßnahmen der Schulen und 
Hochschulen (Praktikum in der Einführungsphase 
der Gymnasialen Oberstufe, Hochschulinformati-
onstage usw.) werden mit der Einführung der BO-
Richtlinie (vgl. 1. Handlungsbereich) von den Schu-
len mit Gymnasialer Oberstufe in einem Konzept 
der Studien- bzw. Berufsorientierung gebündelt, 
evaluiert und fortgeschrieben. 

Das Landesinstitut für Schule macht im Rahmen 
seines umfangreichen Begleitangebots zur Im-
plementierung der Richtlinie mit dem Projekt 
„BOGn – Berufs- und Studienorientierung an Bre-
mer Gymnasien und Gymnasialen Oberstufen“ ein 
spezifisches schulbezogenes Angebot. Das Projekt 
kombiniert Fortbildungsmaßnahmen für Lehrkräf-
te, die Unterstützung der Entwicklung schulischer 
Konzepte und Materialangebote. Seit dem Schul-
jahr 2012/13 nahmen eine Oberschule und ein 
Gymnasium am Projekt teil, im Schuljahr 2014/15 
werden weitere Schulen einbezogen.

Stipendienprogramme
Begabte Schülerinnen und Schüler mit Mi-
grationshintergrund werden über vorhandene 
Stipendienprogramme informiert und zur Bewer-
bung ermutigt.
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Zeitraum von mindestens drei Monaten individuel-
le Beratung, Einblicke in Universitätsseminare und 
weitere Unterstützung. Das Programm wird nach 
Beendigung der Unterstützung durch die Mercator-
Stiftung (2013) bis 2016 fortgeführt und durch die 
SBW und die Universität Bremen finanziert.

Mentoringprogramme in der Studieneingangs
phase für Studierende (bzw. im Rahmen des 
„Frühstudiums“ für Oberstufenschüler/innen) mit 
Migrationshintergrund bieten auch die Hochschule 
Bremen (z.B. ab WS 2012/13 in der Fakultät 
Sozialwissenschaften oder über das neu gegründete 
Innovationszentrum MINT) und die Hochschule 
Bremerhaven (ab WS 2013/14 Programm „MINTmi“ 
für Schülerinnen und Schüler) an.

Ergänzende Förderangebote für Studienan-
fänger: „Schreibwerkstatt Wissenschaftsspra-
che Deutsch für Studierende mit Deutsch als 
Fremd-/Zweitsprache“ (vgl. Handlungsfeld III, 
Abschnitt 2)
Seit Wintersemester 2009 finden zusätzliche Lehr-
veranstaltungen für Lehramtsstudierende mit 
Deutsch als Fremd-/Zweitsprache statt, in denen 
schriftsprachliche Unterstützungsmaßnahmen in 
Form von Schreibwerkstätten und ergänzt durch 
individuelle Beratungsangebote zur Wissen-
schaftssprache Deutsch angeboten werden.2 

Da das Angebot aus Projektmitteln (temporär aus-
gewiesene Schwerpunktmittel der Universität) fi-
nanziert wird, stellt es derzeit noch kein fest eta-
bliertes Unterstützungsangebot der Universität dar. 
Das Angebot soll bis 2016 fortgeführt und evaluiert 
werden. Die Universität prüft die Umsetzbarkeit.

Auch die Hochschulen in Bremen und Bremerha-
ven bieten u.a. für Studierende mit Migrationshin-
tergrund Zusatzkurse zu Deutsch als Fach- bzw. 
Wissenschaftssprache an (z.B. ab WS 2013/14 
„Deutsch fürs Studium – Vorbereitungsstudium für 
Studierende).

2	 Teilgenommen haben von 2009 bis 2012 über 140 Studierende. 

„Bremer Förderprojekt für Kinder und Jugend-
liche mit Migrationshintergrund an der Uni-
versität („Mercator-Projekt“) (vgl. Handlungs-
feld III, Abschnitt 2)
In den Räumen der Universität erteilen Lehramts-
studierende zusätzlichen Förderunterricht in di-
versen Fächern für Schülerinnen und Schüler der 
Sekundarstufen I und II mit Deutsch als Fremd- 
bzw. Zweitsprache. Gearbeitet wird in kleinen Lern-
gruppen. Die studentischen Förderlehrkräfte besu-
chen ein verpflichtendes Vorbereitungsseminar im 
Rahmen des Pflichtmoduls „Umgang mit Hetero-
genität in der Schule“ bzw. im Wahlpflichtbereich 
„Schlüsselqualifikationen“. Gleichzeitig dient das 
Projekt auch der Werbung für ein Studium bei der 
Zielgruppe der Schülerinnen und Schüler mit Mi-
grationshintergrund. Das Projekt ist von der Mer-
cator Stiftung bis 2013 gefördert worden und wird 
mit Mitteln der SBW zunächst bis 2016 fortgeführt.

Resümee

Ergänzend zu den schulischen Maßnahmen wer-
den in Abstimmung mit der Universität und den 
Hochschulen des Landes bedarfsorientierte Zu-
satzangebote (Coaching, Fördermaßnahmen) ent-
wickelt und vorgehalten. Die Verankerung in den 
universitären Strukturen wird angestrebt.
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Handlungsfeld II: Berufs- / Studienorientierung 
und Übergang Schule – Beruf/Studium B

4. Verbesserung der Datenlage am 
Übergang Schule – Beruf

Ausgangslage

Wie im ersten Bildungsbericht für das Land Bremen 
und seine beiden Kommunen deutlich wurde, gibt 
es eine umfangreiche Datenlage zum Übergang von 
den öffentlichen und privaten allgemeinbildenden 
Schulen in die Bildungsgänge der öffentlichen be-
rufsbildenden Schulen. Die Datenlage zum Über-
gang in Maßnahmen und Schulen anderer Träger 
oder in Tätigkeitsfelder, die nicht mit dem Besuch 
einer berufsbildenden Schule verbunden sind (z.B. 
Bundesfreiwilligendienst) ist jedoch nicht befrie-
digend. Zur Steuerung der Arbeit der Partner der 
„Bremer Vereinbarungen“ werden die alljährlich für 
das Plenum abgefragten Daten aller Partner ein-
gesetzt. Eine Differenzierung nach Jugendlichen 
mit oder ohne Migrationshintergrund ist bei den 
Arbeitsagenturen und Kammern aus Datenschutz-
gründen jedoch nicht möglich. Außerdem lässt sich 
aus den abgefragten Daten nicht erkennen, wie viele 
Jugendliche vor Beendigung der Schule grundsätz-
lich Interesse an einer dualen Ausbildung haben. 

Entwicklungsziele

•	 Zum Verbleib aller Jugendlichen – auch von 
Jugendlichen mit Migrationshinweis oder aus 
sozio-ökonomischen Risikolagen – nach Ab-
schluss der Schule sollen zuverlässige Daten 
vorliegen, um die jungen Erwachsenen „im Blick 
zu behalten“ und gegebenfalls beratend unter-
stützen zu können. Datenschutzrechtliche Fra-
gen werden geklärt.

•	 Eine webbasierte „Schulabsolventenstudie“ mit 
einer technischen Anbindung an das Schulda-
tenbanksystem ermöglicht erstmals eine alle 
Stadtteile umfassende Befragung von Schülerin-
nen und Schülern auf freiwilliger Basis.

Eingeleitete und geplante Maßnahmen

Verfahren zur Meldung von Jugendlichen ohne 
Abschluss nach der Sekundarstufe I
Es wurde ein Verfahren etabliert, das sicherstellt, 
dass Jugendliche, die im Anschluss an die Sekun-
darstufe I weder einen Ausbildungsplatz noch ei-
nen Platz in einem Bildungsgang der Sekundarstu-
fe II haben, mit einem schulischen Angebot an der 
Allgemeinen Berufsschule (ABS) versorgt werden 
und ihre 12-jährige Schulpflicht erfüllen:

Jede Klassenlehrkraft einer Abschlussklasse stellt 
für alle Schülerinnen und Schüler der Klasse fest, 
welcher weitere berufliche oder schulische Weg ein-
geschlagen wird. In Einzelfällen zieht die Klassen-
lehrkraft zusätzliche Beratung hinzu, durch eine für 
die Berufsorientierung zuständige Lehrkraft, durch 
die Schullaufbahnberatung des Regionalen Bera-
tungs- und Unterstützungszentrums (ReBUZ) bzw. 
durch die Berufsberatung der Agentur für Arbeit. 
Am Ende des Schuljahres werden die Namen derje-
nigen Schülerinnen und Schüler, die weder Ausbil-
dungsplatz noch weiterführende Schule haben, an 
die Allgemeine Berufsschule übermittelt.

In Bremerhaven wird ein ähnliches Verfahren prak-
tiziert, so dass sichergestellt ist, dass alle schul-
pflichtigen Schülerinnen und Schüler weiterhin zur 
Schule gehen.

Im Frühjahr 2010 wurde in Bremen-Nord ein Pilot-
projekt („Ausbildungskonferenzen“) gestartet, in 
dessen Rahmen die Jugendlichen der Abgangsklas-
sen nach ihren Berufswünschen nach Abschluss der 
Schule gefragt wurden. 2011 wurde das Projekt auf 
den Stadtteil Gröpelingen ausgeweitet. Im Unter-
schied zum Vorjahr konnten durch die Extraktion der 
Daten aus dem Schuldatenbanksystem auch Angaben 
zum Migrationshinweis ermittelt werden. Das Ergeb-
nis zeigt, dass Jugendliche mit Migrationshinweis in 
Bremen-Nord kaum weniger, in Gröpelingen sogar 
häufiger nach dualen Ausbildungsplätzen suchen, als 
ihr Anteil an der Gesamtschülerschaft ausmacht.
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Web-basierte Schulabsolventenstudie
In Bremerhaven führte das Projekt „Lernen vor 
Ort“ 2011 eine stadtweite Befragung der Abgangs-
klassen durch („Schulabsolventenstudie“). Zu-
sammenfassend kann zu der Untersuchung gesagt 
werden, dass ca. 40 Prozent der Schülerinnen und 
Schüler sich für eine Ausbildung im dualen System 
interessieren, von diesen aber nur ein Drittel eine 
Ausbildungsstelle bekommt. 

In 2013/2014 wird die „Schulabsolventenstudie“, die 
als Längsschnittstudie angelegt ist, in Bremen und 
Bremerhaven erstmalig in Form einer Onlinebefra-
gung durchgeführt. Die Studie hat Schülerinnen und 
Schüler zu ihren Berufswegeplanungen, ihren Moti-
ven, ihrem Wissen über vorhandene Beratungsange-
bote sowie ihren Einschätzungen über den Nutzen 
dieser Angebote befragt. Ausgewählte Zwischenre-
sultate von Schülerinnen und Schülern der Ober-
schulen aus der ersten Befragung im Mai 2013 zu 
den Bereichen „Berufsorientierung“ und „Übergang 
Schule – Beruf“ wurden den Partnern der „Bremer 
Vereinbarungen“ im Dezember 2013 vorgestellt. 

Danach wollten zum Zeitpunkt der Befragung 69 
Prozent der Befragten nach Abschluss der allge-
meinbildenden Schule im anschließenden Schul-
jahr weiter die Schule besuchen, 13 Prozent wussten 
noch nicht sicher, was sie nach dem Abschluss ma-
chen wollten. 14 Prozent gaben an, einen betrieb-
lichen Ausbildungsplatz zu haben. 76 Prozent der 
Befragten gaben an, dass der von ihnen angegebe-
ne Weg ihre erste Wahl sei; für 15 Prozent war dies 
nicht der Fall, 9 Prozent wussten keine Antwort. 38 
Prozent der Befragten hatten zum Zeitpunkt der 
Befragung keine Bewerbung verschickt, 40 Prozent 
eine bis fünf, 9 Prozent sechs bis zehn und 13 Pro-
zent elf und mehr. 53 Prozent der Befragten gaben 
an, ein längeres Praktikum „sehr hilfreich“ für die 
Berufswahl zu finden, immerhin weitere 39 Prozent 
fanden dies „hilfreich“. Kürzere Maßnahmen wie 
Praxis- oder Werkstatt-Tage oder Betriebsbesuche 
wurden weniger gut eingestuft. Bemerkenswert war 
die überwiegend positive Einschätzung von Ferien-

jobs bzw. Jobben im Allgemeinen: Diese bewerte-
ten 28 Prozent als „sehr hilfreich“ und 50 Prozent 
immerhin als „hilfreich“. Wenn es um Gespräche 
über die Berufswahl geht, stehen die Familie und 
Verwandte weit vorne, dicht gefolgt von Freunden 
und Bekannten; 15 Prozent der Befragten gaben 
aber auch an, „sehr oft“ mit Lehrerinnen bzw. Leh-
rern darüber gesprochen haben, 43 Prozent „oft“. 
Insgesamt 17 Prozent fanden diese Gespräche „sehr 
hilfreich“, 44 Prozent „hilfreich.

Der zweite Teil der Studie, die sog. „Verbleibserhe-
bung“ wurde im Mai/Juni 2014 in Bremerhaven und 
Bremen durchgeführt. Hier werden Schülerinnen 
und Schüler der Eingangsklassen an den berufs-
bildenden Schulen befragt. Über ein innovatives, 
datenschutzrechtlich abgestimmtes Verfahren ist 
es im Anschluss auch möglich, Ergebnisse von Be-
fragten, die an beiden Erhebungszeitpunkten teil-
nahmen, miteinander zu verknüpfen. 

Die umfassende Auswertung der Ergebnisse beider 
Befragungen wird von einem wissenschaftlichen 
Auftragnehmer übernommen, der aus Mitteln des 
Projekts „Lernen vor Ort“ bezahlt wird. Der vom 
Auftragnehmer vorzulegende Abschlussbericht 
wird voraussichtlich im Sommer 2014 fertig ge-
stellt. Im Anschluss ist eine öffentliche Veranstal-
tung zur Präsentation der Ergebnisse geplant.

Resümee

Die Verbesserung der Datenlage soll die Gründe für 
die Probleme, die viele Jugendliche am Übergang 
haben, deutlicher machen bzw. präzisieren und 
damit eine bessere Steuerung der entsprechenden 
Maßnahmen ermöglichen.



5. Interkulturelle Öffnung von Betrieben

Ausgangslage

Einer Erhebung des Bundesinstituts für Berufsbil-
dung im Vermittlungsjahr 2009/10 der Bundesagen-
tur für Arbeit zufolge haben Bewerberinnen und Be-
werber aus Familien mit Zuwanderungsgeschichte 
insgesamt gesehen selbst bei ansonsten gleichen 
Bedingungen schlechtere Chancen auf einen be-
trieblichen Ausbildungsplatz als Jugendliche ohne 
Migrationshintergrund (erfolgreiche betriebliche 
Ausbildungsplatzsuche: Jugendliche mit Migrati-
onshinweis: 28  Prozent, ohne Migrationshinweis: 
42 Prozent) (BIBB-Report 16/2011). Der interkultu-
rellen Öffnung von Betrieben wird in der Expertise 
eine große Bedeutung eingeräumt. Es ist den Part-
nern der „Bremer Vereinbarungen 2011 bis 2013“ 
aber nicht möglich, direkt auf das Auswahlverfah-
ren der Ausbildungsbetriebe Einfluss zu nehmen.

Entwicklungsziele

•	 Die „interkulturelle Öffnung von Ausbildungs-
betrieben“ wurde durch die Unterzeichnerin-
nen und Unterzeichner der „Bremer Verein-
barungen“ stärker öffentlich thematisiert mit 
dem Ziel, dass mehr Jugendliche mit Migra-
tionshintergrund einen Ausbildungsplatz im 
dualen System erhalten.

Eingeleitete Maßnahmen

•	 Im November 2011 fand ein Info-Forum zum 
Thema „Migration“ für die Partner der Bremer 
Vereinbarungen statt.

•	 Im November 2012 wurde das Thema „Inter-
kulturelle Öffnung von Betrieben“ im Rahmen 
des Jour fixe der Unterzeichnerinnen und Un-
terzeichner der Bremer Vereinbarungen disku-
tiert. Im Ergebnis wurde eine Arbeitsgruppe 
gegründet, die 2013 zwei öffentliche Veran-
staltungen organisierte: 

�� Zur ersten wurden Betriebe eingeladen, 
um aus erster Hand Erfahrungen mit in-
terkulturellen Belegschaften einzuholen 
und überlegen zu können, ob sich daraus 
für andere Unternehmen Beispiele guter 
Praxis ableiten lassen. 

�� Eine weitere Veranstaltung wandte sich 
an Träger, die Jugendliche mit Migrations
hintergrund bei der Suche nach einem 
Ausbildungsplatz unterstützen. In dem of-
fenen Gespräch wurde deutlich, dass Trä-
ger als Erfolgsfaktor für die Vermittlung 
vor allem die individuelle Ansprache der 
Betriebe und den persönlichen Kontakt 
zwischen Betrieb und Jugendlichen sehen. 
Aus Sicht der Träger ist es auch sinnvoll, 
vorhandene Unterstützungsinstrumente 
für Unternehmen stärker zu bewerben, da 
diese häufig nicht bekannt sind. 

Resümee

Auf das Auswahlverfahren der Ausbildungsbetrie-
be kann nur indirekt Einfluss genommen werden. 
Die Partner der „Bremer Vereinbarungen für Aus-
bildung und Fachkräftesicherung 2014 bis 2017“ 
haben beschlossen, dauerhaft mehr Ausbildungs-
plätze zu schaffen und dabei einen Schwerpunkt 
auf benachteiligte Jugendliche zu legen..
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1. Ausbildung der Erzieherinnen und Erzieher 
und Weiterqualifizierung des pädagogischen 
Fachpersonals in den Kitas1 

Ausgangslage

Die Expertise empfiehlt, „das Prinzip der durchge-
henden und in den Kindergartenalltag integrierten 
Sprachförderung sowie die Kenntnis von Spra-
cherwerbsprozessen unter den Bedingungen von 
Deutsch als Zweitsprache (DaZ) und Mehrspra-
chigkeit in Verbindung mit Grundprinzipien inter-
kultureller Bildung verbindlich und im angemesse-
nen zeitlichen Umfang curricular für alle vorzuse-
hen. Die Inhalte sollten – im Sinne der durchgängi-
gen Sprachförderung und Sprachbildung – mit der 
Grundschullehrerinnen und -lehrerausbildung ab-
gestimmt sein“ (vgl. Wissenschaftliche Expertise, 
Kurzfassung, S.14 – und Empfehlung Nr. 2 und 3).

Entwicklungsziele

•	 Die Ausbildung der pädagogischen Fachkräf-
te in den Kindertageseinrichtungen orientiert 
sich an wissenschaftlichen Standards und an 
den Herausforderungen einer sprachlich, sozi-
al und kulturell heterogenen Elternschaft und 
entsprechend heterogener Kinder- bzw. Schü-
lergruppen.

1	 Die Zuständigkeit für die Ausbildung der Erzieherinnen und Erzieher liegt im Ressort Bildung und Wissneschaft, diejenige für die Wei-
terqualifizierung von Erzieherinnen und Erzieher in Kitas im Ressort Soziales, Kinder, Jugend und Frauen. Die Umsetzung der Ziele und 
Maßnahmen erfordert eine enge Abstimmung.

Zentrales Ziel ist die Qualifizierung des gesamten 
pädagogischen Personals für die Herausforderun-
gen der Einwanderungsgesellschaft:

•	 Der Umgang mit sozialer, sprachlicher und 
kultureller Heterogenität und der Aufbau von 
interkultureller Kompetenz sollen in allen 
Phasen der Lehrerbildung, in der Erzieherin-
nen- und Erzieherausbildung und in der Qua-

Übergeordnete Ziele

lifizierung der pädagogischen Führungskräfte 
fest (möglichst verbindlich) verankert sein.

•	 Für die Schulen und die an Schule beteilig-
ten Gruppen wird ein Unterstützungssystem 
entwickelt mit Informations-, Beratungs- und 
Fortbildungsangeboten.

•	 Der Anteil der Pädagoginnen und Pädagogen 
mit Migrationshintergrund soll durch ver-
schiedene Initiativen deutlich erhöht werden.

•	 Die curricularen Grundlagen der Erzieherin-
nen- und Erzieherausbildung und die Ausbil-
dungspraxis an den Fachschulen werden ent-
sprechend weiterentwickelt. Die Verknüpfung 
von theoretischen und praktischen Elementen 
in der Ausbildung wird verstärkt.

•	 Es werden zudem mehr Erzieherinnen und Er-
zieher mit Migrationshintergrund für eine Tä-
tigkeit in Kitas oder Grundschulen gewonnen 
(vgl. Abschnitt 2).

•	 Für berufstätige Erzieherinnen und Erzieher 
und Grundschullehrkräfte werden – auch ge-
meinsame – Weiterqualifizierungsangebote zur 
Sprachbildung und Sprachförderung und zur 
pädagogischen Arbeit mit Kindern und Eltern 
nicht-deutscher Erstsprache vorgehalten.

Eingeleitete und geplante Maßnahmen

1.1	Ausbildung der Erzieherinnen 
und Erzieher an Fachschulen für 
Sozialpädagogik

Curriculare Grundlagen der Ausbildung	
Die Curricula für die Ausbildung wurden auf der 
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Grundlage des kompetenzorientierten Qualifikati-
onsprofils für die Ausbildung von Erzieherinnen und 
Erziehern an Fachschulen/ Fachakademien der KMK 
im Schuljahr 2011/2012 und im Schuljahr 2012/2013 
neu erstellt. Die in der Expertise empfohlene Veran-
kerung einer in den Kita-Alltag integrierten Sprach-
förderung ist ebenso etabliert wie der Erwerb von 
Kenntnissen über Spracherwerbsprozesse bei Kin-
dern auch unter Bedingungen der Mehrsprachigkeit 
(Kinder mit Deutsch als Zweitsprache).

Ausbildungspraxis an den Fachschulen
An den drei Fachschulen für Sozialpädagogik im 
Land Bremen sind sowohl das Thema Sprachent-
wicklung als auch die Förderung interkultureller 
Kompetenzen bereits integrale Bestandteile der Aus-
bildung und zwar in verschiedenen Fächern sowie 
auch in fächerübergreifenden Unterrichtsprojekten.
Angestrebt wird weiterhin eine stärkere Verzah-
nung des 3. Ausbildungsjahres mit der Ausbildung 
in der Fachschule und damit die Sicherstellung ei-
ner kontinuierlichen fachlichen Begleitung.

Abstimmung von Ausbildung bzw. Studium für 
den Elementar- und Primarbereich
Deutsch als Zweitsprache (DaZ), Interkulturelle Kom-
petenz und Inklusion sind verbindliche Elemente des 
neuen Studiums für das Grundschullehramt. Der da-
zugehörige Bachelorstudiengang sieht eine Doppel-
qualifikation für den Elementar- und Primarbereich 
vor. Die (noch ausstehende) Akkreditierung eröffnet 
Perspektiven für die zukünftige Abstimmung der 
Ausbildung unterschiedlicher Professionen mit dem 
Ziel einer durchgängigen Sprachbildung. 

Resümee

Die verbindliche Einführung von festen Bestand-
teilen zur Interkulturellen Bildung und Sprachför-
derung in der Ausbildung ist inzwischen erfolgt. 
Insgesamt ist die Ausbildung der Erzieherinnen 
und Erzieher in den drei Fachschulen Bremens und 
Bremerhavens mit Blick auf das gewünschte Prin-

zip der durchgängigen Sprachförderung im Kita-
Alltag auf Basis abgestimmter Curricula sehr weit 
fortgeschritten.

1.2	Aus- und Fortbildung der 
Berufsschul-Lehrkräfte der Bremer 
Fachschulen für Sozialpädagogik 

Ausbildung (Referendariat) 
Die Themen Gleichheit und Differenz, Interkultu-
ralität, kommunikative Kompetenz und Sprachför-
derung sind inzwischen Teil der Lehrerausbildung. 
Die „Integration der Sprachförderung“ ist ein fester 
Bestandteil im Rahmen des Fachdidaktik-Seminars 
„Sozialpädagogik“ des Lehramtes an Berufsbilden-
den Schulen. Der Umfang der Unterrichtseinheit 
umfasst insgesamt 24 Stunden. Das Modul ist be-
reits erprobt und durchgeführt worden.
Daneben ist ein Wahlpflichtkurs DaZ/integrierte 
Sprachförderung inhaltlich abgestimmt und so-
wohl für angehende Lehrkräfte der Fachschule als 
auch für angehende Lehrkräfte des Lehramts an 
Grundschulen konzipiert und in die Ausbildung 
implementiert worden.
Für die Fachdidaktik „Sozialpädagogik“ (Lehramt 
Berufsbildende Schulen) ist ein Modul zur Inter-
kulturellen Bildung/Sprachförderung verbindlich 
eingeführt.

Fortbildung der Berufsschullehrkräfte an den 
Fachschulen für Sozialpädagogik
Es gibt verschiedene Maßnahmen für diese Berufs-
schullehrkräfte – vor allem im Bereich Sprachbil-
dung und -förderung. Fachdidaktische Fortbildun-
gen finden im Rahmen der Qualifizierung der Men-
torinnen und Mentoren statt.
Seit 2010 werden im LIS Qualifizierungsangebote 
zur Sprachberatung in beruflichen Schulen durchge-
führt. Lehrkräfte der Bremer Fachschulen besuchen 
zudem die Maßnahmen zum sprachsensiblen Fach-
unterricht in allen Fächern bzw. allen Schulstufen.

Es werden auch gezielt für die Lehrkräfte an den 
Fachschulen für Sozialpädagogik Fortbildungen 
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zur Interkulturalität im Elementarbereich und zum 
sprachsensiblen Fachunterricht angeboten.

Resümee

Das Thema Sprachförderung ist in die Ausbildung 
der Berufschullehrkräfte gut implementiert. Die 
verbindliche Einführung von festen Bestandtei-
len zur Interkulturellen Bildung in die Ausbildung 
steht noch aus; sie muss mit den geltenden gesetz-
lichen Regelungen abgestimmt werden. Die bishe-
rigen Fortbildungen sind optionale Angebote an 
die Lehrkräfte der Fachschulen.

1.3	Weiterqualifizierung von Erziehe-
rinnen und Erzieher – auch gemein-
sam mit Grundschul-Lehrkräften2 

Weiterqualifizierung der Erzieherinnen und 
Erzieher
Das Fortbildungsprogramm für die pädagogischen 
Fachkräfte im Elementarbereich wird im Rahmen 
des Programms Frühkindliche Bildung bei der Se-
natorin für Soziales, Kinder, Jugend und Frauen, 
gemeinsam mit den Trägern der Kindertagesbe-
treuung sowie mit verschiedenen Institutionen und 
Kooperationspartnern konzipiert und umgesetzt. 
•	  „Spracherziehung in Kindertageseinrichtun-

gen“: eine einjährige berufsbegleitende Fort-
bildung. Jährlich stehen 20 Plätze für pädago-
gische Fachkräfte zur Verfügung. Bis Januar 
2013 hatten insgesamt 104 pädagogische 
Fachkräfte diese Weiterbildung durchlaufen.

•	 „Sprachförderung im Elementarbereich“: Es 
handelt sich um eine einwöchige Qualifizierung 
zur Umsetzung der ergänzenden Sprachförde-
rung in Kleingruppen. Jährlich stehen 60 Plätze 
für pädagogische Fachkräfte zur Verfügung. Bis 
Ende 2013 hatten bereits rund 560 pädagogi-

2	 Bisher werden die Qualifizierungsmaßnahmen für Erziehe-
rinnen und Erzieher bzw. Grundschullehrkräfte i.d.R. getrennt 
durchgeführt; die Zuständigkeit für die Qualifizierung der bei-
den Zielgruppen liegt jeweils getrennt in den Ressorts Soziales, 
Kinder, Jugend und Frauen bzw. Bildung und Wissenschaft.

sche Fachkräfte an dieser Qualifizierung teilge-
nommen.

•	 „Alltagsintegrierte sprachliche Bildung und 
Sprachförderung im Elementarbereich“: ein- 
bis mehrtägige Kurse und Fortbildungen für alle 
pädagogischen Fachkräfte in den Bremer Kitas.

•	 Trägerübergreifendes Netzwerk Sprache: Jähr-
lich stattfindende Fachtagung zum Bildungs-
bereich Sprache und Kommunikation für rund 
120 pädagogische Fachkräfte. 

Resümee

Durch Fluktuation besteht weiterhin ein großer 
Fortbildungsbedarf in den Bildungsbereichen 
Sprachliche Bildung / Sprachförderung und inter-
kulturelle Bildung.

Professionsübergreifende Weiterqualifizierung
In Bremerhaven sind gemeinsame Veranstaltungen 
und Fortbildungen für den Primar- und Elementar-
bereich bereits eingeführt. Grundsätzlich werden 
über das dortige Lehrerfortbildungsinstitut (LFI) 
alle Fortbildungen in der Sprachförderung für bei-
de Bereiche zusammen angeboten. 
In der Stadtgemeinde Bremen plant das Landesin-
stitut für Schule (LIS) gemeinsame Fortbildungen 
zur Sprachbildung und zur Lernentwicklungsdoku-
mentation. 
Perspektivisch sollten Qualifizierungsmaßnahmen, 
die sich auf ein gemeinsames bzw. abgestimmtes 
und durchgängiges Konzept der Sprachbildung für 
den Elementar- und Primarbereich beziehen, für Er-
zieherinnen bzw. Erzieher wie auch für Grundschul-
lehrkräfte entwickelt und teilweise als gemeinsame 
Maßnahmen durchgeführt werden.

Resümee

Für entsprechende Qualifizierungsprogramme sind 
durch entsprechende Abstimmungen zwischen den 
Ressorts die Grundlagen gelegt. 
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2.1	 Gewinnung und Unterstützung 
von Lehramtsstudierenden

Ausgangslage

Die Expertise widmet der Gewinnung von zusätz-
lichem Personal mit Migrationshintergrund einen 
eigenen Abschnitt. Ziel sei es, die kulturelle und 
sprachliche Vielfalt der Gesellschaft auch im Per-
sonal der Schule (Kollegium, Mitarbeiterschaft, 
Führungspersonal) widerzuspiegeln und damit das 
Lernklima für Schülerinnen und Schüler mit Mi-
grationshintergrund oder aus ethnischen Minder-
heiten zu verbessern. 

Nach einer Umfrage an Bremer Schulen (Befragung 
der Schulleitungen) im November 2011 im Auf-
trag der Senatorin für Bildung, Wissenschaft und 
Gesundheit haben 5,2 Prozent der voll- und teil-
zeitbeschäftigten Lehrkräfte in Bremen einen Mi-
grationshintergrund. Bei den Referendarinnen und 
Referendaren liegt dieser Anteil inzwischen bei 7,7 
Prozent (Angaben der Schulleitungen). 

Bereits 2010 wurde das „Konzept zur Förderung 
von mehr Migrantinnen und Migranten im Lehr-
amt und im Bereich soziale Arbeit“ erarbeitet und 
vom Senat beschlossen. 

Entwicklungsziele

•	 Der Anteil der Lehrkräfte und pädagogischen 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit Migra-
tionshintergrund erhöht sich in den nächsten 
Jahren deutlich weiter. 

•	 Dazu werden gezielt Erzieherinnen und Erzie-
her sowie Lehrkräfte und pädagogische Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter mit Migrations-
hintergrund für den Einsatz in Kitas und Schu-
len gewonnen und in ihrer Ausbildung sowie 
Berufseingangsphase unterstützt. 

•	 Um Studienabbrüche zu reduzieren, werden 
von der Universität Bremen ein Mentoringsy-

stem (Begleitungs- und Beratungsangebote) 
und Sprachförderangebote (Deutsch als Wis-
senschaftssprache) vorgehalten. 

Eingeleitete und geplante Maßnahmen

Schülercampus „Mehr Migranten werden 
Lehrer“: Motivierung von Schülerinnen und 
Schülern mit Migrationshintergrund für den 
Lehrerberuf
2011 und 2012 wurde in Zusammenarbeit der Se-
natorin für Bildung und Wissenschaft und der 
ZEIT-Stiftung Ebelin und Gerd Bucerius mit der 
Universität Bremen/Zentrum für Lehrerbildung der 
Schülercampus „Mehr Migranten werden Lehrer“ 
durchgeführt. Ziel der Seminare war es, den Teil-
nehmerinnen und Teilnehmern Einblicke in das 
Lehramtsstudium und die beruflichen Perspekti-
ven des Lehrerberufs zu vermitteln sowie die Mo-
tivation zur Aufnahme eines Lehramtsstudiums zu 
verstärken. Beteiligt waren 30 Schülerinnen und 
Schüler im Jahr 2011 und 15 im Jahr 2012. 
Die Universität hat den Schülerinnen und Schü-
lern, die an dem Schülercampus beteiligt waren, 
eine weitere Unterstützung auf ihrem Weg in ein 
Lehramtsstudium über ein spezielles Angebot im 
Rahmen des bereits an der Universität etablierten 
Projektes „MiCoach“ (s.u.) zur Verfügung gestellt. 

Werbung für das Studium des Lehramtes 
Seit 2009 wird in Bremen regelmäßig, u.a. bei Ta-
gen der Offenen Tür der Universität, speziell die 
Schülergruppe mit Migrationshintergrund ange-
sprochen; dabei wird auch das Abitur vorbereiten-
de sowie den Übergang in das Studium begleitende 
Projekt MiCoach (s.u.) vorgestellt, das mit Unter-
stützung der Mercator-Stiftung entwickelt wurde. 
Informiert wird u.a. auch über spezielle Finan-
zierungsmöglichkeiten durch Stipendien wie das 
Start-Stipendienprogramm der Start-Stiftung, das 
Horizonte-Programm der Hertie-Stiftung sowie 
das Programm der sdw-Stiftung. 

2. Gewinnung, Einsatz und Begleitung von mehr 
pädagogischem Personal mit Zuwanderungsgeschichte 
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Um Finanzierungsmöglichkeiten für das Studium 
aufzuzeigen, plant die Universität durch das Zen-
trum für Lehrerbildung einen auf die Bremer Uni-
versität zugeschnittenen „Stipendienführer“ zu 
erstellen. 

Projekt „MiCoach“ (vgl. auch Handlungsfeld II, 
Übergang Schule - Studium) 
Mit dem Projekt „MiCoach“ an der Universität Bre-
men besteht bereits seit 2008 ein Mentorenpro-
gramm zur Studienorientierung, Übergangsbera-
tung und -begleitung für Schülerinnen und Schüler 
der gymnasialen Oberstufe mit Migrationshinter-
grund. Als Coaches fungieren Lehramtsstudierende 
der höheren Semester. 
Das Programm (es beinhaltet auf der Basis eines 
„Coaching-Vertrages“ persönliche Beratung, Be-
suche von Seminaren, Unterstützung beim Ab-
fassen schriftlicher Arbeiten, u.a.) ist inzwischen 
lehramtsübergreifend als Wahlpflichtangebot im 
Schlüsselqualifikationsmodul „Umgang mit Hete-
rogenität in der Schule“ etabliert. Seit 2013 wurde 
es ergänzt durch das Projekt „MiCoach-Lehramt“, 
ein mehrwöchiges Programm, durch das Abituri-
entinnen und Abiturienten mit Migrationshinter-
grund in ein Lehramtsstudium an der Universität 
Bremen begleitet werden.

Wissenschaftssprache Deutsch für Lehramts-
studierende mit Deutsch als Fremd-/ Zweitspra-
che“ (vgl. HF II Übergang Schule – Studium) 
„Wissenschaftssprache Deutsch“ ist ein ergänzen-
des Unterstützungsangebot für Lehramtsstudieren-
de mit Deutsch als Fremd- bzw. Zweitsprache. Das 
Angebot (Lehrveranstaltung in Form einer Schreib-
werkstatt, verbunden mit individueller Schreib- 
und Textberatung) findet seit Wintersemester 2009 
als Bestandteil des Wahlpflichtbereiches „Schlüs-
selqualifikationen“ der Lehramtsausbildung statt. 
Das Angebot soll – gegebenfalls inhaltlich erweitert 
– bis 2016 fortgeführt und evaluiert werden. Die 
Universität prüft die Umsetzbarkeit.

Resümee 

Es gibt verschiedene erfolgreiche Einzelmaßnah-
men zur Gewinnung und Begleitung von Lehr-
amtstudierenden in der Universität. Eine feste 
Verankerung in der Lehramtsausbildung und eine 
Übertragung auf andere Fachbereiche sowie eine 
Fortführung in der beruflichen Laufbahn von Lehr-
kräften mit Migrationshintergrund wären sinnvoll 
und werden angedacht.

2.2 Netzwerk der Pädagoginnen 
und Pädagogen mit 
Zuwanderungsgeschichte

Ausgangslage

Die Expertise empfiehlt die Einrichtung eines 
Netzwerks der Lehrkräfte mit Migrationshinter-
grund – als eine von wenigen explizit auf die Grup-
pe der Migranten und Migrantinnen ausgerichte-
ten Maßnahmen. Entsprechende Netzwerke beste-
hen inzwischen in mehreren Bundesländern. Die 
Empfehlung wurde noch im Jahr 2011 aufgegriffen.

Entschieden wurde, dass das Netzwerk nicht nur 
für Lehrkräfte, sondern auch für Referendarinnen 
und Referendare sowie pädagogische Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter der Bremer Schulen mit 
Migrationshintergrund offen sein soll. Die Beteili-
gung Bremerhavens wird vorbereitet. 

Entwicklungsziele

•	 Das Netzwerk bietet den pädagogischen Fach-
kräften mit Migrationshintergrund ein Forum, 
in dem sie sich über ihre spezifischen Erfah-
rungen austauschen, sich über eigene und an 
sie herangetragene Berufserwartungen ver-
ständigen und sich insgesamt in ihrer Rolle als 
Lehr- und Erziehungspersonen in Schule stär-
ken und professionalisieren können. 
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•	 Das Netzwerk der Pädagoginnen und Pädago-
gen mit Migrationshintergrund soll auch dazu 
beitragen, Heranwachsende auf den Lehrerbe-
ruf hin zu orientieren, indem sie als erfolgreiche 
Rollenvorbilder für Schülerinnen und Schüler 
mit Migrationshintergrund wirksam werden; 
zugleich können und sollen Vorurteilsstruktu-
ren bei „Nicht-Migranten“ aufgeweicht werden. 

•	 Über eine Öffnung des Netzwerks für Pädago-
ginnen und Pädagogen ohne Migrationshin-
tergrund wird zu einem späteren Zeitpunkt auf 
der Basis vorliegender Bedürfnisse und Erfah-
rungen der Beteiligten entschieden.

Eingeleitete und geplante Maßnahmen

Netzwerkgründung
Die Netzwerkgründung erfolgte im April 2012 im 
Rahmen einer feierlichen Veranstaltung. Beteiligt 
waren im Frühjahr 2013 etwa 100 Lehrkräfte und 
andere Pädagoginnen und Pädagogen mit Migrati-
onshintergrund aus über 20 Herkunftsländern. Die 
Netzwerkkoordination erfolgt über gewählte Spre-
cherinnen und Sprecher und über eine Vertreterin 
der Bildungsbehörde mit Migrationshintergrund. 
Als Namen für das Netzwerk wurde von den Mit-
gliedern „Netzwerk für Pädagoginnen und Pädago-
gen mit Zuwanderungsgeschichte“ gewählt.

Qualifizierungs- und Unterstützungsmaßnahmen
Im ersten Jahr des Bestehens sind bereits mehrere 
interne Fortbildungen durchgeführt und Arbeits-
gruppen eingerichtet worden. Bei der Vorbereitung 
und Umsetzung von weiteren Maßnahmen (z.B. 
interkulturelle Elternarbeit, Schülercampus) findet 
anlassbezogen eine Kooperation mit dem Netzwerk 
statt.

Resümee

Der Netzwerkaufbau stößt auf sehr hohe Akzep-
tanz und entwickelt sich positiv.
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3. Lehrerausbildung und -fortbildung 

Ausgangslage

Verschiedene Empfehlungen der Expertise (z.B. 
Nr. 3, 6, 14 und 31) nehmen auf die Lehreraus- und 
-fortbildung Bezug. Sie zielen zum einen auf ge-
nerelle Qualifikationsanforderungen für alle Lehr-
kräfte (z.B. Umgang mit Heterogenität, Sprachför-
derung/Deutsch als Zweitsprache, interkulturell 
sensible Elternberatung), zum anderen auf die 
Qualifizierung und den Einsatz von Lehrkräften 
mit besonderen Beratungs- und Koordinations-
funktionen. Verbunden wird dies mit der Empfeh-
lung, ein Kompetenzzentrum für Interkulturelles 
Lernen und interkulturelle Schulentwicklung am 
LIS einzurichten (s.u. – Abschnitt 4). 

Die Weiterentwicklung der Lehrerausbildung ist ein 
kontinuierlicher Prozess, der auch auf Bundesebene 
starke und neue Unterstützung erhält. So wurde auf 
KMK-Ebene über die Verankerung der Thematik „Mi-
gration“ in der Lehramtsausbildung nachgedacht.

Entwicklungsziele

•	 Es wird ein Gesamtkonzept zur Entwicklung 
der Schlüsselqualifikation „Interkulturelle 
Kompetenz“ in Verbindung mit durchgängiger 
Sprachbildung und Sprachförderung in den 
verschiedenen Phasen der Lehrerbildung ent-
wickelt. 

•	 Ziel ist der Aufbau eines verbindlichen, in den 
Lehrerbildungsphasen klar aufeinander auf-
bauenden Programms zur Entwicklung Inter-
kultureller Kompetenz für alle Pädagoginnen 
und Pädagogen in Bremer Schulen. 

3.1 	Lehrerausbildung – 
Lehramtsstudium

Verbindliches Modul „Umgang mit Heteroge-
nität in der Schule“
Deutsch als Zweitsprache und interkulturelle Kom-
petenz sind seit Wintersemester 2011/12 mit den 
neuen Lehramtsstudiengängen für alle Lehramts-
studierende verbindliche Studieninhalte im Rahmen 
des in beiden Phasen des Studiums (Bachelor und 
Master) verankerten Schlüsselqualifikationsmoduls 
„Umgang mit Heterogenität in der Schule“. Sowohl 
im Bachelorstudiengang als auch im Masterstudien-
gang sind hierzu Studienleistungen im Umfang von 
insgesamt 15 Credit Points (cp) zu erbringen. 

Zertifikat „Interkulturelle Bildung“
Darüber hinaus können Studierende, die in den al-
ten Lehramtsstudiengängen in allen Modulen, in 
den neuen auch jenseits der Pflichtveranstaltungen 
im Heterogenitätsmodul gezielt praxisorientierte 
sowie theoretisch fokussierte Lehrveranstaltungen 
in den Erziehungswissenschaften zum Vertiefungs-
thema „Interkulturelle Bildung“ und „Umgang mit 
Mehrsprachigkeit“ im Umfang von weiteren 15 cp 
belegen, bereits seit 2008 ein studien-begleitendes 
Zertifikat „Interkulturelle Bildung“ erwerben. 

Mitwirkung am Bremer Förderprojekt für 
Kinder und Jugendliche mit Migrationshinter-
grund an der Universität („Mercator-Projekt“) 
(vgl. Handlungsfeld II, Übergang Schule – Studium)
Über dieses Projekt erhalten Lehramtsstudieren-
de die Möglichkeit, in den Räumen der Universität 
über die Erteilung von Förderunterricht für Schü-
lerinnen und Schüler mit Deutsch als Fremd- bzw. 
Zweitsprache in kleinen Lerngruppen (5 Personen 
pro Gruppe) den praktischen Umgang mit sprach-
lich-kultureller Heterogenität zu erlernen. Die För-
derlehrtätigkeit wird im Rahmen eines Seminars 
(verbunden mit Hospitationen in Förderkursen) 
vorbereitet und kann für das o.g. Zertifikat „Inter-

3. Lehrerausbildung und -fortbildung 
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kulturelle Bildung“ anerkannt werden.3 Das Pro-
jekt, bis Ende 2013 durch die Mercator-Stiftung ge-
fördert, wird mit Mitteln der Senatorin für Bildung 
und Wissenschaft bis 2016 fortgeführt. 

Modulreihe für die pädagogische Arbeit in 
Ganztagsschulen
Erstmals wurde im Wintersemester 2012/13 eine 
gemeinschaftlich getragene Modulreihe für Fach-
schülerinnen und Fachschüler der beruflichen Se-
kundarstufe II der Zentren für Sozialpädagogik, für 
Studierende der Sozialen Arbeit der Hochschule 
Bremen und für Lehramtsstudierende der Univer-
sität Bremen als professionsübergreifendes Wahl-
pflichtangebot durchgeführt.
Die Zielrichtung ist die professionsübergreifende 
Ausbildung für die pädagogische Arbeit an Ganz-
tagsschulen. Diese umfasst inhaltlich auch Fragen 
zum Umgang mit Heterogenität und kultureller 
Vielfalt an Ganztagsschulen sowie Fragen der El-
ternarbeit. Die Erfahrungen wurden evaluiert.

Resümee

Mit dem Konzept der universitären Lehramtsaus-
bildung und dem dort seit dem Sommersemester 
2012 begonnenen Modul „Umgang mit Heteroge-
nität in der Schule“ hat das Land Bremen eine Vor-
reiterfunktion übernommen. In keinem anderen 
Bundesland wird bisher ein ähnlich aufwändiges 
Konzept entwickelt und umgesetzt, in dem Inter-
kulturalität mit Inklusion und Deutsch als Zweit-
sprache (DaZ) verbunden ist.

3.2	 Lehrerausbildung – 
Vorbereitungsdienst

Ausbildungsinhalte
Umgang mit Heterogenität ist eines der zentralen 
Themen der Bildungswissenschaften im Vorberei-
tungsdienst. Zusätzlich gehört Sprachförderung 

3	  Das gilt vergleichbar auch für die Mitwirkung 
im o.g. Projekt „MiCoach“.

in jedem Fach zu den Ausbildungsinhalten. Die 
Ausbildungs- und Prüfungsordnung für Lehrämter 
wurde überarbeitet  und enthält nun gezielte Vor-
gaben zu den Bereichen Heterogenität, Interkultu-
ralität und Sprachförderung.

Länderübergreifende Zusammenarbeit
Seit 2009 finden zwischen den Bundesländern Ber-
lin, Hamburg und Bremen Stadtstaatengespräche 
zur Erörterung von Weiterentwicklungsperspekti-
ven in der Lehrerausbildung statt. Ausgangspunkt 
war, dass die interkulturelle Kompetenz für alle am 
Bildungswesen Beteiligten in den Mittelpunkt ge-
rückt ist. Es werden gemeinsame Fachtage „Ausbil-
den in und für die Einwanderungsgesellschaft“ für 
Ausbilderinnen und Ausbilder organisiert. 

Resümee

In der 2. Phase der Lehrerausbildung sind Fragen 
der Interkulturalität in der Schule inzwischen fest 
integrierte Bestandteile.

3.3	 Lehrerfortbildung

Fortbildungsangebote zur Sprachbildung und zur 
Arbeit in heterogenen Lerngruppen werden seit 
2009 (Schulgesetznovellierung) durch das Landes
institut für Schule und das Lehrerfortbildungsin-
stitut neu konzipiert und ausgeweitet. Seit dem 
Schuljahr 2012/2013 werden diese Angebote für 
die Stadtgemeinde Bremen über das Kompetenz-
zentrum (Kom.In) am LIS und für Bremerhaven in 
Abstimmung mit dem LFI koordiniert (vgl. 4.). 

Fortbildung von Lehrkräften in allen Schulstu-
fen zum Themenfeld Individualisierung und 
Umgang mit Heterogenität
Umgang mit Heterogenität im Unterricht war seit 
2009/2010 ein zentraler Schwerpunkt im LIS-Be-
gleitprogramm „Gemeinsam lernen“ zum Projekt 
„Schulen im Reformprozess“ und in den LFI-Fort-
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bildungen; dieser wird auch nach Beendigung des 
Projektes fortgesetzt.

Qualifizierung zur Sprachbildung als Aufgabe 
aller Fächer für Lehrkräfte in allen Schulstufen
„Sprachsensibler Fachunterricht“ (Sprachbildung 
in allen Fächern) ist ein Schwerpunktthema in 
Fortbildungen für Fachlehrkräfte. Im Rahmen des 
Programms „Offensive Bildungsstandards“ wur-
den und werden z.B. für Grundschullehrkräfte in 
Kooperation mit der Universität Bremen entspre-
chende Angebote vorgehalten. 

Fortbildung zur Stärkung der Interkulturellen 
Kompetenz als Schlüsselqualifikation
Fortbildungen zur Interkulturalität in der Schule, 
zum Umgang mit Vielfalt in einer Zuwanderungs-
gesellschaft, zu kulturellen und religiösen Voraus-
setzungen der Schülerinnen und Schüler bilden mit 
der Einrichtung des Kom.In (vgl. Abschnitt 4) seit 
Schuljahr 2012/13 einen Fortbildungsschwerpunkt, 
in dem verschiedenen Angebotsformate entwickelt 
und erprobt werden. 

Resümee

Die Fortbildungsschwerpunkte werden über das 
Kom.In in Kooperation mit anderen Agenturen und 
Servicestellen im LIS entwickelt und umgesetzt. 
In den kommenden Jahren werden diese Ansätze 
planvoll systematisiert werden.

3.4	 Weiterqualifizierung von 
Lehrkräften mit Beratungs- und 
Koordinationsaufgaben

Ausgangslage

Die Expertise empfiehlt (vgl. Empfehlung Nr. 40), 
die eingesetzten Sprachberaterinnen und Sprach-
berater im Aufgabenfeld Interkulturalität weiter-
zuqualifizieren.

Von der Bildungsbehörde wird allerdings favori-
siert, die entsprechenden Kompetenzen im schu-
lischen ZuP (Zentrum für unterstützende Pädago-
gik) zu bündeln und die Sprachberaterinnen und 
Sprachberater hier mit Fachkräften für Interkultu-
ralität in einen Arbeitszusammenhang zu bringen. 
Für beide Gruppen sind Weiterqualifizierungen 
durchgeführt worden bzw. weiterhin vorgesehen. 

Entwicklungsziele

•	 In den Zentren für unterstützende Pädagogik 
(ZuP) koordinieren multiprofessionelle Teams 
die schulischen Maßnahmen zur Sprach-, Lese- 
und Lernförderung auf der Basis der schuli-
schen Sprachbildungs- und Förderkonzepte. In 
die Teams sind weiterqualifizierte Lehrkräfte 
mit Beratungs- und Koordinationskompeten-
zen in den Bereichen Sprachbildung/-förderung 
und Interkulturalität/Integration bzw. Inklusi-
on von Schülerinnen und Schülern und Eltern 
mit nicht-deutscher Erstsprache eingebunden.

•	 Für die Lehrkräfte mit Beratungs- und Koordi-
nationsaufgaben und für die ReBUZ-Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter besteht ein regelmä-
ßiges Angebot zum Erfahrungsaustausch bzw. 
zur Weiterqualifizierung.

Eingeleitete und geplante Maßnahmen

Qualifizierung von Sprachberaterinnen und 
Sprachberatern (vgl. Handlungsfeld I, Ab-
schnitt 3)
Die in Bremer Grundschulen eingesetzten Sprach-
beraterinnen und Sprachberater sind durch ein 
Qualifizierungsprogramm im LIS weiterqualifiziert 
worden (2009-2011), ebenso die in Oberschulen 
und Gymnasien eingesetzten Sprachberaterinnen 
und Sprachberater (2010-2012). Sie sind Mitglied 
im jeweiligen ZuP und koordinieren die Erarbei-
tung und Umsetzung des schulischen Sprachbil-
dungskonzepts. 
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In den Berufsbildenden Schulen werden Lehrkräf-
te als Sprachförderbeauftragte über ein spezielles 
Programm qualifiziert und zur Koordination der 
integrierten Sprachförderung in der Berufsvorbe-
reitung eingesetzt.
Das LIS hat regionale Koordinationsgruppen (so-
genannte Regio-AGs im Primarbereich bzw. Ge-
sprächsforen für die Sprachberaterinnen und 
Sprachberater der Oberschulen) eingerichtet; sie 
dienen dem Erfahrungsaustausch, der regionalen 
Abstimmung und der weiteren Qualifizierung. Die 
bereits durchgeführte Qualifizierung von Sprach-
beraterinnen und Sprachberatern an Grundschu-
len, Oberschulen und Gymnasien bzw. Sprachbe-
auftragten an Beruflichen Schulen wird bedarfs-
gerecht durch verbindliche aktuelle Begleitmodule 
des LIS ergänzt. 
In Bremerhaven wurden im Schuljahr 2003/204 am 
LFI Sprachberaterinnen und Sprachberater für die 
Grundschulen qualifiziert. Seitdem finden regel-
mäßige Fortbildungen zur Weiterqualifizierung 
dieser Lehrkräfte statt. 

Qualifizierung von Integrations- bzw. QUIMS-
Beauftragten
Im Projekt QUIMS (Qualität in multikulturellen 
Schulen und Stadtteilen, vgl. Handlungsfeld V) 
wurden Lehrkräfte, Schulleitungsmitglieder oder 
pädagogische Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
als „QUIMS-Beauftragte/r“ der Schule mit schulin-
ternen Koordinierungsaufgaben und als Ansprech-
partnerinnen und Ansprechpartner für die über-
greifende Kooperation im Stadtteil eingesetzt (ab 
Schuljahr 2012/13 an 23 öffentlichen Schulen der 
Stadtteile Gröpelingen, Huchting und Blumenthal). 
Auch die QUIMS-Beauftragten sind in das jewei-
lige ZuP der Schule eingebunden. Sie nehmen an 
einer umfassenden Weiterqualifizierung teil (fünf 
dreitägige Module), die in Zusammenarbeit mit 
der PH Zürich durchgeführt wurde (2012-2013). In 
Lerngruppen bzw. Intervisionsgruppen und in the-
matischen Werkstätten werden die Seminarinhalte 
vertieft und der Praxistransfer vorbereitet und re-
flektiert. 

Qualifizierung von Multiplikatorinnen und 
Multiplikatoren für Interkulturalität in der 
Schule

Über eine Multiplikatorinnen und Multiplikatoren-
Qualifizierung zum „Professionellen Umgang mit 
Interkulturalität in der Schule“ erhielten Pädago-
ginnen und Pädagogen aus Schulen aller Schular-
ten ein besonderes Professionalisierungsangebot 
zum konstruktiven Umgang mit interkulturellen 
Konfliktlagen in der Schule. Die Maßnahme richtet 
sich an Schulen, die nicht an der QUIMS-Qualifi-
zierung teilnahmen, aber einen hohen Anteil von 
Schülerinnen und Schülern mit Migrationshinter-
grund haben. 
Die Qualifizierung von Multiplikatorinnen und 
Multiplikatoren zum professionellen Umgang mit 
Diversität in der Schule fand 2012 bis 2013 statt. 
Seitdem erfolgt eine fachliche Begleitung der Mul-
tiplikatorinnen und Multiplikatoren durch das LIS.

Resümee

Die Sprachberaterinnen und Sprachberater er-
halten begleitende Qualifizierungsangebote, die 
insbesondere darauf zielen, die Einbindung aller 
Fächer in die Sprachbildung bzw. Leseförderung 
sicherzustellen und motivierende Förderangebote 
für Schülerinnen und Schüler mit eingeschränkter 
Lese- und Schreibkompetenz curricular zu veran-
kern. Die moderierten Koordinationstreffen zum 
Erfahrungsaustausch werden fortgesetzt. 
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Ausgangslage

Die Expertise empfiehlt an verschiedenen Stellen 
nachdrücklich die Einrichtung eines Kompetenz-
zentrums für interkulturelle Schulentwicklung am 
Landesinstitut für Schule (LIS) nach dem Modell 
der Hamburger Beratungsstelle für interkulturel-
le Erziehung am Landesinstitut für Lehrerbildung 
und Schulentwicklung. Im Rahmen eines Prüfauf-
trages an das LIS sind im Jahr 2011 organisatori-
sche und konzeptionelle Voraussetzungen für die 
Umsetzung der Empfehlung(en) geprüft worden.

Der Aufbau und die Arbeit des Kompetenzzentrums 
am LIS (Titel: Kom.In – Kompetenzzentrum für In-
terkulturalität in der Schule) startete mit Beginn 
des Schuljahres 2012/13 mit der Abordnung einer 
Lehrkraft zur projektorientierten Wahrnehmung der 
Aufgabe. Im LFI Bremerhaven gibt es eine pädago-
gische Mitarbeiterin, die in ihrem Aufgabenbereich 
den Schwerpunkt „Interkulturelle Pädagogik“ hat. 

Entwicklungsziele

•	 Es entsteht ein in die Aufgabenstruktur des LIS 
eingebundenes Informations-, Beratungs- und 
Fortbildungsangebot zu vielfältigen Themen, 
die sich aus der Heterogenität der Schüler- und 
Elternschaft ergeben, das für alle an Schule Be-
teiligten vorgehalten wird.

•	 Das Unterstützungsangebot im LIS schließt 
auch die Bereitstellung von Materialien und 
Medien zum Bereich interkulturelle Bildung/
Sprachbildung/Sprachförderung ein. 

•	 Die Entscheidung über die Verstetigung des 
Kom.In im LIS und die weitere Aufgabenent-
wicklung erfolgt unter Klärung des Ressourcen-
bedarfs für Personal und weitere Leistungen.

4. Kom.In –  
Kompetenzzentrum für Interkulturalität in der Schule

Eingeleitete und geplante Maßnahmen

Pilotprojekt Kom.In im LIS
Über das Kom.In sollen für das pädagogische Per-
sonal in den Schulen Programme zur Stärkung der 
interkulturellen Kompetenz entwickelt und umge-
setzt werden. Dabei werden vorhandene Kompe-
tenzen im LIS aufgabenbezogen eingebunden. Mit 
dem LFI in Bremerhaven wird abgestimmt, wie Un-
terstützungsangebote für Schulen in Bremerhaven 
organisiert werden können. 

Das Arbeitsspektrum umfasst in der Pilotphase (bis 
Sommer 2014) vier Säulen:
1.	 Angebote zur Qualifizierung, Fort- und Wei-

terbildung des pädagogischen Personals,
2.	 Beratung für alle an Schule Beteiligten,
3.	 Vernetzung: Förderung der Kooperation zwi-

schen Schule und anderen Institutionen,
4.	 Fachimpulse und Öffentlichkeitsarbeit.

Eine Evaluation der Pilotphase wurde im Schuljahr 
2013/14 in Zusammenarbeit mit der Universität 
Bremen (Einbindung von Studierenden) durchge-
führt und bestätigte den Bedarf aus den Schulen.

Weiterführung des Kom.In nach der Pilotphase
Das Kom.In arbeitet zu den Unterstützungsbedar-
fen der Schulen; insbesondere geht es um Ange-
bote, die den Pädagoginnen und Pädagogen Hand-
lungssicherheit im Umgang mit interkulturellen 
Herausforderungen in der Schule geben.

Resümee

Der systematische Aufbau des Kom.In läuft seit 
dem Schuljahr 2012/13. Im LIS ist eine Koopera-
tionsstruktur für die Aufgabenwahrnehmung ent-
wickelt worden. 
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Ausgangslage

In der Expertise finden sich klare Hinweise zur zen-
tralen Bedeutung insbesondere der Schulleitung 
zur Umsetzung von Strategien einer interkulturel-
len Schulentwicklung, auch wenn konkrete Emp-
fehlungen nicht formuliert sind.

Künftig soll dem Anspruch, dass Leitungskräfte 
eine hervorgehobene Bedeutung für die pädago-
gische Grundorientierung des Personals und für 
Förder- und Differenzierungskonzepte in der Schu-
le haben, durch geeignete Maßnahmen für diesen 
Personenkreis entsprochen werden. Dabei ist ne-
ben inhaltlichen Fragen auch die Frage der Ver-
bindlichkeit einer interkulturellen Qualifizierung 
zu klären.

Der Anteil der pädagogischen Führungskräfte mit 
Migrationshintergrund ist sehr gering. 

Entwicklungsziele

•	 Der Anteil der pädagogischen Führungskräfte 
mit Migrationshintergrund sollte in etwa dem 
Anteil in den Kollegien entsprechen und sich 
sukzessive erhöhen.

•	 Die besonderen Herausforderungen der Schul- 
und Unterrichtsentwicklung in der Einwan-
derungsgesellschaft sollen auf der Ebene der 
pädagogischen Führung von Schule (Schullei-
tung) bekannt sein und aktiv mitgestaltet wer-
den. Entsprechende Kompetenzen werden in 
der Schulleitungsqualifizierung (z.B. „ProfiS“) 
vermittelt.

•	 Die Qualifizierungs- und Unterstützungsan-
gebote für die ZuP-Leitungen werden die Ent-
wicklung multiprofessioneller Teams fördern. 
Diese koordinieren die Sprach-, Lese- und 
Lernfördermaßnahmen der Schule auf der Ba-
sis des Sprachbildungs- und des Förderkon-
zepts. Auf besondere Begabungen bei Kindern 
mit nicht-deutscher Erstsprache soll ein be-

sonderes Augenmerk gerichtet werden.
•	 Alle Jahrgangsleitungen werden qualifiziert 

sein, die Unterrichtsentwicklung und die Lern-
organisation auf die Bedürfnisse sprachlich, 
sozial und kulturell heterogener Gruppen aus-
zurichten.

Eingeleitete und geplante Maßnahmen

Schulleiter-Qualifizierung ProfiS („Professio-
nell führen in der Schule“)
Im Rahmen der für neue Schulleitungsmitglieder 
verbindlichen Qualifizierungsreihe ProfiS, die das 
LIS in Kooperation mit der Deutschen Akademie 
für Führungskräfte (DAPF) durchführt, ist die Di-
mension der interkulturellen Öffnung von Schule 
und der interkulturellen Schulentwicklung im Sin-
ne der Expertise bisher (ProfiS I 2009-2010, ProfiS 
II 2011–2012) nicht als Schwerpunkt ausgewiesen.
Bei der inhaltlichen Durchführung von ProfiS III 
(2014) wurden die Herausforderungen der sprach-
lichen und kulturellen Vielfalt für die Personal, 
Schul- und Unterrichtsentwicklung als explizite 
Themen berücksichtigt und nach Möglichkeit in 
die verschiedenen inhaltliche Kontexte (Bausteine 
der Qualifizierung) integriert.

Qualifizierung für ZuP-Leitungen
Auch die bisherige funktionsspezifische Qua-
lifizierungsreihe für Leitungen der Zentren für 
unterstützende Pädagogik (ZuP) berücksich-
tigt die Vielfalt der Herkunftssprachen und  
-kulturen in der Schülerschaft bisher nicht aus-
drücklich als eine besondere Dimension oder Auf-
gabe von Inklusion. Insbesondere die Förder- und 
Differenzierungskonzepte sollten die Lernvoraus-
setzungen der Kinder und Jugendlichen mit Migra-
tionshintergrund in den Blick nehmen. Das wird 
bei künftigen Planungen (Fortbildungen, Fach-
tagungen, Workshops zum Erfahrungsaustausch) 
berücksichtigt. Insbesondere im Aufgabenbereich 
„Förderplanung“ soll der Umgang mit Interkultu-
ralität explizit thematisiert werden. Grundlage der 

5. Qualifizierung des pädagogischen Führungspersonals 
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Pädagogik (2013). 

Qualifizierung der Jahrgangsleitungen 
In der Qualifizierung der Jahrgangsleitungen stan-
den bisher Fragen zur Rolle und zu den Aufgaben 
der Jahrgangsleiterinnen und Jahrgangsleiter im 
Vordergrund. In den Jahrgangsteams und damit bei 
den Jahrgangsleitungen ist ganz wesentlich auch 
die Verantwortlichkeit für Unterrichtsentwicklung/
Unterrichtsqualität verortet. Die besonderen Her-
ausforderungen durch eine sprachlich, sozial und 
kulturell heterogene Schülerschaft wurden bisher 
anlass- und nachfragebezogen aufgegriffen; sie 
finden sich in der Qualifizierungsmaßnahme als 
Programmelemente wieder. 

Resümee

Das LIS recherchiert weiterhin Beispiele guter Pra-
xis für die Qualifizierung des pädagogischen Füh-
rungspersonals der Schulen in der Einwanderungs-
gesellschaft und entwickelt geeignete Formate der 
Führungskräftequalifizierung bezüglich interkul-
tureller Schulentwicklung.



B Handlungsfeld IV 
Interkulturelle Elternbeteiligung1 im 

Praxisfeld Schule 

1	  Im Folgenden sind mit „Eltern“ bzw. “Familien” nicht nur die biologischen Mütter und Väter gemeint, 
sondern auch andere Sorge- oder Erziehungsberechtigte sowie weitere Familienangehörige.
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•	 Zentrales Ziel ist die Weiterentwicklung der 
Elternbeteiligung2 der Schulen. Diese muss 
sich an den Voraussetzungen und Erwartungen 
einer sozial, sprachlich und kulturell heteroge-
nen Elternschaft orientieren und neue Infor-
mations- und Beteiligungsformen entwickeln. 

•	 Insbesondere für die eher „bildungsunge-
wohnten Eltern“ und die zugewanderten Fami-

2	  Der verbreitete Terminus “Elternarbeit” wird vielfach kritisiert, 
da er suggeriert, die Eltern müssten “bearbeitet” werden. 
Vorgeschlagen werden Begriffe wie “Elternbeteiligung” oder 
“Elternkooperation”.

Ausgangslage

Die Mitverantwortung der Eltern für den Bildungs-
erfolg ihrer Kinder ist ein fester Bestandteil des 
gesellschaftlichen Bildungsauftrages in Deutsch-
land (vgl. Bremisches Schulverwaltungsgesetz §§ 
54 – 57). Gleichzeitig verweisen diverse Studien 
darauf, dass die bisherigen Formen der schulisch 
verankerten Elternbeteiligung nicht im gewünsch-
ten Maße die Eltern, insbesondere aus bildungsun-
gewohnten Schichten erreichen – teilweise bauen 
sie hohe Hürden für eine Elternbeteiligung an der 
Schule auf.3 

Eltern mit Migrationshintergrund engagieren 
sich aufgrund von Sprachbarrieren oder weil sie 
kaum persönlichen Bezug zu den Lehrkräften 
finden deutlich weniger als Eltern ohne 
Migrationshintergrund. Viele sind aber bei 
entsprechender Ansprache sehr wohl bereit 
aktiv mitzuarbeiten. Oft haben Eltern mit 
Migrationshintergrund auch andere (durch die 
eigene Sozialisation geprägte) Vorstellungen 
darüber, welche Aufgaben die Schule und welche 
die Familie zu erbringen haben. Schulen mit 
mehrsprachiger und sozial-kulturell heterogener 
Elternschaft stehen vor der Herausforderung, 
neue Formen der Elternbeteiligung zu 

3	  Vgl. Sacher-Gutachten S.20 ff.

Übergeordnete Ziele

entwickeln. Diese schließen eine „Kultur des 
Willkommens“, mehrsprachige und persönliche 
Formen der Information und niedrigschwellige 
Beteiligungsangebote ein, sind aber in der Regel 
auch mit Fortbildungen (z.B. zu kultursensibler 
Gesprächsführung) zu verbinden. 

Die Kooperation mit Eltern gehört zu den 
Regelaufgaben der Schule, für die Gestaltung und 
Umsetzung trägt die Schulleitung Verantwortung.

Entwicklungsziele

•	 In den folgenden Jahren werden die Schulen 
im Land Bremen darin unterstützt, Konzepte 
einer interkulturellen Elternbeteiligung, die 
sich an abgestimmten Qualitätskriterien4 ori-
entieren, zu entwickeln und umzusetzen. Dazu 
vergewissern sich die Schulen über bisherige 
Erfolge und Grenzen der Elternbeteiligung und 
über besondere Herausforderungen. 

•	 Die Elternbeteiligung wird insbesondere mit 
Blick auf die schwer erreichbaren Eltern ver-
bessert. Dazu entwickeln die Schulen eine 
„Kultur des Willkommens“ für neue Eltern, 

4	 Qualitätskriterien wurden über das Bremer Projekt QUIMS (vgl. 
Handlungsfeld V) entwickelt. Bezug genommen werden kann 
auf eine Expertenkommission im Auftrag der Vodafone Stiftung 
Deutschland entwickelten “Qualitätsmerkmale schulischer 
Elternarbeit”. 

1. Elternbeteiligung in der Schule 

lien, die das deutsche Schulsystem noch nicht 
kennen, sind Informations-, Beratungs- und 
Bildungsangebote bereitzustellen. 

•	 Ein wichtiges Ergebnis sind Erziehungs- und 
Bildungspartnerschaften Schule – Familie. In 
die Bildungspartnerschaft werden weitere regio-
nale Institutionen und Personen eingebunden.



67

Handlungsfeld IV: Interkulturelle 
Elternbeteiligung im Praxisfeld Schule B

Schülerinnen und Schüler sowie klare Rege-
lungen für das schulische Miteinander. 

•	 Die Senatorin für Bildung und Wissenschaft 
und die Schulen berücksichtigen zudem in ih-
rer Öffentlichkeitsarbeit und „Informations-
politik“ die Mehrsprachigkeit der Elternschaft. 

•	 Die Schulen etablieren niedrigschwellige An-
gebote der Elternbeteiligung. Schulen können 
dabei auf Sprachmittlerinnen und Sprachmitt-
ler oder Elternlotsen zurückgreifen bzw. haben 
über Vertrauenspersonen ein System der per-
sönlichen Ansprache entwickelt.

•	 Die Schulen entwickeln in Abstimmung mit 
Elternverbänden und Selbstorganisationen der 
Menschen mit Migrationshintergrund Maß-
nahmen zur Unterstützung der Elternvertre-
tungen und gewinnen insbesondere Eltern mit 
Migrationshintergrund für eine Beteiligung.

Eingeleitete oder geplante Maßnahmen 

Unterstützung beim Aufbau einer Willkom-
menskultur 

Die Art und Weise, wie neu an die Schule kommen-
de Eltern begrüßt und angesprochen werden und 
wie offen sie die Schule und das Kollegium auch 
gegenüber sozialer, kultureller und sprachlicher 
Vielfalt erleben, entscheidet ganz wesentlich über 
Umfang und Qualität der Elternbeteiligung. Zur 
Willkommenskultur gehören auch die unkompli-
zierte Erreichbarkeit des pädagogischen Personals 
und Maßnahmen zur Entwicklung und Festigung 
der Schulgemeinschaft (Kontaktpflege innerhalb 
der Elternschaft). 
•	 Zur Ermutigung und Unterstützung der Schu-

len entwickeln LIS und LFI eine Checkliste zur 
„Willkommenskultur“ und stellen diese über 
die Homepage zur Verfügung. Die Checkliste 
nimmt Bezug auf die von W. Sacher darge-
stellten Merkmale einer Willkommenskultur 

und Schulgemeinschaft.5 Über das LIS sollen 
good-practice-Beispiele aus Schulen präsen-
tiert werden.

•	 Das Thema wird Gegenstand der Schullei-
tungsqualifizierung ProfiS (vgl. Handlungsfeld 
III, Abschnitt 5).

Bereitstellung mehrsprachiger  
Elterninformation 

In Stadtteilen mit einem hohen Anteil an Mehr-
sprachigkeit leben in der Regel überdurchschnitt-
lich viele Eltern mit geringen Deutschkenntnis-
sen, die notwendige Informationen aufgrund der 
Sprachbarriere nicht erhalten und deren Partizipa-
tion somit eingeschränkt oder sogar verhindert ist. 
Auch wenn nicht alle an Schulen vertretenen Spra-
chen bedient werden können, sind mehrsprachige 
Informationsangebote (Elternbriefe, Info-Flyer, 
Plakate, Homepage-Texte, Hinweisschilder, usw.) 
in den häufigsten Sprachen ein Signal der interkul-
turellen Öffnung gegenüber den Familien.

•	 Es wird eine Handreichung zur mehrsprachi-
gen Eltern-Information erstellt. Sie berück-
sichtigt bisherige Erfahrungen mit mehrspra-
chigen Info-Schreiben.

•	 Für Schulen wird eine Handreichung erstellt 
(durch LIS/LFI in Kooperation mit dem Ler-
nen-vor-Ort-Team) mit Mustervorlagen für El-
ternschreiben (in einfacher Sprache, zweispra-
chig), die von den Schulen selbst leicht an ihre 
jeweiligen Bedarfe angepasst werden können. 

•	 Die Senatorin für Bildung und Wissenschaft 
erstellt zweisprachige Elterninformationen in 
den häufigsten Sprachen zu zentralen und wie-
derkehrenden Themen.

5	 Vgl. Sacher-Gutachten, 2013, S. 10 ff. – W. Sacher weist z.B. auf 
schulische Veranstaltungen für Eltern hin, deren Kinder neu an 
der Schule sind, auf Kennlernmaßnahmen und Hausbesuche, 
auf die persönliche Erreichbarkeit von Lehrkräften oder das 
Anfordern von Elternhilfe.
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Einsatz von „Sprach- und Kulturmittlern“ (El-
ternlotsen, Mentorinnen und Mentoren u.a.)

Mehrsprachige Informationsmaterialien können 
allerdings nicht eine persönliche Ansprache von 
Eltern ersetzen. Zudem sind manche Eltern unab-
hängig von der verwendeten Sprache nur schwer 
oder gar nicht über schriftliche Informationen zu 
erreichen. Ohne Einbindung außerschulischer 
Partner, die eine „Brückenfunktion“ übernehmen 
können (z.B. Elternlotsen, ehrenamtliche „Mittle-
rinnen und Mittler“ aus Migrantenorganisationen, 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sozialer Dienste) 
ist eine persönliche Ansprache von zugewanderten 
Eltern oft nicht zu leisten.

•	 In jedem Stadtteil soll den Schulen ein Pool 
(möglichst qualifizierter) Sprachmittlerinnen 
und Sprachmittler zur Verfügung stehen, die zu-
gewanderte Eltern bei Bedarf auch in ihrer Mut-
tersprache ansprechen können. Möglichkeiten 
einer regionalen Koordinierung werden erprobt.

•	 Die vorhandene Ausbildung von Sprachmitt-
lerinnen und Sprachmittlern (Elternlotsen, 
Mentorinnen und Mentoren u.a.) wird koordi-
niert, der Einsatz flexibel über Vereinbarungen 
geregelt. Es werden gemeinsam mit den Anbie-
tern inhaltlich-konzeptionelle Eckpunkte für 
die Ausbildung definiert.

•	 Mit der Senatorin für Soziales, Kinder, Jugend 
und Frauen wird abgestimmt, wie die Famili-
enhelferinnen und Familienhelfer die Schulen 
bei der Kontaktaufnahme mit neu zugewan-
derten Familien unterstützen können. Das 
Netzwerk der Pädagoginnen und Pädagogen 
mit Zuwanderungsgeschichte wird in die Auf-
gabe eingebunden, ebenso Selbstorganisatio-
nen der Migranteninnen und Migranten. 

•	 Durch verstärkte Anwerbung, Unterstützung 
und Einstellung von Personen mit Migrati-
onshintergrund in den Schuldienst wird die 
Anzahl potenzieller qualifizierter Sprach- und 
Kulturmittlerinnen und Kulturmittler erhöht 
(vgl. Handlungsfeld III). 

Unterstützung durch Angebote zur Beteiligung 
in der Schule (und Stadtteil)

Über interkulturelle Feste oder Gesprächskreise 
kann zugewanderten Eltern der Zugang zur Schule 
erleichtert werden. Bewährt haben sich auch Ange-
bote, in denen Eltern in die Lese- und Lernförde-
rung einbezogen werden und dabei zugleich selbst 
Unterstützung und Förderung erhalten (z.B. Ham-
burger Projekt FLY, Züricher Projekt ElzuKi). 

Angebote zur Beteiligung am Schulleben (z.B. in-
terkulturelle Feste) oder an Schulfahrten entwic-
keln fast alle Schulen (vor allem Grundschulen).6 
Einige Schulen haben „Elterncafes“ oder interkul-
turelle Gesprächskreise eingerichtet; im Rahmen 
des Projekts QUIMS werden zudem mehrsprachi-
ge Elternabende erprobt. Eher selten sind Mitwir-
kungsmöglichkeiten im Unterricht bzw. in Pro-
jekten umzusetzen. Allerdings gibt es an vielen 
Grundschulen Angebote für Eltern und Familien-
angehörige, als „Lesepaten“ mitzuwirken. 

•	 Zusammen mit der Bremer Serviceagentur 
„Ganztägig lernen“ hat das Kom.In (Kompe-
tenzzentrum für Interkulturalität in der Schu-
le, LIS) 2013/14 in Ganztagsgrundschulen ein 
Pilotprojekt „Gelingende Zusammenarbeit mit 
Eltern“ durchgeführt (vgl. Handlungsfeld III, 
Abschnitt 4).

•	 Es werden über das Kom.In spezielle Angebo-
te für Väter aus Migrantenfamilien entwickelt 
und erprobt („Vätercafe Interkulturell“).

•	 Das Netzwerk der Pädagoginnen und Pädago-
gen mit Zuwanderungsgeschichte (vgl. Hand-
lungsfeld III, Abschnitt 2.2) unterstützt die 
Schulen bei der Entwicklung neuer Beteili-
gungsformen für zugewanderte (insbesondere 
„schwer erreichbare“) Familien. Eingebunden 
werden auch vorhandene Eltern- oder Famili-
enbildungsprogramme (s.u.) sowie vorhandene 

6	 Hinweise liefert das Sacher-Gutachten S. 24 ff. W. Sacher 
verweist auf zahlreiche Unterstützungs- und Betreuungs
leistungen von Eltern an Bremer Schulen (z.B. Frühstücksange-
bot, Schulhofgestaltung, Hausaufgabenhilfe, Schulbibliothek, 
Homepage-Gestaltung).
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Elternlotsen oder Mentoreninnen und Mento-
ren, die in Schulen oder Stadtteileinrichtungen 
entsprechende, gemeinsam entwickelte Ange-
bote vorhalten.

Förderung der Mitwirkung in Gremien (Eltern-
mitbestimmung)

Studien aus anderen Bundesländern zeigen, dass 
Elternvertretungen häufig nicht repräsentativ für 
die Elternschaft sind, deren Mandat sie ausüben. 
So sind z.B. Elternvertreterinnen und Elternvertre-
ter mit Migrationshintergrund oder aus „bildungs-
ungewohnten“ Schichten in schulischen Gremien 
(Schulkonferenz, Elternbeirat, Klassenvertretung, 
Steuergruppen u.a.) nach wie vor unterrepräsen-
tiert, sie haben zudem nur wenig Kontakt zu den 
Eltern, die sie eigentlich vertreten.7 Dort, wo sie 
vertreten sind, gelingt es eher selten, eine stärke-
re Beteiligung anderer Eltern mit Migrationshin-
tergrund zu erreichen. Auch die Organisation der 
Kommunikation innerhalb der Elternschaft über 
sprachliche, soziale und kulturelle Differenzen 
hinweg ist zwar eine zentrale, aber häufig auch 
herausfordernde Aufgabe der Elternvertretungen, 
die nicht immer umgesetzt wird. 

•	 Schulen erhalten Orientierungshilfen8 zur Ein-
bindung von Eltern mit Migrationshintergrund 
in die schulische Gremien: Eltern mit Migra-
tionshintergrund werden – mit Unterstützung 
von Selbstorganisationen der Migranteninnen 
und Migranten – in den Schulen gezielt an-
gesprochen und ermutigt, dort Themen ihrer 
Wahl für die Elternabende (Klassenelternver-
sammlung) oder für Schulveranstaltungen 
vorzuschlagen.

•	 Gewählte Elternvertreterinnen und Elternver-
treter bieten künftig regelmäßige Sprechzeiten 
für andere Eltern an, gegebenenfalls gezielt 

7	 Nach einer repräsentativen Studie in Bayern wurde ein Drittel 
der Eltern noch nie vom Elternbeirat und fast zwei Drittel noch 
nie vom Klassenelternsprecherinnen und Klassenelternsprecher 
kontaktiert, weder persönlich noch schriftlich (vgl.Sacher-
Gutachten, S. 21).

8	 Hinweise liefert das Sacher-Gutachten, S. 22 ff.

auch für Eltern mit Migrationshintergrund.
•	 Die Schulen vermitteln in Abstimmung mit der 

Elternvertretung Eltern-Patenschaften für Fa-
milien mit Unterstützungsbedarf bzw. für so-
genannte schwer erreichbare Familien.

•	 Nach dem Beispiel von Nordrhein-Westfalen 
und Niedersachsen wird auch in Bremen die 
Gründung eines Elternnetzwerkes angeregt – 
in Abstimmung mit Eltern- und Migrantenor-
ganisationen.

Fortbildungen zur interkulturell sensiblen 
Elternbeteiligung 

Interkulturell offene Elternbeteiligung setzt vor-
aus, dass Schulen an die jeweiligen sprachlichen, 
ökonomischen, sozialen und kulturellen Voraus-
setzungen und an die Erwartungen der Eltern und 
Familien anknüpfen und die Kommunikation so 
gestalten, dass sie von den Eltern als wertschät-
zend und respektvoll erlebt wird. 

•	 Das LIS (Kom.In) entwickelt Fortbildungs- bzw. 
Begleitangebote zur interkulturellen Eltern-
partizipation (abrufbare Module für schulin-
terne Fortbildungen oder für gemeinsame 
Fortbildungen, z.B. Kita – Grundschule). Dabei 
geht es u.a. um Fragen der „kultursensiblen“ 
Gesprächsführung, Kommunikationsstörun-
gen durch Vorurteile und Missverständnisse, 
Regelung interkultureller Konflikte, Aufbau 
von Bildungspartnerschaften etc., vgl. auch 
Handlungsfeld III, Abschnitt 3).

Resümee 

Die eingeleiteten und geplanten Maßnahmen 
stimmen weitgehend mit der Vorlage zur „Gemein-
samen Erklärung der Kultusministerkonferenz und 
der Organisationen von Menschen mit Migrations-
hintergrund zur Bildungs- und Erziehungspartner-
schaft von Schule und Eltern“ überein.
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Ausgangslage

Eltern bzw. Familien haben gegenüber ihren Kin-
dern einen Erziehungsauftrag zu erfüllen. Die Um-
setzung fällt dann nicht leicht, wenn Unsicherhei-
ten bzw. Unkenntnisse im Hinblick auf Erziehungs-
fragen sowie in Bezug auf das deutsche Schul- und 
Ausbildungssystem oder die Möglichkeiten einer 
sinnvollen Lernförderung bestehen. Unsicherhei-
ten entstehen auch wenn Sprachbarrieren eine Zu-
sammenarbeit mit Kindertagesstätte oder Schule 
erschweren – oder wenn die ökonomische und so-
ziale Lage zu starken familiären und persönlichen 
Belastungen führt und die Möglichkeit der Öffnung 
gegenüber Institutionen einschränkt.

Entwicklungsziele

•	 Den Schulen werden adressatengerecht aufbe-
reitete, gegebenenfalls mehrsprachige Infor-
mationen über das Bremer Schulsystem, Rege-
lungen zu Übergängen und Abschlüssen usw. 
zur Verfügung gestellt, die sie an die Eltern 
weiterreichen. Die Eltern werden über vorhan-
dene Beratungsangebote (Schullaufbahn-, Be-
rufs- bzw. Studienberatung) informiert und in 
entsprechende Gespräche einbezogen.

•	 Schulen und außerschulische Beratungs- und 
Stadtteileinrichtungen werden ein abge-
stimmtes Informations- und Beratungsange-
bot für Eltern zu relevanten Erziehungsfragen 
zusammenstellen.

•	 Die Programme der Eltern- und Familienbil-
dung werden zwischen Land, Stadtgemeinden, 
Trägern, Schulen, Stadtteileinrichtungen und 
Selbstorganisationen bezüglich der Zielgrup-
pen, inhaltlichen Schwerpunkte und organi-
satorischer Rahmenbedingungen abgestimmt. 
Die Programme unterstützen insbesondere die 
personalen, sozialen, sprachlichen und päd-
agogischen Kompetenzen der Eltern von Kin-
dern im Vorschul- und Grundschulalter aus so-
genannten bildungsungewohnten Milieus und 

2. Schwerpunkt: Eltern- und Familienbildung 

richten sich auch, aber nicht ausschließlich, an 
Eltern mit Migrationshintergrund.

•	 Erfolgreiche vorschulische Programme werden 
möglichst in Grundschulen fortgesetzt und 
mit anderen schulischen Fördermaßnahmen 
verbunden.

Eingeleitete oder geplante Maßnahmen 

Informations- und Beratungsangebote für El-
tern zu Schul- und Ausbildungsfragen

Viele zugewanderte Eltern haben nur geringe 
Kenntnisse über das Schul- und Ausbildungssy-
stem des Landes und über die Informations- und 
Beteiligungsrechte der Eltern. Sie können daher 
ihre Kinder oft nicht so wie gewünscht beraten und 
unterstützen.

•	 Zu grundlegenden und wiederkehrenden The-
men des Schul- und Ausbildungssystems des 
Landes, (z.B. Schularten, Übergangs-, Zeugnis- 
und Abschlussregelungen, Leistungsbewer-
tungen, Ganztagsorganisation, Ausbildungs-, 
Berufs- und Studienmöglichkeiten, Förderan-
gebote, Schülerstipendien, Beratungsangebote 
usw). werden die zum großen Teil vorhande-
nen Informations- und Präsentationsmateri-
alien (Elternbroschüren, Audio-Informationen, 
DVDs, u.a.) bei Bedarf künftig zweisprachig 
in häufigen Sprachen vorgehalten. Sie stehen 
Schulen (und anderen) auf Anfrage für schuli-
sche Veranstaltungen zur Verfügung. 

•	 In möglichst anschaulicher Form werden zu-
dem mehrsprachige Informationen über mög-
liche Rechtsmittel, gegen Entscheidungen der 
Schule sowie Informations- und Beteiligungs-
rechte und -pflichten der Eltern entwickelt 
und den Schulen zur Verfügung gestellt.

•	 Die Eltern werden bei der Einschulung ihres 
Kindes oder bei einem Schulwechsel künftig 
verbindlich über schulische Regeln und Ent-
wicklungsschwerpunkte (Schulprogramm) und 
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über ihre Beteiligungsrechte informiert – eben-
so über die Erwartungen an die Eltern für ihre 
Mitarbeit (z.B. dass ihr Kind ausgeruht und 
ausgeschlafen sowie regelmäßig zur Schule 
kommen muss, gesunde Getränke und Pau-
senverpflegung zur Verfügung hat, benötigte 
Unterrichtsmaterialien mitbringt usw.). Dazu 
wird eine Checkliste zu Rechten und Pflichten 
der Eltern entwickelt und den Schulen zur Ver-
fügung gestellt.

Unterstützungsangebote zu Erziehungsfragen 

Viele Eltern sind in konkreten Erziehungsfragen, 
die ihr eigenes Kind betreffen, unsicher und an zu-
sätzlicher Information und Beratung interessiert 
(z.B. zu den Themen Mobbing bzw. Cybermobbing, 
Medienkonsum, Umgang mit Gewalt oder Drogen, 
Hochbegabung, Lern- und Sprachförderung). 

•	 Eltern werden Informationen (mit persönli-
chen Kontaktdaten) über bestehende Bera-
tungs- und Unterstützungsangebote zu Erzie-
hungsfragen im Quartier oder in der Region 
zur Verfügung gestellt. 

•	 In Abstimmung mit Elternvertretungen, Selbst-
organisationen der Migrantinnen und Migran-
ten, Familienberatungsstellen u.a. werden vor-
rangige Unterstützungsbedarfe in Erziehungs-
fragen geklärt und adressatengerechte Ange-
bote entwickelt. Die Erfahrungen der Schulen, 
Beratungs- und Stadtteileinrichtungen mit 
entsprechenden Informations- und Beratung-
sangeboten zu Erziehungsfragen sollen ausge-
wertet werden.

Da herkömmliche Info-Veranstaltungen in Schulen 
oder im Quartier oft gerade die Eltern nicht 
erreichen, die besonderen Unterstützungsbedarf 
haben, müssen auch neue Angebotsformate 
entwickelt werden. 

Eltern- und Familienbildungsprogramme

In vielen Ländern bestehen langfristig angeleg-
te unterstützende Elternbildungsprogramme in 
unterschiedlicher Trägerschaft, die über einzelne 
Informationsangebote hinausgehen. Zielperso-
nen sind oft Mütter oder Mütter mit ihren Kindern 
im Vorschulalter mit Migrationshintergrund. Die 
Programme verbinden Sprachbildung bzw. Erwerb 
von Sprachkompetenz mit Erziehungstraining, 
Schullaufbahnberatung, Beratung in alltagsprak-
tischen Fragen und Förderung von interkultureller 
Kompetenz. Sie schließen zum Teil Hausbesuche 
ein und fördern die soziale Vernetzung der Eltern. 

In Bremen sind die eingeführten Programme 
schwerpunktmäßig auf den Elementarbereich (El-
tern von Vorschulkindern) ausgerichtet (z.B. „Hip-
py“), einige Programme auch auf den Übergang 
Kita – Grundschule („FIT-Eltern“9, „Rucksack“, 
„Opstapje“). Sie liegen in der Zuständigkeit der 
Senatorin für Soziales, Kinder, Jugend und Frauen, 
werden aber zum Teil über die Senatorin für Bil-
dung und Wissenschaft kofinanziert.

Elternbildungsprogramme sind bisher längst nicht 
in allen Grundschulen verankert; sie fehlen zudem 
in weiterführenden Schulen. Auch wenn die Nach-
frage groß ist, erreichen die Programme nur eine 
kleine Minderheit der Eltern. Einzelne Grundschu-
len haben eigene Programme für Eltern entwickelt.

•	 In Abstimmung mit der Senatorin für Soziales, 
Kinder, Jugend und Frauen werden die Pro-
gramme evaluiert (Teilnehmerzahlen, Dauer, 
Erfolg). Auf der Grundlage von Bewertungen 
durch Schulen und Eltern (bzw. Migrantenor-
ganisationen und Elternvertretungen) sollen 
Optimierungen und gegebenenfalls Neukonzi-
pierungen vorgenommen werden.

9	 “FIT-Eltern” (Familienorientiertes Integrationstraining) ist ein 
Multiplikatorenprogramm zur Stärkung der Zusammenarbeit 
Elternhaus-Kita-Grundschule. Es baut auf dem Programm 
“FIT-Migration” auf und ist inzwischen auch für Eltern ohne 
Migrationshintergrund “geöffnet”.
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•	 Angebote für Eltern mit Migrationshinter-
grund behalten zwar weiterhin eine Berech-
tigung, es soll jedoch geprüft werden, ob die 
vorhandenen Programme nicht für Eltern 
ohne Migrationshintergrund geöffnet werden 
können.10.

•	 Durch ressortübergreifende Zusammenarbeit 
wird eine abgestimmte Auswahl der Schulen 
erfolgen, an denen die Elternbildungspro-
gramme durchgeführt werden. Die Weiterfüh-
rung der in Kitas durchgeführten Programme 
soll nach dem Übergang in den Grundschulen 
sichergestellt werden. 

•	 Die beteiligten Schulen werden Konzepte ent-
wickeln, wie sie Elternbildungsprogramme in 
ihre schulischen Prozesse (interkulturelle El-
ternbeteiligung, Lernförderung) integrieren 
können. Die Grundschulen benennen eine An-
sprechperson für das Programm.

•	 Die auf der Homepage der Senatorin für Bil-
dung und Wissenschaft hinterlegten Informa-
tionen werden ergänzt (beispielsweise fehlen 
noch Kontaktdaten, eine genaue Beschreibung 
der Zielgruppe, Veranstaltungsorte, etc.) und 
leichter zugänglich präsentiert. 

•	 Für Schulen der Sekundarstufen I und II soll 
geklärt werden, welche Angebote für Eltern 
sinnvoll und möglich sind.

Resümee 

Eltern- und Familienbildungsprogramme haben 
eine wichtige Funktion in der Verbesserung der 
Bildungs- und Erziehungspartnerschaft zwischen 
Eltern und Schule. Diese Programme entfalten je-
doch nur dann ihre Wirkung, wenn sie gut in den 
jeweiligen schulischen Kontext eingebunden sind.

10	 FIT-Eltern ist bereits geöffnet für Nicht-Migranten. 
Elternbildungsprogramme sollten nicht dazu beitragen in 
der Öffentlichkeit das Bild zu bestärken, Eltern und Kinder 
mit Migrationshintergrund bräuchten Familienbildung in 
besonderer Weise.
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Ausgangslage

Eine möglichst enge Zusammenarbeit der Familien 
mit den Institutionen formaler Bildung Kita und 
Schule und darüber hinaus mit weiteren bildungs-
relevanten Einrichtungen im sozialen Umfeld bie-
tet die besten Voraussetzungen für den Bildungser-
folg der Kinder und Jugendlichen. 

Eine der wichtigsten Voraussetzungen für die Ent-
wicklung einer Erziehungs- und Bildungspartner-
schaft in Schulen mit sozial, sprachlich und kul-
turell heterogener Elternschaft ist eine „interkul-
turell offene Haltung“ des gesamten schulischen 
Personals. Andererseits muss die Erziehungsver-
antwortung der Eltern und Familien gestärkt und 
in die Pflicht genommen werden, so dass sie ge-
meinsam mit den Lehrkräften am Schulerfolg ihrer 
Kinder arbeiten. Voraussetzung dafür ist, dass El-
tern und andere Familienmitglieder sich als wich-
tige Erziehungs- und Bildungspartner der Schule 
wahrnehmen. Dies kann bei zugewanderten Fami-
lien, denen das deutsche Schulsystem noch fremd 
ist, nicht vorausgesetzt werden. Die Bereitschaft 
zur Zusammenarbeit muss durch Bemühungen von 
Seiten der Schule gefördert werden. 

Ansatzpunkte für die Entwicklung einer Bildungs-
partnerschaft sind insbesondere die regelmäßigen 
oder anlassbezogenen Elterngespräche, Vereinba-
rungen mit Eltern zur familiären Unterstützung 
des Lernprozesses („heimbasiertes Elternengage-
ment“) und Kooperationsangebote im Zusammen-
hang mit Übergängen.

Entwicklungsziele

•	 Elterngespräche in der Schule werden un-
ter Einbindung der Kinder oder Jugendlichen 
organisiert mit dem Ziel einer wechselseitig 
abgestimmten Unterstützung der schulischen 
Lernentwicklung.

•	 Die Eltern bzw. Familienmitglieder unterstüt-
zen den Lernprozess ihrer Kinder und den 
erfolgreichen Übergang in Ausbildung oder 
Studium durch abgestimmte „heimbasierte 
Förderung“, die nicht oder nicht primär Haus-
aufgabenhilfe oder Nachhilfe umfasst (s.u.).

•	 Die Schule kooperiert zur Sicherung des Bil-
dungserfolgs der Kinder und Jugendlichen im 
Stadtteil bzw. in der Stadt mit außerschuli-
schen Kultur-, Sozial- und Bildungseinrich-
tungen sowie mit Betrieben. Sie gestaltet ins-
besondere die Übergänge (Kita – Grundschule, 
Grundschule – Oberschule/Gymnasium, Ober-
schule – Ausbildung, Gymnasium/Oberschule 
– Studium) in enger Kooperation mit den El-
tern bzw. den Familien.

Eingeleitete oder geplante Maßnahmen 

Optimierung der  
Eltern – Schüler/innen – Lehrergespräche 

Ein Informationsaustausch über die Kinder und de-
ren Lernerfolg sollte regelmäßig und nicht nur bei 
Lern- oder Verhaltensproblemen stattfinden. Gera-
de für zugewanderte Eltern mit geringen Kenntnis-
sen der deutschen Sprache oder für Eltern, die selbst 
eigene „schlechte Schulerfahrungen“ zu verarbeiten 
haben, gestalten sich Gespräche in der Schule bzw. 
mit Lehrkräften oft schwierig. Oft nehmen Eltern 
und Lehrkräfte erst Kontakt auf, wenn Kinder Pro-
bleme in der Schule haben. Es zeigt sich, dass eine 
problemveranlasste bzw. defizitorientierte Kom-
munikation Schule – Elternhaus eher ineffektiv ist. 
Erfolg versprechender sind regelmäßige Kontakte 
auch bei positiven Entwicklungen, die Fokussierung 
zunächst auf Fortschritte und Potenziale, bevor Pro-
bleme thematisiert werden, und die Vereinbarung 
wechselseitig abgestimmter Maßnahmen. 

•	 Zur Führung von Elterngesprächen (bzw. Schü-
ler-Eltern-Lehrer-Gesprächen) und zur Gestal-
tung von Elternsprechtagen und Klassenel-

3. Bildungspartnerschaft Familie – Schule
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Handreichung erstellt. Auf die sprachliche, 
kulturelle und soziale Vielfalt der Elternschaft 
wird dabei besonders Bezug genommen.11

•	 Mündliche oder schriftliche Rückmeldungen 
der Eltern an Schule und Lehrkräfte im Rah-
men von Befragungen bzw. Evaluationen wer-
den zum Anlass für Gespräche und Vereinba-
rungen zwischen Schule und Familie genutzt. 
Über das Selbstevaluationsinstrument IQES-
online, das nahezu allen Schulen in Bremen 
seit 2012 zur Verfügung steht, haben Schulen 
einfach zu handhabende Möglichkeiten, El-
ternrückmeldungen einzuholen.

•	 Das Thema wird Gegenstand der Schullei-
tungsqualifizierung ProfiS.

Unterstützung von Vereinbarungen  
Schule – Familie (Erziehungs- und 
Bildungsvereinbarung)

Nach dem Gutachten von W. Sacher (S. 26 ff.) ist ins-
besondere die sogenannte „heimbasierte Elternun-
terstützung“ (gemeint sind bestimmte Formen fami-
liärer Lernförderung) ein besonders wirkungsvoller 
Beitrag der Eltern für den Schulerfolg ihrer Kinder.12 

Einige Bremer Schulen schließen bereits „Bil-
dungsvereinbarungen“ (o.ä.) mit Eltern ab, um die 
Elternunterstützung des Lernprozesses der Kinder 
zu sichern. Die Vereinbarungen sind unterschied-
lich konkret und beschreiben in der Regel nur die 
„Leistungen“ der Eltern. 

•	 Es wird eine Checkliste zur „heimbasierten 
Elternarbeit“ erstellt, die verschiedene Mög-
lichkeiten der familiären Lernförderung insbe-
sondere für Eltern mit Migrationshintergrund 
oder eher bildungsungewohnte Eltern skizziert 
(vgl. Sacher-Gutachten S. 26 ff.).

11	 Hinweise hierzu liefert das Sacher-Gutachten (z. B. S. 13, S. 30f). 
Diese verweist als ein “Best-Practice-Beispiel” auch auf das 
Moderator/innenteam “Gleiche Augenhöhe” der Oberschule 
Findorff, in dem ein Eltern und Lehrerteam z. B. konfliktträch-
tige Gespräche oder Elternabende begleitet (S. 26).

12	 W. Sacher weist darauf hin, dass direkte Hausaufgabenhil-
fe durch Eltern oft wenig hilfreich ist. – Er betont zudem, 
dass vielen Eltern nicht bewusst sei, dass sie die Lese- und 
Schreibfähigkeit ihres Kindes auch durch das Vorlesen in einer 
anderen Sprache als Deutsch fördern können. Die Bereitstel-
lung von mehrsprachiger Literatur würde somit auch Familien 
mit geringen Deutschkenntnissen die Literalitätsförderung der 
Kinder erheblich erleichtern. 

•	 Den Schulen werden zielgruppenadäquate Mu-
ster-Vereinbarungen für Erziehungs- und Bil-
dungspartnerschaften zur Verfügung gestellt, 
die „Leistungen“ beider Seiten beschreiben.

•	 Das Thema wird Gegenstand der Schullei-
tungsqualifizierung ProfiS.

•	 Mit Stadtbibliotheken und Migrantenorgani-
sationen werden Programme für Eltern und 
Familien zur Leseförderung bzw. zum häusli-
chen Vorlesen entwickelt.

Entwicklung einer Regionalen 
Bildungsgemeinschaft

Eine Erziehungs- und Bildungspartnerschaft 
Schule – Familie ist gerade mit den sogenannten 
„schwer erreichbaren“ Eltern nur zu realisieren, 
wenn das soziale Umfeld der Familien einbezo-
gen wird. Es kann hilfreich sein, Gesprächsange-
bote, Elterntreffs und Elternstammtische auch 
außerhalb der Schule einzurichten: zum Beispiel 
in Stadtteil-, Kultur- oder Jugendzentren, Kirchen 
oder Moscheen. 

•	 Die Quartiersbildungszentren (QBZ Robins-
balje, QBZ Blockdiek) unterstützen Bildungs-
prozesse für Kinder und Familien im Stadtteil. 
Sie vernetzen vorhandene Bildungs- und Bera-
tungsangebote und nutzen die Kompetenzen 
der unterschiedlichen Akteure. 

•	 Im Projekt QUIMS wurden übertragbare An-
sätze einer regionalen Bildungsgemeinschaft 
entwickelt und erprobt.

Resümee

Die eingeleiteten und geplanten Maßnahmen 
stimmen weitgehend überein mit der Vorlage zur 
„Gemeinsamen Erklärung der Kultusministerkon-
ferenz und der Organisationen von Menschen mit 
Migrationshintergrund zur Bildungs- und Erzie-
hungspartnerschaft von Schule und Eltern“. 
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Die soziale Herkunft stellt einen wesentlichen Fak-
tor für den Bildungserfolg von Kindern und Jugend-
lichen dar. Kinder aus sozialen Gruppen, die in der 
Gesellschaft über einen vergleichsweise niedrigen 
sozialen Status verfügen, haben besonders große 
Hürden zu überwinden, um umfassende Kompe-
tenzen und hohe Bildungsabschlüsse zu erreichen. 
Besonders benachteiligt sind diejenigen Kinder mit 
Migrationshintergrund, deren Familien mit Armut 
und prekärer Beschäftigung zu kämpfen haben. 
Verschiedene Studien belegen, dass der Wohnort 
zusätzliche, die Ungleichheit verstärkende Effekte 
hat. In den Schulen zeigt sich die soziale Segregati-
on in besonders starkem Maße. Nicht selten verlas-
sen die sogenannten bildungsorientierten Familien 
zum Zeitpunkt der Einschulung ihrer Kinder sol-
che Stadtteile, um ihre Kinder in Schulen anderer 
Quartiere unterzubringen. Im Stadtteil zurück blei-
ben die Familien, die zwar für ihre Kinder ebenfalls 
einen bestmöglichen Bildungsweg wünschen, aber 
oft – u.a. auch sprachlich – überfordert sind, sich 
im Bildungssystem zu orientieren oder nicht über 
die Mittel verfügen, in einem anderen Stadtteil zu 
wohnen. Gleichzeitig sind die betroffenen Stadttei-
le auch bevorzugte Ankunftsorte für Migrantinnen 
und Migranten aus Regionen mit hoher Armut in 
Europa, dem Nahen Osten oder für Flüchtlinge. 

Durch diese Effekte haben sich Schulen entwickelt, 
in denen die Segregation besonders stark und teil-
weise sogar stärker ausgeprägt ist, als in der Wohn

umgebung. Diese soziale Entmischung in den Schu-
len verstärkt die Bildungsbenachteiligung der Kin-
der und Jugendlichen.
Diese Schulen und weitere Bildungseinrichtungen 
in den Stadtteilen sind unter diesen Bedingungen 
stark gefordert, um ihre Aufgaben zu erfüllen. Es 
bedarf also Strategien und Konzepte, die sich ei-
gens auf den oben beschriebenen Zusammenhang 
von sozialer Herkunft, sozialer Segregation der 
Stadt und Bildungserfolg beziehen und die bisheri-
gen Konzepte der Schulentwicklung ergänzen.  
In der Expertise wird empfohlen, das Schweizer 
Programm QUIMS im Rahmen eines Pilotvorha-
bens QUIMS_Gröpelingen umzusetzen und mit 
dem bei der Senatorin für Bildung und Wissen-
schaft angesiedelten Bundesprogramm „Lernen 
vor Ort“ zu verknüpfen. Dieses koordiniert in Grö-
pelingen in Anlehnung an Konzepte wie „Bildungs-
offensive Elbinseln“ (Hamburg) und „Quadratkilo-
meter Bildung“ (Berlin) den Aufbau einer lokalen 
Bildungslandschaft. 

In mehreren Veranstaltungen in verschiedenen 
Stadtteilen in Bremen („Runde Tische“ mit den 
Ortsämtern und Beiräten) sind zwischen Herbst 
2012 und Frühjahr 2013 spezifische Problemlagen 
und Herausforderungen, aber auch vorhandene Po-
tenziale und Initiativen von Schulen und Stadtteil
einrichtungen vorgestellt und diskutiert worden. 
Die Ergebnisse sind in die folgenden Darstellungen 
eingeflossen. 

Übergeordnete Ziele

Zentrale Ziele sind:
•	 die systematischere Zusammenarbeit der Schu-

len mit Stadtteileinrichtungen bei der Sicherung 
des Schulerfolgs der Kinder und Jugendlichen,

•	 der Aufbau einer Koordinationsstruktur für 
die strukturierte Zusammenarbeit der Bil-
dungsakteure in den Stadtteilen (Kita, Schule, 
kulturelle Bildung, Stadtbibliothek, Erwachse-
nenbildung, usw.) sowie die Vereinbarung und 
Umsetzung gemeinsamer Bildungsziele,

Einführung: Bildungsbenachteiligung 
und Sozialraumeffekte

•	 die Stärkung und Weiterentwicklung vorhande-
ner, auf den Stadtteil bezogener Bildungs- bzw. 
Beratungsangebote, 

•	 die stärkere Abstimmung der Planungen in 
den Bereichen Schulentwicklung und sozialen 
Stadtentwicklung und 

•	 die Entwicklung von integrierten, sozialraum
orientierten Bildungsansätzen und eines res-
sortübergreifenden Bildungsmanagements (so-
wohl lokal als auch kommunal).
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Ausgangslage

Der Empfehlung der Expertise folgend wurde ab 
Mai 2011 in Gröpelingen das Programm „Quali-
tät in multikulturellen Schulen und Stadtteilen“ 
(QUIMS) mit Hilfe des Bundesprogramms „Lernen 
vor Ort“ aufgebaut. QUIMS ist ein Programm zur 
Qualitätsentwicklung in Schulen und Stadtteilein-
richtungen. Es fokussiert sich auf die spezifischen 
Herausforderungen der Arbeit mit einer hoch di-
versen Schülerschaft und deren Familien. 

Vorbild ist das seit 1996 laufende Züricher Programm 
QUIMS (Qualität in multikulturellen Schulen). Dieses 
hat die Schwerpunkte: Sprachförderung (Bildungs-
sprache), Förderung des Schulerfolgs (auch bezogen 
auf messbare Kompetenzen, Schulübergänge und  
-abschlüsse) und Integration der Eltern und Schü-
lerpartizipation. Im Zentrum stehen Schul- und Un-
terrichtsentwicklung, begleitet durch umfassende 
Qualifizierungsangebote für die Lehrpersonen.

Im Projekt QUIMS_Gröpelingen ist die Zusammen-
arbeit mit Stadtteileinrichtungen und der Aufbau 
von Vernetzungsstrukturen im Stadtteil von vorn-
herein als weiterer Schwerpunkt definiert und or-
ganisatorisch umgesetzt worden. 

Entwicklungsziele

Mit QUIMS sollten die Bildungseinrichtungen im 
Stadtteil dabei unterstützt werden, 
•	 die Förderung von Spracherwerb und Literali-

tät zu optimieren,
•	 Bildungserfolg – auch im Hinblick auf die Ent-

wicklung personaler und sozialer Kompeten-
zen – zu fördern und die Gestaltung der Über-
gänge zu verbessern,

•	 Schülerinnen und Schülern und deren Eltern 
und Familien mehr Beteiligungsmöglichkeiten 
zu eröffnen und

•	 gemeinsame Ziele und Strategien zwischen 
den Bildungsakteuren des Stadtteils auszu-
handeln und umzusetzen. 

1. Pilotvorhaben QUIMS (Qualität in 
multikulturellen Schulen und Stadtteilen)

Eingeleitete und geplante Maßnahmen

Einrichtung der „Entwicklungsgruppe QUIMS“
Um das Programm in Gröpelingen zu konzipieren 
und umzusetzen, wurde im Herbst 2011 ein regel-
mäßig tagender Arbeitskreis gegründet, die „Ent-
wicklungsgruppe QUIMS“, an der – moderiert von 
„Lernen vor Ort“ – zehn Schulen und viele Stadt-
teileinrichtungen (Volkshochschule, Stadtbiblio-
thek, Kultur Vor Ort, Bürgerhaus Oslebshausen, 
Gesundheitstreffpunkt, ZIS, Mädchenhaus, u.a.), 
Schulaufsicht, Elternvertreterinnen und Elternver-
treter, Ortspolitik und ein Vertreter des LIS betei-
ligt sind. Die Zusammenarbeit Kita – Grundschule 
wurde in einem eigenen Arbeitskreis organisiert.

Projektvereinbarungen mit den Schulen
Über Schulbesuche und Besuche in den Stadtteil-
einrichtungen wurde ein Überblick über die schon 
bestehenden zahlreichen Aktivitäten geschaffen. 
In der Entwicklungsgruppe wurden auf dieser Basis 
die Arbeitsfelder „Sprachbildung/Literalität“ und 
„Elternpartizipation“ als zentrale schulbezogene 
Bildungsaufgaben für den Stadtteil identifiziert. Im 
Frühjahr 2012 wurde eine Vereinbarung zwischen 
den beteiligten QUIMS-Schulen und der Senato-
rin für Bildung und Wissenschaft abgeschlossen 
(befristet bis Juli 2014), die auch den Umfang der 
zusätzlichen Ressourcen für QUIMS Schulen regel-
te. Die QUIMS-Schulen haben sogenannte QUIMS-
Beauftragte und Ansprechpartnerinnen und An-
sprechpartner in der Schulleitung benannt. Für die 
schulinterne Steuerung liegt eine Mustervereinba-
rung vor.

Qualifizierung 
Für die QUIMS-Beauftragten der Schulen wurde 
durch die PH Zürich 2012 – 2013 eine umfangrei-
che modularisierte Fortbildung angeboten (fünf 
mehrtägige Module zu den Schwerpunkten „In-
terkulturelle Schulentwicklung“, „Sprachbildung/
Literalität“, „Schulerfolg“, „Qualität in Kooperati-
on“, „Elternpartizipation“).1 Das LIS ist beauftragt, 

1	 Das Modul „Qualität in Kooperation“ wurde über 
„Lernen vor Ort“ konzipiert und umgesetzt.
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geeignete Folgeveranstaltungen zu konzipieren 
und umzusetzen. Das LIS wird zudem weiterhin 
schulinterne Fortbildungen zu den QUIMS-Hand-
lungsfeldern umsetzen (Beratung, Moderation).

Thematische Werkstätten (Workshops) und 
Tagungen
Lernen vor Ort initiierte institutionsübergreifende 
Abstimmungsrunden (z.B. zur besseren Zusam-
menarbeit der Kitas und Schulen oder zur Unter-
stützung der Schulen im Übergang zur dualen 
Ausbildung) und organisierte thematische „Werk-
stätten“, in denen praxisorientiert neue Ideen und 
Ansätze präsentiert wurden. Dazu wurden öffentli-
che Veranstaltungen (z.B. Jahrestagungen) durch-
geführt. 

Konkret gearbeitet wurde in folgenden Themenbe-
reichen: 
•	 Gestaltung des Übergangs zwischen den Kitas 

und den Grundschulen (z.B. Abstimmung über 
mehrsprachige Infonachmittage, Entwicklung 
eines gemeinsamen Jahreskalenders, Abstim-
mung über das Übergangsverfahren, Einbezug 
des Kinder- und jugendärztlichen Dienstes, etc.)

•	 Gestaltung des Übergangs Schule – Beruf (z.B. 
Implementierung des Programms TheoPrax 
des Fraunhofer-Instituts in Oberschulen, Auf-
bau eines Mentorenprogramms gemeinsam 
mit der Bürgerstiftung Bremen und der Ausbil-
dungsbrücke e.V.), 

•	 Förderung der Literalität (z.B. durch institu-
tionsübergreifende Fortbildungen und Werk-
stätten zu neuen Konzepten und Projekten 
(z.B. „Buchwerkstatt“, „Kamishibei“, „Buchsta-
benlabor“, Initiierung eines schulübergreifen-
den Jugendmagazins für den Stadtteil, Aufbau 
eines Moduls family literacy), 

•	 Workshops zu besonderen Herausforderungen 
der Zuwanderung (z.B. den aktuell starken An-
stieg von Einwanderern/innen aus Bulgarien) 
in Zusammenarbeit mit dem WiN-Manage-
ment, den Sozialzentren und dem Stadtteilma-
nagement, 

•	 Entwicklung der Partnerschaft Schule – Eltern/
Familie – Stadtteil durch institutionsübergrei-
fende Fachtage und Pilotprojekte. 

Transfer in andere Stadtteile
QUIMS wurde seit dem Schuljahr 2011/12 modell-
haft in Gröpelingen aufgebaut. Mit den Stadtteilak-
teuren und Schulen in Blumenthal und Huchting 
wurde seit 2013 an der Umsetzung von QUIMS 
auch für diese beiden Stadtteile gearbeitet. Dabei 
erfolgte eine Abstimmung mit bereits bestehenden 
Arbeits- und Koordinationszusammenhängen. 

Ergebnisse
Den beteiligten Schulen sind alltagstaugliche In-
strumente zur Selbstevaluation über IQES-online 
zur Verfügung gestellt worden; jährlich werden Be-
richte zum Stand der Umsetzung erstellt (Berichts-
raster). 
Im August 2014 läuft das Bundesprogramm „Ler-
nen vor Ort“ aus, damit auch QUIMS.  Das Lande-
sinstitut für Schule bietet weiterhin zu Fragen der 
Interkulturalität in der Schule bedarfsorientierte 
Fortbildungen an, die Inhalte aus der QUIMS-Maß-
nahme aufgreifen.

Resümee

Mit dem Projekt QUIMS wurde eine zentrale Emp-
fehlung der Expertise umgesetzt. Die Zwischener-
gebnisse wurden ausgewertet und mögliche modi-
fizierte Modelle entwickelt. 
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Die Schulen sind wichtige Akteure für die Bildung 
im Stadtteil, daneben arbeiten aber auch weitere 
wichtige Akteure wie Stadtbibliothek, Kulturein-
richtungen, Jugendfreizeitheime, Volkshochschu-
le, Kinder- und Jugendangebote (Sport, Ökologie, 
Freizeit), Kitas etc. Auch wenn es in den Stadtteilen 
oft gute Netzwerke zwischen diesen Akteure gibt, 
mangelt es an Ressourcen, um gemeinsame und 
dadurch wirksamere Strategien zur Überwindung 
der Bildungsbenachteiligung im Stadtteil zu ent-
wickeln. Vielfach erschweren die sprachlichen und 
sozialen Barrieren den Stadtteilbewohnerinnen 
und Stadtteilbewohnern, sich in der unübersichtli-
chen Bildungslandschaft zurechtzufinden.

Die Zusammenarbeit und Vernetzung von Jugend-
hilfe und Schule, die Entwicklung von „Bildungs-
landschaften“ und die Förderung der Kooperation 
im Stadtteil durch Quartiersbildungszentren sind 
Empfehlungen des Schulentwicklungsplans (SEP 
2008, Empfehlungen Nr. 19).

In Huchting (Robinsbalje) und Blockdiek (Schule 
an der Düsseldorfer Straße) sind zwei Quartiers-
bildungszentren (QBZ) entstanden. Beide gehen 
auf eine entsprechende gemeinsame Initiative der 
Sozial-, Bau- und Bildungsressorts zurück. Sie sind 
jeweils einer Ganztagsgrundschule zugeordnet und 
stellen eine konzeptionelle, operative und räumli-
che Klammer für die Zusammenarbeit von Jugend-
hilfe und Schule und weiterer Quartiersinitiativen 
dar.

In Blockdiek hat sich moderiert vom QBZ in Trä-
gerschaft der Hans Wendt-Stiftung ein gut funk-
tionierendes Netzwerk etabliert, das rund um die 
Grundschule Düsseldorfer Straße eine Bildungs-
landschaft auf Quartiersebene bildet. Das QBZ 
Huchting wurde 2009 gegründet und aufgrund 
seines innovativen Konzeptes von der EU-Kom-
mission 2012 als eines von 50 europäischen best-
practice-Projekten ausgezeichnet. 

2. Quartiersbildungszentren (QBZ) und Aufbau 
einer „lokalen Bildungslandschaft“

Mit dem Betrieb und dem Aufbau eines weiteren 
Quartiersbildungszentrums in Gröpelingen sind 
Instrumente geschaffen, Bildung im Sozialraum 
besser zu koordinieren.

Entwicklungsziele

•	 Die Quartiersbildungszentren übernehmen 
eine moderierende, prozessbegleitende und 
qualifizierende Rolle im Zusammenspiel der 
verschiedenen Bildungsakteure im Quartier 
oder Stadtteil. Dazu wird in den QBZ ein „loka-
les Bildungsbüro“ eingerichtet.

•	 Die Angebote im QBZ orientieren sich auf der 
Grundlage empirischer Daten (z.B. Bildungs-
bericht, Armuts- und Reichtumsbericht, Ent-
wicklungsplan Partizipation und Integration 
der Landesregierung) an den bildungspoli-
tischen Herausforderungen im Stadtteil und 
unterstützen die Einrichtungen dabei, diese 
Herausforderungen besser zu meistern.

•	 In ihren Räumlichkeiten finden bevorzugt An-
gebote an den Bildungsschnittstellen statt (je 
nach Bedarf können das folgende Schnittstel-
len sein: Eltern/Schule, non-formale/forma-
le Bildung, Kita-Grundschule, Grundschule/
weiterführende Schule, Schule-Beruf, Schule-
Jugendhilfe, etc.)

Eingeleitete und geplante Maßnahmen

Aufbau des Quartiersbildungszentrum 
Gröpelingen
In Gröpelingen wird bis Herbst 2014 das Quartiers-
bildungszentrum als gemeinsame Initiative der 
Ressorts Bau, Soziales und Bildung neu errichtet. 
Im Rahmen des Programms „Lernen vor Ort“ wur-
den mit den lokalen Akteuren und der Ortspolitik 
in mehreren moderierten Workshops gemeinsame 
Leitziele und strategische Umsetzungsideen für 
das QBZ entwickelt. Schwerpunkte im QBZ sollen 
neben der Ansiedlung eines lokalen Bildungsbüros, 
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einer aufsuchenden Bildungsberatung u.a. auch 
eine Werkstatt für Sprachförderung und Literalität 
sein, die insbesondere auf die Mehrsprachigkeit der 
Kinder und deren Familien eingeht. Nutzungskon-
zepte, Finanzierungsmöglichkeiten und Kooperati-
onsstrukturen dafür werden entwickelt. 

Stärkung des Quartiersbildungszentrum 
Robinsbalje in Huchting
In Huchting wird das QBZ zukünftig stärker die 
Rolle zur Stärkung des Bildungsstandortes Robins-
balje einnehmen. Die strategischen Ziele für das 
QBZ sowie die Rolle der QBZ-Managerin werden 
geschärft, Umsetzungsstrategien entwickelt. Mit 
Hilfe eines extern moderierten Workshops wurde 
im Schuljahr 2013/14 der Ist-Zustand analysiert 
und eine gemeinsame Zukunftsvision der beteilig-
ten Institutionen vor Ort entwickelt.  

Zusammenarbeit der Bremer Quartiers
bildungszentren und Qualifizierung  
der QBZ-Managerinnen und -Manager
Um in ihrer Rolle als Kommunikatorin und Mo-
deratorin bzw. Kommunikator und Moderator im 
Schnittfeld von Schule und Stadtteil gestärkt zu 
werden, arbeiten die QBZ-Managerinnen und -Ma-
nager stärker als bisher konzeptionell zusammen. 
Dazu finden unter der Federführung des Bildungs-
ressorts (Referat 25) regelmäßige Treffen statt. Für 
die anspruchsvolle Aufgabe der lokalen Bildungs-
koordination ist darüber hinaus als Qualifizie-
rungsmaßnahme für die QBZ-Managerinnen und 
-Manager eine Prozessbegleitung mit Beratungs-
fokus (eventuell mit supervisorischen Anteilen, 
Coachingansätzen) in Planung. 

Resümee 

Mit den QBZ sind in einzelnen Stadtteilen gute 
Voraussetzungen für ein sozialraumorientiertes 
Bildungsmanagement gegeben.
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Mit dem Entwicklungsplan Migration und Bildung 
ist es gelungen, eine Gesamtstrategie für den Be-
reich Migration und Bildung zu entwickeln. Der 
Entwicklungsplan ist auf den Bremer Schulent-
wicklungsplan und den Entwicklungsplan Inklu-
sion abgestimmt. Er ist außerdem abgestimmt auf 
den Entwicklungsplan Partizipation und Integrati-
on des Bremer Senats. 

Die gesellschaftlichen Entwicklungs- und Migrati-
onsprozesse sind dynamische Prozesse, die immer 
wieder neue Herausforderungen mit sich bringen. 
Somit kann der Entwicklungsplan kein abgeschlos-
senes Werk darstellen, sondern muss als ein Stra-
tegiepapier verstanden werden, das regelmäßig 
konzeptionell an die sich verändernden Gegeben-
heiten angepasst werden muss.

In den folgenden Jahren wird es nun darum gehen, 
den Entwicklungsplan an den Schulen zu imple-
mentieren und weiterzuentwickeln. Viele Schulen 
haben bereits gelingende Strategien im Umgang 
mit Heterogenität entwickelt und ein hohes Quali-
tätsniveau erreicht. Diese Schulen werden mit die-
sem Entwicklungsplan weiter unterstützt, andere 
Schulen werden durch diesen Entwicklungsplan 
neue Impulse für die Schulentwicklung bekommen.

Einige Handlungsfelder werden künftig eine zen-
trale Bedeutung haben: Zuallererst müssen alle 
Maßnahmen des Entwicklungsplans darauf an-
gelegt sein, die Bildungsbeteiligung und den Bil-
dungserfolg von Schülerinnen und Schülern mit 
Migrationshintergrund zu verbessern. Hier besteht 
weiterhin hoher Handlungsdruck.

Eine zentrale Bedeutung wird auch weiterhin der 
Bereich der Sprachbildung einnehmen. In den ver-
gangenen Jahren wurde dieser Bereich berechtigt 
in den Fokus genommen, stellt doch Sprache unbe-
stritten einen zentralen Schlüssel für Bildungser-
folg dar. Mit dem Sprachbildungskonzept von 2013 
wurden die Grundsätze der Sprachbildung formu-

liert. Der Schwerpunkt wird in den kommenden 
Jahren darin liegen, dieses Konzept an den Schulen 
umzusetzen. 

Die steigende Anzahl in der Aufnahme von zu-
gewanderten Schülerinnen und Schüler ohne 
Deutschkenntnisse, insbesondere von Kindern 
von Flüchtlingen, wird in den kommenden Jahren 
ein weiteres zentrales Handlungsfeld für den Bil-
dungsbereich bleiben. Mit dem Entwicklungsplan 
Migration und Bildung wurden bereits die Maß-
nahmen zur Sprachförderung und Sprachbildung 
auf die neue steigende Anzahl von zugewanderten 
Schülerinnen und Schülern ohne Deutschkennt-
nisse angepasst und die Qualitätsentwicklung 
vorangetrieben. Dennoch stellt die Integration ins-
besondere der hohen Zahl minderjähriger unbe-
gleiteter Flüchtlinge eine Herausforderung für den 
Berufsschulbereich dar, die weiterhin einer hohen 
Aufmerksamkeit des Senats bedarf. 

Die Schulen im Lande Bremen haben in den ver-
gangenen Jahren geeignete Konzepte und Maßnah-
men umgesetzt, um eine Willkommenskultur für 
alle am Schulleben Beteiligten zu entwickeln. Hier 
sind große Entwicklungsschritte gegangen worden. 
Der intensive Diskussionsprozess im Rahmen des 
Entwicklungsplans Migration und Bildung hat aber 
auch deutlich aufgezeigt, dass sich viele Schülerin-
nen und Schüler mit Migrationshintergrund und 
deren Eltern noch nicht so in der Schule willkom-
men und unterstützt fühlen, wie es wünschens-
wert wäre. Eine noch bessere Willkommenskultur 
zu etablieren, Diskriminierung zu überwinden und 
die Partizipation der Eltern zu verbessern stellen 
in den nächsten Jahren zentrale Handlungsfelder 
in der Qualitätsentwicklung von Schulen dar.

Für ein gutes Bildungsmonitoring ist die Erhebung 
von Merkmalen im Sinne eines Steuerungswissens 
und zum Aufbau geeigneter Handlungsstrategien 
auch weiterhin von zentraler Bedeutung, da sie für 
die Qualitätsentwicklung von Schule unerlässlich 
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sind. Gleichzeitig kann und muss die Verwendung 
des Merkmals „Migrationshintergrund“ in der bil-
dungspolitischen Diskussion hinterfragt werden. 
Dieser wichtige Reflexionsprozess über die Ver-
wendung von Merkmalen wurde im Bremer Schul-
entwicklungsplan begonnen, im Entwicklungsplan 
Inklusion und nun mit diesem Entwicklungsplan 
Migration und Bildung fortgesetzt. Alle Maßnah-
men im Rahmen der Qualitätsentwicklung der Bre-
mer Schulen sollen die Bildungsbeteiligung und 
den Bildungserfolg aller Schülerinnen und Schüler 
sichern. 

Mit diesem Entwicklungsplan Migration und Bil-
dung hat sich das Land Bremen auf den Weg bege-
ben, alle Maßnahmen im interkulturellen Bereich 
zu reflektieren und konzeptionell neu auszurich-
ten. Mit dieser Grundlegung können die Schulen 
in der Entwicklung zu interkulturellen Schulen be-
gleitet und unterstützt werden. 
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Interkulturelle Kompetenz (KMK)

In der Wissenschaftlichen Expertise (Kurzfas-
sung S. 33) wird interkulturelle Kompetenz ver-
standen als eine „spezifische Form der professio-
nellen pädagogischen Handlungskompetenz, de-
ren Bestandteile die Aneignung von Wissen über 
gesellschaftliche Erfahrungen mit Wandlungspro-
zessen durch Migration sowie über Geschichte und 
Entstehungsbedingungen unterschiedlicher Kul-
turen sind“. Neben dem Wissenserwerb soll es um 
„die Reflexion der persönlichen Einstellung zu kul-
turellen Ausdrucksformen, die Erfahrung und das 
Erleben von interkultureller Befremdung in einem 
pädagogischen Kontext“ gehen.
Angemerkt wird aber auch. „Eine allgemeingülti-
ge Definition von Interkultureller Kompetenz exi-
stiert nach Straub (2007) nicht, da sie schwer zu 
operationalisieren und ebenso schwer empirisch 
nachzuweisen ist“ (Karakaşoğlu u.a., 2011, S. 21). 

KMK-Empfehlung „Interkulturelle Bildung 
und Erziehung in der Schule“ (Auszug)
Schule trägt zum Erwerb interkultureller Kompe-
tenzen im Unterricht aller Fächer und durch au-
ßerunterrichtliche Aktivitäten bei. 
Das bedeutet: Die Schule unterstützt die Schüle-
rinnen und Schüler beim Erwerb interkultureller 
Kompetenzen u.a. dadurch, dass sie Lernanlässe zu 
folgenden sich gegenseitig bedingenden Dimen-
sionen gestaltet: 
•	 Wissen und Erkenntnisse aneignen: Kulturen 

als sich verändernde kollektive Orientierungs- 
und Deutungsmuster wahrnehmen und die 
Entstehung und den Wandel soziokultureller 
Phänomene und Strömungen in Vergangen-
heit und Gegenwart erkennen und analysieren. 

•	 Reflektieren und Bewerten: eigene kulturge-
bundene Prägungen und Deutungsmuster re-
flektieren, Offenheit gegenüber Anderen und 
anderen Deutungsmustern entwickeln und in 
der Kommunikation mit Anderen Widersprü-
che zu eigenen Deutungsmustern aushalten 
sowie soziokulturelle Entwicklungsprozesse 

Anhang 2: Interkulturelle Kompetenz –  
Schulnetze und Wettbewerbe zur Interkulturalität

aus mehreren Perspektiven betrachten. 
•	 Handeln und Gestalten: Mitverantwortung für 

die Entwicklung gleichberechtigter Teilhabe 
im persönlichen, schulischen und gesellschaft-
lichen Bereich übernehmen, bewusst gegen 
Diskriminierung und Rassismus eintreten, in 
der Kommunikation und Zusammenarbeit mit 
Anderen soziokulturelle, interessenbedingte 
oder sprachliche Barrieren überwinden, Inter-
essen aushandeln und Konflikte friedlich aus-
tragen.

Die KMK-Empfehlung „Interkulturelle Bildung 
und Erziehung“ (1996) bezeichnete „interkultu-
relle Kompetenz“ als Schlüsselqualifikation für alle 
Kinder und Jugendlichen und interkulturelle Bil-
dung als Querschnittsaufgabe für die Schule. 
Sie formulierte folgende Ziele:
„Interkulturelle Bildung wird (...) zunächst in der 
gewissenhaften Wahrnehmung des allgemeinen 
Erziehungsauftrags der Schule verwirklicht. Er for-
dert bei allen Schülerinnen und Schülern die Ent-
wicklung von Einstellungen und Verhaltensweisen, 
die dem ethischen Grundsatz der Humanität und 
den Prinzipien von Freiheit und Verantwortung, 
von Solida- rität und Völkerverständigung, von De-
mokratie und Toleranz verpflichtet sind.
Auf dieser Grundlage sollen die Schülerinnen und 
Schüler
•	 sich ihrer jeweiligen kulturellen Sozialisation 

und Lebenszusammenhänge bewusst werden;
•	 über andere Kulturen Kenntnisse erwerben;
•	 Neugier, Offenheit und Verständnis für andere 

kulturelle Prägungen entwickeln;
•	 anderen kulturellen Lebensformen und -orien-

tierungen begegnen und sich mit ihnen aus-
einandersetzen und dabei Ängste eingestehen 
und Spannungen aushalten;

•	 Vorurteile gegenüber Fremden und Fremdem 
wahr- und ernst nehmen;

•	 das Anderssein der anderen respektieren;
•	 den eigenen Standpunkt reflektieren, kritisch 
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prüfen und Verständnis für andere Standpunk-
te entwickeln;

•	 Konsens über gemeinsame Grundlagen für das 
Zusammenleben in einer Gesellschaft bzw. in 
einem Staat finden;

•	 Konflikte, die aufgrund unterschiedlicher ethni-
scher, kultureller und religiöser Zugehörigkeit 
entstehen, friedlich austragen und durch ge-
meinsam vereinbarte Regeln beilegen können.“

Schulnetze und Schulprofile zur 
Interkulturalität, Internationalität, 
Mehrsprachigkeit

Europaschulen
sind allgemeinbildende und berufsbildende Schu-
len mit einem interkulturellen, europäischen Schul-
profil. Sie vermitteln im Rahmen ihres Schulpro-
gramms ihren Schülerinnen und Schülern ein ver-
tieftes Verständnis für die europäischen Gemein-
samkeiten und umfassende Europakompetenzen. 
Der Titel „Europaschule“ wird von der Senatorin für 
Bildung und Wissenschaft im Rahmen eines Zerti-
fizierungsverfahrens alle zwei Jahre vergeben bzw. 
alle vier Jahre rezertifiziert. Derzeit (2013) führen 
drei Schulen in Bremen den Titel „Europaschule“.

UNESCO-Projekt-Schulen
In dem weltweiten Schulnetzwerk werden interna-
tionale Verständigung, Nachhaltigkeit und inter-
kulturelles Lernen praktiziert. Themen wie Men-
schenrechte, Umweltschutz und Toleranz werden 
im Unterricht und in Form von Projektarbeit ver-
mittelt; daneben werden internationale Projektta-
ge und Partnerschaftsprojekte mit Schulen anderer 
Länder organisiert. Im Land Bremen gehören drei 
Schulen zum Netzwerk.

CertiLingua
Mit diesem Exzellenzlabel werden Schulen ausge-
zeichnet, die Schülerinnen und Schüler zu mehr-
sprachigen, europäischen und internationalen 
Kompetenzen führen. Im Land Bremen ist seit 2012 
ein Gymnasium akkreditiert.

„Schule ohne Rassismus – Schule mit Courage“
Diese Auszeichnung wird Schulen verliehen, an 
denen sich mindestens 70 Prozent aller Schüler/
innen und Lehrer/innen bzw. Mitarbeiter/innen 
mit ihrer Unterschrift dazu verpflichten, sich ge-
gen jede Form von Diskriminierung an ihrer Schule 
aktiv einzusetzen, bei Konflikten einzugreifen und 
regelmäßig Projekttage zum Thema durchzufüh-
ren. Das SOR-SMC-Netzwerk ist das größte Schul-
netzwerk in Deutschland mit über 1000 Schulen, 
im Land Bremen gehören 22 Schulen dazu. Die 
SOR-SMC-Arbeit wird von der Kultusministerkon-
ferenz unterstützt und im Land Bremen von der 
Landeszentrale für politische Bildung begleitet.

Wettbewerbe zur Interkulturalität
Ansatzpunkte für interkulturelle Bildung liefern 
auch zahlreiche Wettbewerbe, die Projekte, Grup-
pen- und Einzelarbeiten sowie Initiativen ganzer 
Schulen auszeichnen. Beispiele: 

„Demokratisch Handeln“: Der Wettbewerb will 
demokratische Haltung und demokratische Kultur 
im gelebten Alltag von Schule und Jugendarbeit 
stärken. In der Begegnung mit Anderen sollen Fra-
gen und Probleme sichtbar und ein Korridor zur 
politischen Verantwortung geöffnet werden. Er 
zeichnet jährlich Projekte aus – mit hoher Beteili-
gung aus dem Bundesland Bremen. 

„Dem Hass keine Chance – Bremer Jugend-
preis“: Kinder und Jugendliche bewerben sich mit 
Beiträgen, in denen sie ihre Auseinandersetzung 
mit Rassismus, Gewalt und Fremdenfeindlichkeit 
zum Ausdruck bringen.
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„Aktiv für Demokratie und Toleranz“ (jährlicher 
Wettbewerb des Bündnis für Demokratie und Tole-
ranz - gegen Extremismus und Gewalt) 

„Trialog der Kulturen“: Der Schulwettbewerb fin-
det seit 2012 in Bremen statt. Er wurde 2006 initi-
iert von der Herbert-Quandt-Stiftung und fördert 
in jeweils fünf Bundesländern interkulturelle und 
interreligiöse Projekte zur Verständigung zwischen 
Judentum, Christentum und Islam. Derzeit (2013) 
arbeiten in Bremen fünf Schulen mit, die eine ein-
jährige Projektförderung erhalten; für die zweite 
Wettbewerbsrunde sind vier Schulen in der Jury-
auswahl. 

„Geschichtswettbewerb des Bundespräsidenten“: 
Der größte historische Forschungswettbewerb 
greift stets Themen auf, die unter dem Aspekt von 
Interkulturalität beleuchtet werden können und 
regt zur Spurensuche ausgehend vom eigenen Um-
feld an. Thema 2012/13 „Vertraute Fremde – Nach-
barn in der Geschichte“ mit Sonderinitiativen zu 
den Nachbarländern Polen und Frankreich. 

Über weitere aktuelle Wettbewerbsausschreibun-
gen informiert die Internetseite der Bildungssena-
torin unter folgendem Link: 
www.bildung.bremen.de/sixcms/detail.
php?gsid=bremen117.c.5367.de 
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Dr. Jens Reißmann  
(Gesamtleitung) (SBW Referat 20 bis Ende 2012)

Helmut Kehlenbeck  
(stellv. Gesamtleitung) (SBW Referat 21) 

Lena Hochstein  
(SBW Referat 20) – Leiterin der AG A: Sprachbil-
dung, Sprachförderung und Interkulturalität

Marion Seevers  
(SBW Referat 23) – Leiterin der AG B: Berufsori-
entierung, Übergang Schule – Ausbildung/Beruf/
Studium

Inge Grothus  
(LIS) – Leiterin der AG C: Interkulturelle Qualifi-
zierung des pädagogischen Personals 

Anna Igho Priester  
(LIS – Leiterin des Kom.In im LIS) –  Leiterin der 
AG D: Interkulturelle Elternbeteiligung im Praxis-
feld Schule

Matthias Feuser (†)  
(SBW Referat 24)

Andrea Herrmann-Weide  
(SBW Referat 24)

Dr. Lutz Liffers  
(„Lernen vor Ort“)

Anne Lüking  
(SBW Referat 14)

Dr. Heide Rose  
(SSKJF)

Fatmanur Sakarya-Demirci  
(„Lernen vor Ort“)

Anhang 3:  
Mitglieder der Steuergruppe EMiBi

Anlassbezogen: 

Dr. Daniel Kneuper  
(SBW Referat 10) 

Sabine Kurz  
(SBW Referat 20)

Ina Mausolf  
(SBW Referat 23)

Magistrat der Stadt Bremerhaven:  
regelmäßig informiert und an allen Arbeitsgrup-
pen beteiligt

Geschäftsführung: 

Sandra Jager  
(SBW Referat 21) (für den Unterausschuss Migrati-
on und Bildung)

Heiko Winkler  
(SBW Referat 20)

In den o.g. Arbeitsgruppen und darüber hinaus 
waren weitere Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
der Senatorin für Bildung und Wissenschaft, der 
Senatskanzlei (Referat Integrationspolitik), des 
Landesinstituts für Schule, der Senatorin für Sozi-
ales, Kinder, Jugend und Frauen, des Magistrats der 
Stadt Bremerhaven, des Bundesprogramms „Ler-
nen vor Ort“, des Landeselternrats, des Türkischen 
Elternvereins an der Erstellung des Entwicklungs-
plans beteiligt.
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